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0. Vorbemerkung 
Der Deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband e. V. (DBSV), der älteste deutschlandweite Selbsthilfeverband, vertritt die Interessen der rund 1,2 Mio. blinden und sehbehinderten Menschen, einschließlich der taubblinden und hörsehbehinderten Menschen dieses Landes (nach WHO). Er vertritt ebenso die Interessen der Patientinnen und Patienten, deren Erkrankung zur Sehbehinderung oder Erblindung führen kann. Wie in den vergangenen Jahren war es auch im Berichtszeitraum seine primäre Aufgabe, die Selbsthilfetradition mit den Anforderungen einer modernen Leistungs-, Industrie- und Kommunikationsgesellschaft zu verknüpfen. Der DBSV ist die Dachorganisation, in der 20 selbstständige Landesvereine ihre regionale Arbeit bundesweit bündeln und koordinieren, um gemeinsam handeln und auftreten zu können. Die Landesvereine haben ihrerseits wiederum regionale und örtliche Untergliederungen, in denen der einzelne Blinde oder Sehbehinderte Beratung, Hilfe, Freizeitangebote, Informationen und viele Serviceleistungen erhält. Durch diese regionale Verankerung bietet der DBSV blinden und sehbehinderten Menschen und ihren Angehörigen bundesweit über 250 Anlauf- und Beratungsstellen an. Rund 1.200 selbst betroffene Bürgerinnen und Bürger engagieren sich in den Strukturen des DBSV ehrenamtlich. Seit 2002 hat es sich der DBSV darüber hinaus zur Aufgabe gemacht, die Tätigkeit der zahlreichen Fachorganisationen und -einrichtungen des Blinden- und Sehbehindertenwesens zu koordinieren, was sich in der Umbenennung der korrespondierenden Mitglieder in korporative Mitglieder, der Konstituierung dieses Kreises, seinem nunmehr regelmäßigen Zusammentreten und seiner Vertretung in den DBSV-Organen widerspiegelt. Der DBSV lässt sich dabei von der Überzeugung leiten, dass nur kooperierende Blinden- und Sehbehindertenorganisationen stark genug sind, das gemeinsame Ziel zu erreichen, die Lebenssituation blinder und sehbehinderter Menschen in unserer Gesellschaft nachhaltig zu verbessern. Strukturen, die der DBSV zu diesem Zweck entwickelt hat, sind unter anderem:

· Verbändeübergreifende Gremien für die Aufgabenfelder: 
Erziehung und Bildung,
Brailleschrift,
Informations- und Telekommunikationssysteme,
Umwelt und Verkehr,
Leben mit Sehbehinderung,
Leben mit Taubblindheit und Hörsehbehinderung,
Rechtspolitik,
Blindengeld,
Gesundheitspolitik, 
Internationale Angelegenheiten.

· Koordinationsstellen für regional tätige Experten zu den Aufgabenfeldern:
Hilfsmittelberatung,
Büroberufe,
Industrie- und Handwerkliche Berufe,
Medizinisch-therapeutische Berufe,
Diabetes,
Sehbehindertenarbeit,
Tourismus.

· Bundesweite Fachgruppen, Arbeitskreise, Netzwerke und Aktionsbündnisse:
IT-Berufe,
Führhundhalter,
Berufliche Teilhabe,
Barrierefreie Produkte,
Sehen im Alter,
Rehabilitation nach Sehverlust.

· Referenten/Beauftragte/Sprecher für die Bereiche:
Jugend,
Frauen,
Taubblinde/Hörsehbehinderte,
Sport,
Bildung,
Soziales,
Barrierefreiheit,
Patientenorientierte Arbeit / Blickpunkt Auge
Recht,
Internationales,
Verbandskommunikation und Fundraising.

· Projekte für die Aufgabenfelder:
Diabetes und Auge, 
Augenmedizinisches Wissensmanagement, 
Sehen im Alter, 
Tast- und Aktionsbücher für Kinder mit und ohne Seheinschränkung,
Louis Braille Festival 2016
Kultur mit allen Sinnen,
3D-Erzeugnisse für die Erlebbarkeit von Gemälden,
Inklusives Design,
Barrierefreier Zugang zu Audiodeskription / Hörfilm.info,
100 Jahre Blindenführhundausbildung, 
Aufbau von Online-Kursen zur Qualifizierung für ehrenamtlich tätige Beratende, 
Aufklärungskampagne „Woche des Sehens“.
Das DBSV-Präsidium wurde durch den Verbandstag 2014 gewählt. Ihm gehörten im Berichtszeitraum als Mitglieder an:

· Renate Reymann, Peckatel (Präsidentin)

· Hans-Werner Lange, Hannover (Vizepräsident)

· Peter Brass, Berlin

· Jette Förster, Berlin

· Klaus Hahn, Münster

· Prof. Dr. Thomas Kahlisch, Leipzig

· Dr. Thomas Krämer, Berlin

· Hans-Joachim Krahl, Magdeburg

· Rudi Ullrich, Marburg

Der Deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband e. V. ist Verband der freien Wohlfahrtspflege im Sinne des § 23 Umsatzsteuerdurchführungsverordnung (UstDV) und Mitglied im Paritätischen Wohlfahrtsverband, Gesamtverband Berlin e. V. sowie der Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe e. V., (vormals Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte e. V.) Düsseldorf, der Deutschen Vereinigung für Rehabilitation (DVfR) Heidelberg und der Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen Bonn. Der Verband hat die Erhaltung und Verbesserung der sozialen Stellung blinder und sehbehinderter Menschen sowie von Augenpatienten, die Förderung ihrer Selbstbestimmung, ihrer gleichwertigen Teilhabe und Mitwirkung am Leben in der Gesellschaft, die Erhaltung und Verbesserung ihrer medizinischen Versorgung sowie die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention zum Ziel.

Diese Aufgaben erfüllt er insbesondere durch:

a)
Einflussnahme auf die Gesetzgebung und Gesetzesanwendung,

b)
Rechtsberatung, Rechtsvertretung und Verbandsklagen in behinderungsspezifischen Angelegenheiten,

c)
Förderung der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft,

d)
Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben und Mitwirkung bei der Erschließung neuer Erwerbsmöglichkeiten,

e)
Förderung der medizinischen Rehabilitation und von Maßnahmen zur Verhütung von Sehbehinderung und Blindheit,

f)
Bereitstellung von Informationen zu medizinischen Fragen und von Hilfen zur Bewältigung krankheits- oder patientenbezogener Probleme, namentlich durch den Erfahrungsaustausch mit Gleichbetroffenen, 

g)
Durchsetzung von Barrierefreiheit und Universal Design in allen Bereichen des öffentlichen Lebens, unter anderem durch Aushandeln von Zielvereinbarungen, 

h)
Förderung der Entwicklung und der Bereitstellung geeigneter Hilfsmittel,

i)
Aufklärung, Beratung und rechtliche Vertretung in Angelegenheiten des Verbraucherschutzes, 

j)
Förderung sowohl der spezifischen als auch der inklusiven Erziehung und Bildung blinder und sehbehinderter Kinder und Jugendlicher,

k)
Förderung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und der Mobilität blinder und sehbehinderter Menschen im öffentlichen Raum,

l)
Unterstützung kultureller und sportlicher Betätigung blinder und sehbehinderter Menschen,

m)
Unterhaltung von Einrichtungen beziehungsweise Beteiligung an deren Trägerschaft sowie Förderung von Einrichtungen, die der Rehabilitation oder der Erholung dienen,

n)
Öffentlichkeitsarbeit unter Nutzung aller geeigneten Medien,

o)
Zusammenarbeit mit anderen Organisationen im In- und Ausland, 

p)
Maßnahmen der Entwicklungshilfe,

q)
Errichtung von und Beteiligung an rechtsfähigen und nicht rechtsfähigen Stiftungen.

Der Verband kann überdies – allein oder mit anderen Gesellschaftern – eine Rechtsberatungsgesellschaft unterhalten, mittels derer er den Mitgliedern seiner Mitgliedsverbände Rechtsberatung und Rechtsvertretung in den Rechtsgebieten des Sozial- und Verwaltungsrechts in Anwendung von § 73  Abs. 2 Nr. 9 SGG und § 67 Abs. 2 Nr. 7 VwGO in mindestens mittelbar mit einer Behinderung im Zusammenhang stehenden Rechtsfragen und -streitigkeiten anbietet. In diesem Falle werden die Bedingungen der Inanspruchnahme in einer Nutzungssatzung geregelt, die vom Verbandstag bestätigt und als Anlage der Verbandssatzung beigefügt wird. 

1. „Gemeinsam weitersehen“
Dieses Motto des Verbandstages 2014 ist Leitlinie der Verbandsarbeit in der laufenden Wahlperiode. Entsprechend setzte der DBSV im Jahr 2015 seine verbandliche Weiterentwicklung und seine politische Arbeit fort. In seinen Kampagnen zur Aufklärung, zur Interessenvertretung, zur gegenseitigen Stärkung und Ermutigung setzte der DBSV gleichermaßen auf verbandsübergreifende Bündnisse und auf die Aktivierung und Einbindung vieler Menschen vor Ort. Bei der politischen Interessenvertretung war dabei eine wahre Lawine von Gesetzesvorhaben zu begleiten. Als zentrale Herausforderung war bereits im zweiten Jahr der Prozess zur Vorbereitung eines Bundesteilhabegesetzes zu meistern, wofür die Arbeit in verbandsinternen und verbändeübergreifenden Gremien und Bündnissen intensiv fortgesetzt wurde. Umso härter war der Rückschlag, als das Reformvorhaben im Laufe des Jahres von der finanziellen Entlastung der Kommunen entkoppelt wurde. Reformdruck und Gestaltungsspielräume gingen verloren, so dass der Referentenentwurf zunächst nicht vorgelegt werden konnte und statt eines Reformgesetzes nun ein Spargesetz droht. So dürfte es in 2016 mehr darum gehen, Verschlechterungen zu verhindern, als Verbesserungen, zum Beispiel hinsichtlich einer bundesweit gerechten Blindengeldlösung, zu erreichen. In jedem Fall wird sich der DBSV weiterhin vehement um das Bundesteilhabegesetz kümmern (siehe auch 2.1 und 2.2).

Ein wichtiger Teil der Arbeit des DBSV folgt seit Jahren dem Ziel: Mehr Barrierefreiheit wagen. Während in den eigenen Fachgremien, aber auch im DIN und ähnlichen Zusammenschlüssen die Standards dafür erarbeitet werden, ist mit deren Propagierung und Durchsetzung beinahe der gesamte DBSV befasst. Im Berichtszeitraum konnten dabei einige wegweisende gesetzgeberische Erfolge erreicht werden. So müssen im Vergaberecht künftig bei der Erstellung von Leistungsbeschreibungen die Zugänglichkeitskriterien für Menschen mit Behinderung oder die Konzeption für alle Nutzer berücksichtigt werden (siehe auch 2.6). Das neue E-Health-Gesetz verpflichtet dazu, die Einhaltung der Vorschriften zur Barrierefreiheit, zum Beispiel beim Zugriff auf die Daten der elektronischen Gesundheitskarte, sicherzustellen (siehe auch 2.5). Nachdem der DBSV bereits erreicht hatte, dass Filme aus Bundesmitteln nur noch gefördert werden, wenn eine Audiodeskription mit produziert wird, lassen die Vorgespräche zur nächsten Gesetzesnovellierung erwarten, dass nun auch der tatsächliche Zugang zu den barrierefreien Fassungen verbessert werden kann (siehe auch 2.10). Durch die sehr intensive Begleitung der Novellierung des Behindertengleichstellungsrechts schließlich gelang es, dass der zum Jahresende vorgelegte Referentenentwurf nun Regelungen vorsieht, wie die Schaffung einer Bundesfachstelle für Barrierefreiheit, die Aufnahme der Auffindbarkeit in die Definition von Barrierefreiheit, die schrittweise barrierefreie Gestaltung von IT-Arbeitsplätzen, die Schaffung eines Partizipationsfonds zur Unterstützung der politischen Arbeit insbesondere von Selbstvertretungsorganisationen (siehe auch 2.4).

Immer bedeutender in einer globalisierten Welt wird auch die internationale Zusammenarbeit blinder und sehbehinderter Menschen. Es erfüllt den DBSV deshalb mit Stolz, dass Deutschlands Vertreter, Wolfgang Angermann, 2015 zum Präsidenten der Europäischen Blindenunion wiedergewählt wurde. Inhaltlich betreut der DBSV federführend die Kampagne zu Geräuscharmen Fahrzeugen. Dabei gelang es, ein Fenster zu öffnen, um den Pausenschalter, mit dem die bereits durchgesetzten Geräusche bei E-Fahrzeugen wieder abgeschaltet werden können, doch noch zu verhindern. Mit der europäischen Richtlinie über Barrierefreiheit von Webseiten, dem European Accessibility Act und der Umsetzung des globalen Marrakesch-Vertrags waren 2015 weitere internationale Regelungen in Arbeit, die sich entscheidend auf die Lebenssituation blinder und sehbehinderter Menschen auswirken können. Deshalb engagierte sich der DBSV auch in den Kampagnen dazu und wird dieses Engagement 2016 fortsetzen (siehe auch 17).

Im Berichtszeitraum beteiligten sich 15 von 20 Landesvereinen an den Patientenangeboten von Blickpunkt Auge. Sie verfügten über 150 zertifizierte Berater. In den Regionen wurden über 50 Beratungsstandorte unterhalten, drei Beratungsmobile fuhren 260 Städte und Gemeinden an, zwei Beratungstelefone wurden betrieben, etwa 10.000 Beratungen wurden dokumentiert, fast 5.000 Menschen durch Gruppenangebote und Veranstaltungen erreicht. Dieser Entwicklung trug der DBSV 2015 Rechnung. Im Kernteam der Geschäftsstelle wurde dauerhaft eine Koordinationsstelle für die patientenorientierte Arbeit eingerichtet. Geeignete Publikationen werden künftig im Blickpunkt Auge Erscheinungsbild produziert. Bei geeigneten Außenauftritten wird sich der Verband im Kleid der neuen Beratungsmarke präsentieren. Damit ist der DBSV die nächsten Schritte zur Etablierung von Blickpunkt Auge gegangen. Das Ziel der bundesweiten Präsenz bis 2018 bleibt bestehen (siehe auch 4.1 und www.blickpunkt-auge.de).

Im Rahmen einer gemeinsamen Fachtagung gründeten der DBSV und die Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen (BAGSO) 2014 das Aktionsbündnis „Sehen im Alter“. Während sich Blickpunkt Auge direkt an Ratsuchende wendet, will das Aktionsbündnis Fachkreise ansprechen, das Zusammenwirken der verschiedenen im Themenfeld aktiven Akteursgruppen stärken und politische wie gesellschaftliche Wirksamkeit entfalten. Dazu bietet das Thema im Zusammenhang mit allgemeinen Demographie-Initiativen sowohl regional als auch bundesweit eine gute Grundlage, hat aber auch Überschneidungen mit Blickpunkt Auge. Beides zeigte sich 2015, als eine Kooperation mit der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung gelang. So war die Erstauflage der gemeinsam herausgegebenen Broschüre „Sehen im Alter“ nach wenigen Monaten vergriffen und es konnten ein Nachdruck im bemerkenswerten Umfang von 100.000 Exemplaren sowie Auflagen in Russisch und Türkisch vereinbart werden. Der DBSV lädt seine Mitgliedsorganisationen ein, ebenfalls dem Aktionsbündnis beizutreten und Initiativen auf regionaler Ebene zu ergreifen (siehe auch 4.2.2 und www.sehenimalter.org).

In Zeiten zurückgehender öffentlicher Förderungen und wachsenden bürgerschaftlichen Engagements ist des Weiteren die Initiative des DBSV hervorzuheben, mit welcher der Verband im Oktober 2000 die Blindenstiftung Deutschland errichtete. Die Stiftung versteht sich als Gemeinschaftsstiftung, die um Zustiftungen wirbt, um zum Wohle blinder und sehbehinderter Menschen weiter wachsen zu können. Mit dem Lore und Edmund Schneider Fonds errichtete die Blindenstiftung Deutschland eine solche Zustiftung beispielsweise als Namensfonds. Ausschüttungen aus diesem Fonds werden nun dauerhaft mit den Namen der Zustifter verbunden sein. Im Berichtszeitraum kamen sie „DBSV Inform“ zu Gute. Ihre weiteren Förderungen konzentriert die Stiftung seit 2010 auf Kinder- und Jugendprojekte. Gefördert wurde 2015 die internationale Musikwoche „musicted“ für Kinder und Jugendliche mit und ohne Seheinschränkung. Nähere Informationen bieten in der DBSV-Geschäftsstelle erhältliche Unterlagen (siehe auch Abschnitt 18.) - oder sprechen Sie direkt die Stiftungsvorsitzende, DBSV-Präsidentin Renate Reymann, an.
1.1 Verbandsorgane 

Im Berichtszeitraum fanden folgende Sitzungen von Verbandsorganen statt:

Verwaltungsrat:
8. und 9. Mai in Nürnberg,

9. und 10. Oktober in Mannheim (mit vorausgehendem Plenum der korporativen Mitglieder am 8. Oktober),

Präsidium: 
23. Januar,

26. und 27. März,

11. und 12. Juni,

23. und 24. September,

26. und 27. November (jeweils in Berlin)

sowie als Telefonkonferenzen am 20. April und 31. August.

Richtschnur für die Verbandsarbeit im Berichtszeitraum waren die Ergebnisse des Verbandstages 2014. Sie sind in den Berichten seiner fünf Arbeitsgruppen niedergelegt:

1) Wie halten wir Schritt mit dem technischen Fortschritt?
2) Wie dicht sind wir dran am einzelnen Mitglied?
3) Welche Perspektive hat bei uns die Jugendarbeit?
4) Wie kann unsere berufliche Teilhabe besser gelingen?

5) Welche Angebote haben wir für Menschen mit mehrfachen Beeinträchtigungen - was können sie und ihre Angehörigen vom DBSV erwarten?

des Weiteren in den Entschließungen:

1) Schaffung eines Bundesteilhabegesetzes 

2) Barrierefreiheit umsetzen!
3) Sehen im Alter -vermeidbaren Sehverlust vermeiden und Menschen mit Sehverlust optimal unterstützen
4) Schaffung einer Grundrehabilitation nach Sehverlust
sowie in der Satzungserweiterung:


„… Aufklärung, Beratung und rechtliche Vertretung in Angelegenheiten des Verbraucherschutzes…“.

Bei der Umsetzung wurden die Verbandsorgane von den in ihren Aufgabenbereichen tätigen Verbandsgremien unterstützt sowie bei Bedarf von projektbezogenen Arbeitsgruppen.

1.2 Finanzielle Situation 

Unsere Selbsthilfearbeit auf Bundesebene ist strukturell unterfinanziert. Das Defizit entsteht im Kernbereich. Dazu gehören der Unterhalt der Geschäftsstelle, des Personalstamms, der Verbandsorgane, der Expertengremien. Nur mit diesem Kernbereich ist der Verband in der Lage, ergänzende Projekte, Veranstaltungen und Veröffentlichungen umzusetzen. Vor allem aber erledigt der Verband hier seine zentralen Aufgaben, wie die Interessenvertretung gegenüber Politik, Verwaltungen, Wirtschaft, Medien und Gerichtsbarkeit. Hier wird das Verbandsleben organisiert, es wird bundesweit zusammengetragen, welche Probleme blinder und sehbehinderter Menschen zu lösen sind und wie das geschehen kann. Für die Mitgliedsorganisationen, also die Landesvereine, die Fachorganisationen und die Einrichtungen, werden hier Austausch, Unterstützung und Aufgabenteilung organisiert. Die den DBSV bildenden Organisationen und Menschen schaffen es bisher nicht, die in diesem Bereich anfallenden Kosten zu decken. Dieser Analyse trug der Verwaltungsrat 2009 Rechnung, indem er eine Erhöhung der Beiträge ordentlicher Mitglieder beschloss und einen Runden Tisch zur Erarbeitung weiterer Maßnahmen einsetzte. Ein Beschluss zur Erhöhung der Beiträge der korporativen Mitglieder folgte 2010. Der Runde Tisch tagte seither regelmäßig. Er befasste sich mit den Themen Mitgliedergewinnung, Fundraising, Beitragsbemessung und aktuellen Maßnahmen des DBSV. Zur Stärkung der finanziellen Situation der Landesorganisationen wurde der Einstieg in ein gemeinsames Fundraising, zunächst im Bereich Geldbußen vereinbart und initiiert. Weitere Workshops befassten sich mit der Erstellung eines Finanzierungshandbuchs für Blickpunkt Auge, mit Fördermöglichkeiten der Aktion Mensch und mit einem erstmaligen Austausch der Stiftungen der Blinden- und Sehbehindertenselbsthilfe. Zur Vorlage einer Empfehlung zur künftigen Beitragsbemessung und zur langfristigen Sicherung der Verbandsfinanzierung wurde eine Arbeitsgruppe berufen. Ihre Ergebnisse wurden dem Runden Tisch im September 2011 vorgelegt. Der Verwaltungsrat beschloss daraufhin eine mittelfristige Beitragsentwicklung zunächst bis 2016. Ihr folgten in 2015 Beschlüsse bis nunmehr 2019. Das gibt allen Beteiligten Planungssicherheit und baut das strukturelle Defizit seit 2013 allmählich ab. In 2015 konnte dieses Defizit durch fortgesetztes Sparen und mit Hilfe außerordentlicher Erträge ausgeglichen werden.

1.3 Geschäftsstelle 

Die Geschäftsstelle des DBSV befindet sich seit ihrem Umzug Mitte 2003 nach Berlin in der Rungestraße 19, nahe dem S-Bahnhof Jannowitzbrücke (eine Station bis zum Ostbahnhof) und den U-Bahnhöfen Heinrich-Heine-Straße und Märkisches Museum. Sie ist barrierefrei zugänglich und verfügt über einen Tagungsraum für gut 20 Personen. Der DBSV lädt seine Partner in den Bereichen Politik, Verbände und Einrichtungen dazu ein, diese Räumlichkeit zu nutzen. 

Das Kernteam der Geschäftsstelle bestand im Berichtszeitraum aus 17 Beschäftigten (davon sechs Teilzeitbeschäftigte mit rund vier Vollzeitstellen).

Die Tätigkeiten gliederten sich in die Bereiche

· Geschäftsführung/Grundsatzfragen


Buchhaltung/Versicherungen

· Mittelbeschaffung

· Verbandskommunikation/Zeitschriftenverlag

· Recht

· Soziales, Bildung, Jugend, Kultur und Sport

· Internationales

· Barrierefreiheit und

· Patientenorientierte Arbeit.

Nachdem in 2014 das Referat Barrierefreiheit geschaffen wurde, gingen 2015 das Projekt Blickpunkt Auge und weitere Aktivitäten in den neuen Bereich Patientenorientierte Arbeit auf. Außerdem wurde nach längerer Sparperiode das Rechtsreferat wieder besetzt.

Ergänzt wurde das Kernteam um Projektstellen. So konnten die Projekte „Online-Kurse zur Qualifizierung ehrenamtlich Beratender“ (siehe auch 4), „Blickpunkt Auge“ (vormals: „Beratungsdienst Auge“) (siehe auch 14.3), „Diabetes Barometer“ (siehe auch 15.4), „Sehen im Alter“ (siehe auch 14.4.2), „DBSV-Jugendclub“ (siehe auch 12), „Tastbücher für blinde Kinder“ (siehe auch 6.1), „Barrierefreier Zugang zu Audiodeskription“ (siehe auch 8.1), „M4Guide - mobile multi-modal mobility guide“ (siehe auch 5.1.6) und “AMBAVis - Access to Museums for Blind and Visually Impaired People through 3D-Technology” (siehe auch 9.1) fortgesetzt werden. Erneut personell unterstützt werden konnten die „Woche des Sehens“ (siehe auch 16.3) und die Verleihung des „Deutschen Hörfilmpreises“ (siehe auch 16.10). Begonnen wurden die Projekte „Augenmedizinisches Wissensmanagement“ (siehe auch 14.4.1), „Kultur mit allen Sinnen“ (siehe auch 9.1), „Inklusives Design“ (siehe auch 16.12), 100 Jahre Blindenführhundausbildung 2016 (siehe auch 5.3.5) und „Louis Braille Festival 2016“ (siehe auch 16.15).

Insgesamt ergänzten im Berichtszeitraum 15 Projektbeschäftigte (davon 14 Teilzeitkräfte) das Team. Sieben Projektbeschäftigte arbeiteten in Heimarbeit bzw. bei Mitgliedsorganisationen. 

Über 1/3 der Mitglieder des DBSV-Teams sind blind oder sehbehindert.

In der DBSV-Geschäftsstelle war außerdem die Außenstelle Berlin der rbm gGmbH (Rechtsberatungsgesellschaft "rechte behinderter Menschen") beheimatet. Ihr Team bestand 2015 aus einem Juristen und einer Rechtsanwaltsfachangestellten.

Personal-, IT- und Organisationsentwicklung werden in 2016 fortzuführen sein. Basis dafür ist das vom Präsidium im November 2012 beschlossene mittelfristige Personalentwicklungskonzept.

Das Team der DBSV-Geschäftsstelle freut sich auf eine weiterhin gute Zusammenarbeit.

2. Rechtspolitische Aktivitäten 

Der Berichtszeitraum war geprägt durch umfangreiche rechtspolitische Aktivitäten, was vor allem daran lag, dass zahlreiche Gesetzesinitiativen auf Bundesebene angestoßen wurden, die blinde und sehbehinderte sowie taubblinde Menschen im besonderen Maße betreffen. 

Der DBSV organisiert seine politische Arbeit sowohl durch die eigenständige Wahrnehmung der Interessenvertretung, u. a. im Wege von schriftlichen Stellungnahmen (seit 2015 auch einsehbar unter: www.stellungnahmen.dbsv.org), mündlichen Erörterungen oder Anhörungen zu aktuellen Gesetzesvorhaben, als auch durch die Mitwirkung in zahlreichen Gremien und Arbeitsgruppen, Bündnissen und Netzwerken (siehe 19.2.). Er ist im ständigen Austausch mit Behörden, Politik, Wirtschaft, Medien und weiteren zivilgesellschaftlichen Akteuren, insbesondere mit den Verbänden behinderter Menschen. 

Seit dem 01.01.2015 konnte mit Frau Christiane Möller das Rechtsreferat wiederbesetzt werden. Ergänzt wird die politische Arbeit durch ehrenamtliche Aktivitäten der unter dem Dach des DBSV organisierten Arbeitskreise.     

Der DBSV nutzte beide Verwaltungsratssitzungen für Aussprachen zu aktuellen behindertenpolitischen Fragestellungen. So hatte der Verwaltungsrat im Mai 2015 in Nürnberg Herrn Jürgen Spatz (Bereichsleiter Aktive Arbeitsförderung im SGB III der Bundesagentur für Arbeit) eingeladen, mit dem ein Austausch zur Teilhabe blinder und sehbehinderter Menschen am Arbeitsleben erfolgte. Gleichfalls fand ein Austausch mit der Behindertenbeauftragten des Freistaats Bayern, Frau Irmgard Badura statt. Im Oktober 2015 hatte der Verwaltungsrat anlässlich seiner Tagung in Mannheim Frau Ministerin Katrin Altpeter (Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren in Baden-Württemberg) zu Gast, mit der insbesondere die Erwartungen blinder und sehbehinderter Menschen an das geplante Bundesteilhabegesetz erörtert wurden. 

Am 28.04.2015 hatten Vertreter des DBSV die Gelegenheit, sich mit Andrea Nahles (Bundesministerin für Arbeit und Soziales) zu Fragen der beruflichen Teilhabe, zum geplanten Bundesteilhabegesetz und hier insbesondere zu einer bundeseinheitlichen gerechten Blindengeldlösung, zur Einführung eines Merkzeichens für taubblinde Menschen sowie zur Novellierung des Bundesbehindertengleichstellungsgesetzes und hier insbesondere zur Schaffung einer Fachstelle für Barrierefreiheit sowie zur Einbeziehung privater Anbieter von Gütern und Dienstleistungen in den Anwendungsbereich der Gesetzesreform auszutauschen.

Im Einzelnen wurde das Berichtsjahr insbesondere durch die nachfolgend dargestellten Themen geprägt:

2.1 Bundesteilhabegesetz (BTHG)

2.1.1 Allgemeines

In 2015 setzte die Bundesregierung die Vorbereitungen für das geplante Bundesteilhabegesetz (BTHG), das zentrale behindertenpolitische Projekt der laufenden Legislaturperiode, fort. Bis März 2015 führte das hochrangige Beteiligungsgremium seinen vorbereitenden Austausch über zentrale Regelungsinhalte weiter. Am 14.07.2015 veröffentlichte das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) den Abschlussbericht zum hochrangigen Beteiligungsverfahren. Dieser ist abrufbar unter http://www.bmas.de/DE/Service/Medien/Publikationen/A-764-abschlussbericht-bthg-teil-A.html. Die im DBR zusammenwirkenden Verbände erarbeiteten nicht nur während des Beteiligungsverfahrens zu einzelnen Themen, sondern auch zum gesamten Gesetzesvorhaben nach Abschluss des hochrangigen Beteiligungsverfahrens ein gemeinsames Abschlusspapier, welches die Kernforderungen des DBR beinhaltet und im Abschlussbericht abgedruckt ist. Zentrale Stichworte daraus: Stärkung des SGB IX, Abschaffung von Einkommens- und Vermögensanrechnung, Umsetzung des Wunsch- und Wahlrechts gem. § 9 SGB IX insbesondere hinsichtlich Wohnform und Wohnort, Recht auf Bereitstellung der individuell benötigten personellen, technischen und fachlich anleitenden (z.B. LPF) Hilfen, Rechtsanspruch auf eine den Ratsuchenden verpflichteten Beratung unter Förderung einer Beratung durch Selbstbetroffene, Erweiterung der Leistungen für Bildung zu einem angemessenen Beruf einschließlich der Hochschulbildung, bundeseinheitliche Verfahrensschritte zur Feststellung des jeweils individuellen Bedarfs, ergänzt um pauschalierte Geldleistungen, wie z.B. mit den Landesblindengeldleistungen bereits bekannt.  

Der Reformprozess ist beeinflusst durch den Umstand, dass der Bund am 18.03.2015 entgegen der Festlegungen im Koalitionsvertrag für die 18. Legislaturperiode die Entkoppelung der kommunalen Entlastung um 5 Mrd. € von der Reform der Eingliederungshilfe beschlossen hat, sodass der Teilhaberechtsreform die notwendigen politischen Handlungsspielräume und Verhandlungsanreize genommen sind, obgleich es trotz der Finanzdiskussion in Teilbereichen zu Verbesserungen kommen könnte.

Im Juni und September 2015 lud das BMAS zu zwei „Fachexpertengesprächen“ ein, in denen einzelne Aspekte der geplanten Reform inhaltlich noch einmal vertiefend erörtert wurden. 

Der DBSV war im Rahmen des hochrangigen Beteiligungsverfahrens durch seinen Geschäftsführer, Andreas Bethke, und im Fachexpertenkreis ebenfalls durch Herrn Bethke sowie durch seine Rechtsreferentin, Christiane Möller, vertreten. Die Vor- und Nachbereitungen der einzelnen Sitzungen wurden durch ein hohes Maß an ehrenamtlichem Engagement der Mitglieder des gemeinsamen Arbeitskreises Rechtspolitik des DBSV und des DVBS (Unterarbeitsgruppe Bundesteilhabegesetz) inhaltlich unterstützt. 

Zahlreiche Fach- und Hintergrundgespräche, unter anderem mit der Bundesbehindertenbeauftragten, Parlamentariern, Mitgliedern der Landesregierungen und Medienvertretern sowie die Teilnahme an verschiedenen Workshops, u. a., zur Einführung eines Anspruchs auf unabhängige Beratung, ergänzten diese Gremienarbeit während des gesamten Jahres. Außerdem wirkte der DBSV mit seinem Geschäftsführer, Herrn Bethke, in der Ad hoc Arbeitsgruppe Eingliederungshilfereform der Deutschen Vereinigung für Rehabilitation (DVfR) mit und setzte seine Kampagnenarbeit für ein gutes Teilhabegesetz fort.

Da der Referentenentwurf erst für das Frühjahr 2016 angekündigt ist, wird die Arbeit in Sachen Bundesteilhabegesetz intensiv fortgeführt werden.

2.1.2 Bundeseinheitliche Blindengeldlösung

Gemäß der Entschließung des Verbandstages „Resolution zur Schaffung eines Bundesteilhabegesetzes“ vom 22.05.2014 sowie der Entschließung des Verwaltungsrats „Mit dem Bundesteilhabegesetz eine bundesweit einheitliche gerechte Blindengeldlösung schaffen!“ vom 09.05.2015 verfolgt der DBSV das Ziel, die Teilhaberechtsreform zu nutzen, um eine bundeseinheitliche gerechte Blindengeldlösung zu etablieren. Seine Forderung brachte der DBSV sowohl im Rahmen der koordinierten Aktivitäten des DBR und des Bündnisses für ein gutes Teilhabegesetz, als auch durch bilaterale Gespräche auf Bundes- und Landesebene ein. 

Am 06.07.2015 fand in diesem Zusammenhang mit der TaskForce Blindengeld in Kassel ein Strategie-Workshop statt. In der Folge sollte das Augenmerk auf die Länder gelegt werden, um über diese Druck auf die Bundesregierung auszuüben. Diese Gespräche fanden mit ausgewählten Bundesländern statt, wobei weitgehend Zurückhaltung bei den Ländern spürbar war. Bund und Länder scheinen sich hier die Verantwortung zuzuschieben.

Am 29.07.2015 ging der Info-Web-Auftritt www.blindengeld.dbsv.org an den Start. Zeit-Online und andere Medien griffen das Thema auf.

Nach Abschluss der Fachexpertengespräche im Juni und September 2015 erbat der DBSV einen Termin im BMAS zur Einführung einer bundeseinheitlichen gerechten Blindengeldlösung. Am 01.12.2015 fand dieser mit Gabriele Lösekrug-Möller (Parlamentarische Staatssekretärin im BMAS) und Dr. Rolf Schmachtenberg (zuständiger Abteilungsleiter im BMAS) sowie DBSV-seitig Frau Reymann (Präsidentin), Herrn Bethke (Geschäftsführer) und Frau Möller (Rechtsreferentin) statt. Das BMAS lehnte sowohl die Schaffung eines Bundesteilhabegeldes für alle wesentlich behinderten Menschen, als auch die Forderung nach einem bundeseinheitlichen und einkommens- sowie vermögensunabhängigen Blindengeld ab. Überdies wurde mitgeteilt, dass die Blindenhilfe gem. § 72 SGB XII unverändert im SGB XII belassen werden soll, so dass blinde Menschen auch nicht von den geplanten Verbesserungen bei der Anrechnung von Einkommen und Vermögen, wie sie für die Leistungen der Eingliederungshilfe vorgesehen sind, profitieren würden. Ausgehend von den Entwicklungen muss es nun mindestens Ziel sein, die Blindenhilfe unter Beibehaltung ihres Charakters (typisierter Zugang zur Leistung bei Blindheit, pauschale Auszahlung einer monatlichen Geldleistung in bisheriger Höhe, kein Verwendungsnachweis, Dynamisierung der Leistung) so zu gestalten, dass die Leistungsberechtigten von den für die Eingliederungshilfe geplanten Verbesserungen hinsichtlich der Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen in gleicher Weise partizipieren können.

Am 17.12.2015 folgte ein erster dbsv-direkt zum Thema, der die Empörung über die Schlechterstellung der Blindenhilfe im Vergleich zur Eingliederungshilfe zum Ausdruck brachte. Die Bemühungen werden 2016 intensiv fortgesetzt.

2.2 Blinden- und Sehbehindertengeld

Der DBSV hat im Berichtszeitraum sein zweigleisiges Vorgehen fortgesetzt.

Während er sich auf Bundesebene für die Schaffung eines bundeseinheitlichen gerechten Blindengeldes eingesetzt hat (s. 2.1.2), trat er auf Länderebene gemeinsam mit den Landesvereinen für Verbesserungen bei den jeweiligen Landesblindengeldlösungen ein. Erfreulich ist in diesem Zusammenhang, dass das Land Brandenburg beschlossen hat, das Landespflegegeld bis 2018 um 30 % zu erhöhen.

2.3 Besonderer Bedarf taubblinder Menschen 

Der DBSV hat auch 2015 darauf gedrängt, dass dem besonderen Bedarf taubblinder Menschen unter anderem durch die Schaffung eines Merkzeichens TBL Rechnung getragen wird. Weitere Einzelheiten zur taubblindenpolitischen Arbeit siehe auch unter 13.3

2.4 Behindertengleichstellungsgesetz

Am 09.11.2015 hat die Bundesregierung einen Referentenentwurf zur Novellierung des Behindertengleichstellungsrechts vorgelegt, mit der vor allem das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz weiterentwickelt werden soll. Im Vorfeld hatte wiederum der DBR seine Behinderungsübergreifenden Erwartungen in Eckpunkten sowie in konkreten Vorschlägen zur Einbeziehung der Privatwirtschaft vorgelegt (siehe www.deutscher-behindertenrat.de). Mit weiteren Akteuren, wie der freien Wohlfahrtspflege und dem Deutschen Studentenwerk, waren gemeinsame Positionierungen erarbeitet worden. Alle Verhandlungen und Ausarbeitungen gestaltete der DBSV maßgeblich mit. Wertvolle Zuarbeit lieferte dafür die gemeinsam mit dem DVBS gebildete AG BGG. Im Ergebnis fanden viele der erarbeiteten Ansätze Eingang in den Referentenentwurf, blieben in ihrer Ausgestaltung aber oft zu unkonkret. Komplett nicht aufgegriffen wurden alle Vorschläge zur Einbeziehung der Privatwirtschaft.

Zum Referentenentwurf selbst hat der DBSV sowohl schriftlich als auch im Rahmen einer mündlichen Anhörung ausführlich Stellung genommen. Zentrale Aspekte insbesondere betreffend blinde und sehbehinderte Menschen sind:

-
Schaffung einer bei der Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See angesiedelten Bundesfachstelle Barrierefreiheit: Diese soll insbesondere den Trägern öffentlicher Gewalt als zentrale Anlaufstelle für alle Fragen rund um die Umsetzung von Barrierefreiheit auf Bundesebene dienen. Die Schaffung einer unabhängigen Bundesfachstelle für Barrierefreiheit war stets eine der zentralen Forderungen der Selbsthilfe. Aus diesem Grund haben die Verbände unter Federführung des DBSV für eine Basisfinanzierung des Bundeskompetenzzentrums Barrierefreiheit gekämpft, was letztlich leider erfolglos blieb. Immerhin konnte als Kompromiss die Schaffung der Bundesfachstelle Barrierefreiheit erreicht werden. In der politischen Arbeit muss es nun darum gehen, ihren Aufgabenbereich auf die Unterstützung der Zivilgesellschaft auszuweiten. 
-
Selbstverpflichtung des Bundes, seine IT-Arbeitsplätze schrittweise barrierefrei auszugestalten: Vorgesehen ist, dass der Bund sich schrittweise dazu verpflichtet, die allgemeinen Informationen des Intranets sowie die elektronisch unterstützten Verwaltungsabläufe barrierefrei zur Verfügung zu stellen. In der weiteren politischen Arbeit wird es darum gehen, diesen Regelungen noch mehr Verbindlichkeit zu geben und sie dahingehend zu ergänzen, dass auch Apps für mobile Anwendungen in den Anwendungsbereich eingebunden werden und eine Klarstellung erfolgt, dass auch die elektronische Aktenbearbeitung barrierefrei zu gestalten ist.

-
Gesetzliche Verankerung der Versagung angemessener Vorkehrungen als Diskriminierungstatbestand: In Umsetzung der UN-BRK ist im BGG ausschließlich für Träger öffentlicher Gewalt eine entsprechende Regelung vorgesehen. Vergleichbare Regelungen bedarf es darüber hinaus für private Anbieter von Gütern und Dienstleistungen.

-
Ergänzung der Definition von Barrierefreiheit um das Merkmal der Auffindbarkeit: Damit wird einer langjährigen Forderung der Behindertenverbände, und hier insbesondere der Blinden- und Sehbehindertenselbsthilfe, Rechnung getragen.

-
Schaffung eines Partizipationsfonds: Die Bundesregierung will vor allem die politische Arbeit (Partizipation) von Selbstvertretungsorganisationen stärken und beabsichtigt daher die Schaffung eines mit ca. 1 Mio. € jährlich ausgestatteten Förderfonds. 

Bislang mangelt es dem gesamten Reformvorhaben leider an der notwendigen Einbeziehung privater Anbieter von Gütern und Dienstleistungen (z. B. für jegliche Internetauftritte), weshalb der Gesetzesentwurf nicht nur seitens des DBSV große Kritik erfährt.  

Die Verabschiedung des Gesetzes ist für 2016 geplant, so dass die laufenden Aktivitäten des DBSV (allein und im Verbund mit anderen Verbänden) 2016 fortgesetzt werden.

2.5 Gesetz für sichere digitale Kommunikation und Anwendungen im Gesundheitswesen (E-Health-Gesetz)
Das E-Health-Gesetz hat am 18.12.2015 den Bundesrat passiert und wurde am 28.12.2015 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. Dieses Gesetz regelt die Nutzung der modernen Informations- und Kommunikationstechnologien im Gesundheitswesen. Es zielt darauf ab, die verschiedenen Akteure im Gesundheitswesen miteinander zu vernetzen und Patientendaten digital abrufbar zu machen. Unter anderem wird damit das Potential der elektronischen Gesundheitskarte (Krankenversichertenkarte) verfügbar gemacht. Patienten sollen künftig in einem größeren Maß selbst auf dort gespeicherte Daten zugreifen und über diese verfügen können.

Der DBSV hatte sich frühzeitig und intensiv ins Gesetzgebungsverfahren eingebracht, weil vom technologischen Fortschritt alle Patienten, also auch diejenigen mit Seheinschränkungen, profitieren können müssen oder anders herum ausgedrückt nicht von Gesundheitsleistungen und ihren Patientenrechten ausgeschlossen werden dürfen. Gleichzeitig spielt der Gesundheitssektor für die berufliche Teilhabe blinder und sehbehinderter Menschen eine große Rolle. Konkret forderte der DBSV, dass die Barrierefreiheit der neuen elektronischen Informations- und Kommunikationsmethoden gewährleistet sein muss. 

Für den DBSV sind drei Regelungen von besonderer Bedeutung:

-
Das E-Health-Gesetz verpflichtet die zuständige Projektgesellschaft Gematik dazu, die Einhaltung der Vorschriften zur Barrierefreiheit sicherzustellen, zum Beispiel beim Zugriff auf die Daten der elektronischen Gesundheitskarte. Der DBSV hatte gefordert, dass sicherzustellen ist, dass die Nutzung der Gesundheitskarte und der für die Patienten bestimmten Anwendungen barrierefrei sein muss. Die erreichte Vorschrift ist somit ein wichtiger Teilerfolg. 

-
Den besonderen Belangen blinder und sehbehinderter Menschen wird beim neu ins Gesetz eingeführten Medikationsplan Rechnung getragen. Zwar ist es nicht gelungen, einen Anspruch auf einen Medikationsplan in einem barrierefreien Format durchzusetzen (es gibt nur einen Anspruch für alle anspruchsberechtigten Patienten auf Aushändigung des Plans in Papierform und ab 2018 digital über die Gesundheitskarte). Das Gesetz verpflichtet aber Ärzte, dem Patienten die Inhalte des Plans unter Berücksichtigung ihrer besonderen Bedürfnisse zu erläutern. Hier ist die Blindheit und Sehbehinderung ausdrücklich gesetzlich als Merkmal aufgeführt, das besondere Erläuterungserfordernisse mit sich bringt. In diesem Zusammenhang trat der DBSV im November 2015 in Verhandlungen mit der KBV und der Ärztekammer sowie dem Apothekerverband über konkrete Maßnahmen, um die Zugänglichkeit des Medikationsplans zu gewährleisten, etwa durch die sehbehindertengerechte Gestaltung des Schriftbildes und die Entwicklung einer barrierefreien App, die den Zugang via Smartphone ermöglicht.

-
Die Telematikinfrastruktur, die mit dem Gesetz als „digitale Datenautobahn“ und Vernetzung im Gesundheitswesen geschaffen wird, kann zusätzlich zu den eigentlichen Aufgaben künftig weitere Anwendungen – ggf. auch in der Forschung – unterstützen. Diese Zusatzanwendungen müssen barrierefrei sein.

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes ist die Arbeit des DBSV also nicht abgeschlossen, sondern es gilt, intensiv die Einführung konkreter barrierefreier Anwendungen zu begleiten und die Einhaltung der Vorschriften zur Barrierefreiheit zu überwachen. Ein Austausch mit der zuständigen Projektgesellschaft Gematik ist angebahnt und soll, insbesondere auch in Bezug auf die Einbeziehung der IT-Expertise des FIT vertieft werden.

2.6 Vergaberechtsmodernisierung
Der DBSV beschäftigte sich intensiv mit der zweistufig angelegten Vergaberechtsreform.

Das Vergaberechtsmodernisierungsgesetz ist Ende 2015 verabschiedet worden und kann planmäßig in Kraft treten. Mit diesem Gesetzesvorhaben werden die europäischen Vergaberechtsrichtlinien in deutsches Recht umgesetzt. Zu beachten ist, dass das Gesetz nur oberhalb bestimmter Schwellenwerte (d.h. bei sog. EU-weiten Ausschreibungen) gilt. Es ist aber zu erwarten, dass es auf künftige Gesetzesnovellen unterhalb der Schwellenwerte Vorbildfunktion entfaltet. Der DBSV hatte sich frühzeitig in die Debatte eingebracht und zunächst als einziger Akteur gefordert, verbindliche Regelungen der Barrierefreiheit als Vergabekriterium sowie die Sicherstellung der barrierefreien elektronischen Kommunikation im Vergabeverfahren zu gewährleisten. Das Vergaberecht ist insofern von großer Bedeutung, weil die Vergabe öffentlicher Aufträge und Dienstleistungen ein Steuerungsinstrument sein kann, um mehr barrierefreie Angebote zu schaffen. Sehr erfreulich ist, dass es gelungen ist, eine Regelung zu etablieren, wonach bei der Beschaffung von Leistungen, die zur Nutzung durch natürliche Personen vorgesehen sind, bei der Erstellung der Leistungsbeschreibung, außer in ordnungsgemäß begründeten Fällen, die Zugänglichkeitskriterien für Menschen mit Behinderung oder die Konzeption für alle Nutzer zu berücksichtigen sind.

Das Gesetz zur Modernisierung des Vergaberechts soll in einem zweiten Schritt durch mehrere Verordnungen (Vergabeverordnung, Sektorenverordnung, Konzessionsvergabeverordnung und Vergabestatistikverordnung) konkretisiert werden, die das zuständige Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWI) am 09.11.2015  veröffentlichte und zu denen der DBSV schriftlich Stellung nahm. Die Verabschiedung dieser Verordnungen ist Anfang 2016 vorgesehen, so dass die Aktivitäten des DBSV über den Berichtszeitraum hinaus fortgesetzt werden.

2.7 Pflegereform
Das Pflegestärkungsgesetz II wurde verabschiedet und tritt teilweise 2016, mit den großen Änderungen aber (Pflegegrade statt Pflegestufen) erst am 01.01.2017 in Kraft. Das Thema wurde und wird weiterhin aufmerksam verfolgt, da im erwarteten Pflegestärkungsgesetz III auch die Hilfen zur Pflege im SGB XII angepasst werden und es hier auch zu Neuregelungen in Bezug auf die Anrechnung von Pflegeleistungen auf die Blindenhilfe gem. § 72 SGB XII kommen muss. Eine Expertenrunde hat sich am 07.12.2015 zusammengefunden, um mögliche Szenarien für die neuen Anrechnungsregelungen auszuarbeiten. Umfangreiche Vorarbeiten von Dr. Demmel und Thomas Drerup mit Vorschlägen für Anpassungen sowohl der Blindenhilfe als auch der Regelungen in den einzelnen Landesblindengeldgesetzen liegen bereits vor. 

2.8 Inklusive Lösung im SGB VIII
Seit vielen Jahren – und sehr viel intensiver seit 2015 - wird die Zusammenführung der Leistungen für Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderungen im Sozialgesetzbuch achtes Buch – SGB VIII, d. h., in der Kinder- und Jugendhilfe, unter dem Stichwort „große Lösung“ bzw. neuerdings „inklusive Lösung“ diskutiert. Zusammenführung meint hier vor allem die Leistungen der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit Behinderung – unabhängig davon, ob die Kinder eine seelische, eine körperliche oder eine geistige Behinderung haben. Der DBSV begleitet die Diskussionen aufmerksam und kritisch, damit sichergestellt wird, dass die besonderen Belange blinder und sehbehinderter Kinder und Jugendlicher gewahrt und keine Verschlechterungen, u. a. bei der Zahlung von Eigenbeiträgen zu notwendigen Teilhabeleistungen, eintreten. In entsprechenden Expertenrunden des zuständigen Bundesministeriums etc. wirkt der DBSV deshalb aktiv mit.
2.9 Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMed-V)
Bereits 2014 veröffentlichte die Bundesregierung den Referentenentwurf der 6. Änderung der VersMed-V. DBSV und DVBS nahmen gemeinsam Stellung und forderten, nun auch das gemäß Art. 29 UN-BRK niedergelegte Beteiligungsrecht behinderter Menschen umzusetzen und die in der VersMed-V vorgesehenen Gremien in ihrer Zusammensetzung weiterzuentwickeln. Außerdem forderten sie, die ohne Begründung gestrichene Definition der hochgradigen Sehbehinderung wieder aufzunehmen, um die durch die Streichung drohende Verschlechterung der Situation hochgradig sehbehinderter Menschen zu verhindern. Im Februar 2015 fand eine Anhörung im BMAS dazu statt. Der DBSV hat im Nachgang zur Anhörung noch einmal schriftlich Stellung genommen und auch die Landesverbände um politische Unterstützung gebeten. Die Bemühungen sowie der aus den Ländern unterstützte Druck hat das BMAS bewogen, die Definition der „Hochgradigen Sehbehinderung“ weiterhin mit einer Regelung in der Verordnung vorzusehen, die der bisherigen entspricht. Bezüglich der sowohl vom DBSV, als auch vom DBR geforderten Beteiligung im Sachverständigenbeirat wurde ebenfalls weiter verhandelt, wobei im Berichtszeitraum noch keine Neuregelungen verbindlich erwirkt werden konnten. Insgesamt liegt ein neu gefasster Verordnungsentwurf bislang nicht vor. Der angestoßene Reformprozess wird 2016 fortgesetzt.

2.10 Barrierefreiheit bei Film und Fernsehen
Der Deutsche Hörfilmpreis bot wieder die Gelegenheit für medienpolitisches Engagement (siehe auch 16.10).

2015 begannen die Vorarbeiten zur Novellierung des Filmfördergesetzes, wofür der DBSV Vorschläge unterbreitete und sich intensiv einbrachte. Am 12.11.2015 wurde ein Diskussionsentwurf für ein novelliertes Filmfördergesetz vorgelegt. Drei inhaltliche Aspekte sollen besonders erwähnt werden:

-
In Gesprächen mit dem zuständigen Resort ist angedacht, den Entwurf insoweit zu erweitern, dass die Audiodeskription schon bei Kinostart vorliegen muss, so dass diese Fassung von Anfang an mit vermarktet werden kann und also auch die dem Kino folgende Verwertungskette (Video, DVD, TV) durchläuft.

-
Vorgesehen ist ebenfalls, dass Kinos, die Förderungen zur Herstellung von Barrierefreiheit erhalten, künftig sicherstellen müssen, dass in geeigneter Weise die Audiodeskriptionsfassung von Filmen immer zugänglich ist.

-
Die Qualität soll eine größere Rolle spielen. Audiodeskriptionen müssen künftig in marktgerechter und kinogeeigneter Form abgeliefert werden. Die FFA plant hier entsprechende Qualitätsmerkmale für Audiodeskriptionsangebote.

Der DBSV hat im November am Runden Tisch zur Novellierung der Filmförderung teilgenommen und dort, sowie auch in Gesprächen mit den zuständigen Mitarbeitern bei der Kulturstaatsministerin sowie der FFA weitere Hintergrundgespräche geführt. Die Veröffentlichung des Referentenentwurfs ist im Frühjahr 2016 geplant, so dass die Aktivitäten des DBSV in diesem Bereich fortgesetzt werden.

Ebenfalls steht die Revision der AVMD-Richtlinie an. Insofern hat der DBSV eine Stellungnahme abgegeben, um seine Positionierung gegenüber den Akteuren Deutschlands zum Ausdruck zu bringen, damit diese für die Verhandlungen auf EU-Ebene einfließen. Es ist anzustreben, möglichst verbindliche Regelungen zu schaffen, die den kontinuierlichen Ausbau barrierefreier Angebote sicherstellen und zwar über alle audiovisuellen Angebote hinweg. Dabei darf es keine Rolle spielen, ob es sich um lineare oder nichtlineare audiovisuelle Mediendienste handelt, um welche Inhalte es geht und ob der Anbieter öffentlich-rechtlich organisiert ist oder privatrechtlich seine Dienstleistungen zur Verfügung stellt. Gleichfalls arbeitet Frau Schröder, Referentin für Internationales, gemeinsam mit der EBU weiter an diesem Thema.  

2.11 UN-Konvention über die Rechte behinderter Menschen (UN-BRK)
Das Zivilgesellschaftliche Bündnis der BRK-Allianz bereitete im Berichtszeitraum insbesondere die Staatenprüfung Deutschlands in 2015 vor und nahm an der Staatenprüfung mit einigen Vertretern, zu denen auch Frau Schröder (Referentin für Internationales) gehörte, teil. Zur Staatenprüfung siehe auch 17.4. Die aufgrund der Staatenprüfung veröffentlichen allgemeinen Bewertungen des UN-Fachausschusses werden im Rahmen der politischen Aktivitäten offensiv zur Begründung für die jeweiligen Forderungen eingesetzt.

2.12 Teilhabebericht
Die Bundesregierung ist verpflichtet, auch in dieser Legislaturperiode einen Teilhabebericht zu veröffentlichen. Der zweite Bericht dieser Art soll weiter entwickelt werden, um die tatsächliche Situation behinderter Menschen besser widerzuspiegeln. Dabei wird ein wissenschaftlicher Beirat beteiligt, in den auf Vorschlag des DBSV erneut Dr. Heinz Willi Bach berufen wurde. 

2.13 Nationaler Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (NAP)
Der Arbeitsentwurf des NAP wurde im November 2015 versandt und anlässlich der Inklusionstage am 22./23.11.2015 vorgestellt. Es ist leider festzustellen, dass der Entwurf des NAP 2.0 ernüchternd und wenig innovativ gestaltet ist. Es mangelt an einer Gesamtstrategie zur systematischen Herstellung von Barrierefreiheit und der Weiterentwicklung der Teilhabemöglichkeiten von Menschen mit Behinderungen. Stattdessen werden zahlreiche laufende Maßnahmen und Projekte beschrieben. Herr Bethke ist weiterhin im NAP-Ausschuss vertreten und Frau Möller als seine Stellvertreterin berufen. Die Verabschiedung des NAP 2.0 ist 2016 geplant.

2.14
Gesundheitspolitische Aktivitäten

Der DBSV hat beim Verbandstag 2014 gleich in zwei Resolutionen die Notwendigkeit einer Grundrehabilitation nach Sehverlust bekräftigt (s. Resolution zu „Sehen im Alter“ und „Schaffung einer Grundrehabilitation nach Sehverlust“). Entsprechend hat der DBSV in Kooperation mit der Deutschen Vereinigung für Rehabilitation (DVfR) mit den Planungen für eine Fachtagung „Ophthalmologische Grundrehabilitation“ begonnen. Die Tagung ist für den 29.01.2016 vorgesehen. Neben Vertretern aus dem Bereich Augenmedizin und Rehabilitation für blinde und sehbehinderte Menschen werden auch juristische Experten eingebunden. Zentrales Anliegen ist, Möglichkeiten und Grenzen der Etablierung einer Rehabilitationsmaßnahme nach Sehverlust – insbesondere medizinische Rehabilitationsmaßnahmen - auszuloten und konkrete Schritte zur Weiterentwicklung zu initiieren. In Vorbereitung dieser Tagung wurde im Dezember 2015 ein erstes Diskussionspapier erarbeitet. Der Arbeitskreis Gesundheitspolitik wird im Weiteren aktiv eingebunden werden.

2.15
Teilhabe am Arbeitsleben 

Wie kann unsere berufliche Teilhabe besser gelingen? Das war das Thema einer der Arbeitsgruppen des Verbandstages 2014. Die Umsetzung ihrer Ergebnisse prägte die berufsbezogene Interessenvertretung 2015. Als Kondensat der Verbandstagsergebnisse fasste eine Unterarbeitsgruppe Kernforderungen zusammen und legte diese im Frühjahr 2015 vor. Diese bilden die Grundlage für die weiteren politischen Aktivitäten. Sowohl im Rahmen eines Gesprächs mit Bundesministerin Nahles am 28.04.2015 (s.o.), als auch anlässlich des Verwaltungsrats im Mai 2015 stand die berufliche Integration im Fokus. Es wurde erneut deutlich, dass die mangelnde Datenlage für die fehlende Berücksichtigung der spezifischen Belange blinder und sehbehinderter Menschen mit verantwortlich zeichnet und bislang nicht der politische Wille besteht, hier eine differenziertere Evaluation durchzuführen. Ebenfalls wurde seitens des DBSV erneut versucht, die Notwendigkeit spezifischer Unterstützungs- und Vermittlungsangebote für blinde und sehbehinderte Menschen zu stärken. Als Ergebnis einer langjährigen Forderung der Blinden- und Sehbehindertenselbsthilfe ist 2015 die ZAV wieder mit einem eigenen Finanztitel ausgestattet worden, um schwerbehinderte Akademiker auf den ersten Arbeitsmarkt zu vermitteln. Problematisch ist allerdings, dass diese spezialisierte Vermittlung nicht für Menschen tätig sein kann, die im Verantwortungsbereich des SGB II stehen. Insbesondere blinde und sehbehinderte Menschen trifft diese einschränkende Aufgabenzuweisung im besonderen Maß, weshalb die Stärkung der ZAV weiterhin Thema bleiben wird. Weitere Themenschwerpunkte bildeten die Vollzugsdefizite bei der Gewährung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben einschließlich der begleitenden Hilfen im Arbeitsleben. Am 23.09.2015 veranstaltete der DBSV einen parlamentarischen Abend zur Integration blinder und sehbehinderter Menschen in den Arbeitsmarkt. Thematische Schwerpunkte bildeten die häufig nicht qualifikationsentsprechende Beschäftigung und die großen Defizite bei der zeitgerechten Bearbeitung der Anträge auf Hilfsmittelversorgung oder Arbeitsassistenz, die zu Frustrationen auf Arbeitgeberseite führen und blinden und sehbehinderten Menschen Job-Chancen verbauen. Medial wurden die Vollzugsdefizite im Bereich der beruflichen Eingliederung durch die Rehabilitationsträger und Integrationsämter im Rahmen eines Beitrages bei „Frontal 21“ aufgegriffen.

Die berufliche Integration blinder und sehbehinderter Menschen wird die Arbeit des DBSV auch in den nächsten Jahren intensiv begleiten. Eines der Kernanliegen wird dabei die Sicherung der Ausbildung von blinden und sehbehinderten Masseuren und Physiotherapeuten im Rahmen der geplanten Novellierung der berufsrechtlichen Regelungen sein.

2.16
Einzelfallhilfen, Behandlung einzelner Rechtsfragen

Die individuelle Beratung und Vertretung in rechtlichen Fragen wird getragen von der 2009 von DBSV und DVBS gemeinsam gegründeten „Rechte behinderter Menschen gGmbH (rbm)“. 2013 übernahm der DBSV die rbm als Alleingesellschafter. Sie hat ihren Sitz in Marburg und unterhält eine Außenstelle in Berlin. Die rbm kann nach sechsjähriger Tätigkeit mit 3.300 übernommenen Rechtsvertretungen und ca. 25.000 geleisteten Rechtsberatungen als eingeführt gelten. Sie beschäftigte in 2015 im Schnitt vier Juristinnen und Juristen, die selbst blind oder sehbehindert sind oder aus dem Angehörigenkreis stammen. Da der Beratungsbedarf mittlerweile bis zu 40 Prozent der Tätigkeit ausmacht, wird allerdings das Finanzierungsmodell zu überprüfen sein. Die Arbeitsschwerpunkte lagen im Berichtszeitraum erneut im Krankenkassenrecht, im Eingliederungshilfebereich und zunehmend auf dem Gebiet der berufsbezogenen Teilhabeleistungen. Die dabei gewonnenen Erkenntnisse fließen weiterhin kontinuierlich in die politische Arbeit der Blinden- und Sehbehindertenselbsthilfe ein.

Zu einer Vielzahl von rechtspolitischen Themen und juristischen Einzelfragen gab es nach bewährter Manier einen intensiven Informations- und Meinungsaustausch in dem von Dr. Otto Hauck (DVBS) geleiteten Gemeinsamen Arbeitskreis Rechtspolitik. Jeweils mehrstündige Telefonkonferenzen fanden 2015 im Januar, Mai, Juli und Oktober statt. Dazu konferierte der GAK vielfach in den aktuell eingerichteten Unterarbeitsgruppen zum Bundesteilhabegesetz und zur Novellierung des Behindertengleichstellungsgesetzes.

3. Ausbildung und Beruf 

3.1 Bundesfachgruppe Informationstechnologie (BFG IT) 

Die BFG IT fasst blinde und sehbehinderte Personen, die in IT-Berufen tätig sind, zusammen. Neben Softwareentwicklern, Administratoren, Datenbankverwaltern, Webmastern und Webgestaltern gehören hierzu auch Mitarbeiter bei technischen Hotlines und Help-desks. Hauptaufgabe der BFG IT ist der Erfahrungsaustausch und die Know-how-Bündelung, um mit den rasanten Fortschritten im IT-Bereich Schritt zu halten. Außerdem versucht die Fachgruppe, ihre technische Kompetenz an andere Gremien wie den Fachausschuss für Informations- und Kommunikationstechnik (FIT) weiterzugeben. Derzeit vertritt die BFG IT ca. 40 Kollegen aus der IT-Branche. 

Die Nutzung von Smartphones, Tablet-Computern und alternative Betriebssysteme wie Android werden die nächsten Jahre prägen. Dazu kommt die rasant wachsende Zahl an Webanwendungen und die gestiegenen Sicherheitsanforderungen. So erleben einige Kollegen in der täglichen Arbeit den Umgang mit PKI-Karten, Verschlüsselungstechniken und andere Sicherheitsinfrastrukturen. Diese Techniken  sind oft mit Barrieren für Nutzer von Screenreadern verbunden. Z.B. können sog. RSA-Tokens nicht ausgelesen werden. Durch die Verbreitung von virtuellen Maschinen wird auch die Fernsteuerung von Computern immer wichtiger. Hier haben Benutzer von Screenreadern noch große Barrieren zu überwinden.

Die Erfahrungen der Kollegen im IT-Bereich sind häufig ein Hinweis auf zukünftige Trends in der Software am Arbeitsplatz und zu Hause. 

Eine große Herausforderung besteht in der barrierefreien Gestaltung komplexer Webanwendungen, die derzeit mehr und mehr auf dem Arbeitsmarkt verwendet werden. Hier wird es neben den technischen Hürden auch methodische Probleme zu lösen geben, damit Nutzer von Hilfsmitteln die Flut an Daten und Optionen in Webanwendungen bewältigen können. Das gilt ebenso für aktuelle Fachanwendungen die mit Java-Oberflächen arbeiten. Durch den Verzicht auf das sog. Offscreen-Modell der Screenreader sind diese weniger gut zugänglich.

Leider ist das Thema Barrierefreiheit unter den Anwendungsentwicklern nicht so bekannt wie in der Webgestaltung. Im Ergebnis sind viele Anwendungen nicht zugänglich und können nur sehr selten nachträglich hinreichend barrierefrei umgebaut werden, da der Aufwand dafür sehr hoch ist. Durch die Verwendung immer komplexerer Komponenten und Frameworks, liegt die Zugänglichkeit oft in unterschiedlichen Händen.

Die BFG IT schätzt die Berufsmöglichkeiten von blinden und sehbehinderten Menschen in der IT-Branche nach wie vor als sehr gut ein. Allerdings müssen immer komplexere Aktionen mit dem Screenreader ausgeführt werden, um die überladenen IT-Anwendungen effizient bedienen zu können. Diese Anforderungen dürften auch auf andere Berufsfelder durchschlagen.

Trotz dieser gestiegenen Herausforderungen blickt die BFG IT nach wie vor optimistisch in die Zukunft. Dies ist umso mehr der Fall, als auch das kritische Thema UML mittels geeigneter Sprachen von blinden und sehbehinderten als Kommunikationsmittel genutzt werden kann. Allerdings fehlen hier nach wie vor die Schnittstellen um mit den gleichen Werkzeugen wie die sehenden Kollegen arbeiten zu können. Ansätze hierzu begleiten wir im Projekt Cooperate der TU-Karlsruhe.

Leider steigt die Zahl der Mitglieder trotz der guten Berufsmöglichkeiten nicht. Offenbar ist ein Job im IT-Bereich nach wie vor kein typisches Berufsbild für blinde und sehbehinderte Menschen. Hier wollen wir über Aufklärung und Unterstützung versuchen, die Möglichkeiten im IT-Bereich herauszustellen. Die BFG IT bietet deshalb allen Interessenten Beratung und Unterstützung an.

Nähere Informationen sind auf unserer Homepage unter  www.bfg-it.de zu finden.

3.2 Koordinationsstelle (KS) der Fachgruppen für Büroberufe der Landesvereine

Im Berichtszeitraum standen sowohl die Durchführung des fachbezogenen Seminars 2015 in Saulgrub als auch die intensive Planung des Seminars 2016 in Horn-Bad Meinberg im Vordergrund. Das Seminar vom 21. bis 25. Januar 2015 in Saulgrub stand unter dem Titel „Grenzen, die ich ziehe“. Innerhalb der Weiterbildung wurden Techniken vermittelt wie: sprachliches und körperliches Verhalten, das Spannungsfeld zwischen Grenzen und Grenzenlosigkeit, Möglichkeiten der Verschiebung der Grenzen, die den „inneren Selbstschutz“ ausmachen, und wo diese zur Blockade werden können. Das Bemühen um die Anerkennung der Förderfähigkeit führte, anders als im Vorjahr, im ersten Anlauf zu einem positiven Bescheid der zuständigen Behörde. Hier machte sich die sorgfältige Vorbereitung der KS-Leitung bezahlt. 
Das Seminar 2016 soll sich im Wesentlichen mit Themen wie Eigenpräsentation, Fremdwahrnehmung und der eigenen Reaktion sowie Burn-Out-Prävention und Achtsamkeit beschäftigen. 

Ein weiterer Baustein der Arbeit der KS-Leitung war das Bemühen um eine modifizierte Geschäftsordnung. Am 24.01. fand im Rahmen der o.g. Weiterbildung in Saulgrub die KS-Tagung statt. Diese war jedoch mangels Beteiligung nicht beschlussfähig. Nachdem das DBSV-Präsidium die 2014 beschlossene Geschäftsordnung der KS nicht genehmigt hatte konnte deshalb der modifizierte Entwurf noch nicht verabschiedet werden. 

Unterschiedlich verläuft derweil die Entwicklung in den Landesvereinen: Einerseits hat sich die Fachgruppe Bremen und Niedersachsen im Berichtszeitraum aufgelöst, andererseits gibt es Bestrebungen in Hessen, eine Fachgruppe wieder zu beleben. 

Eine interessante Perspektive ergeben Kooperationen mit korporativen Mitgliedern. Insbesondere mit dem DVBS entstehen Ansätze der Zusammenarbeit – insbesondere bezüglich gemeinsamer Fachseminare. Diese weiter auszubauen sollte das Ziel der KS-Leitung für 2016 sein. 

Vom 10. bis 11.10.2015 traf sich die KS-Leitung zu einer Arbeitstagung im Aura Inklusive in Bad Meinberg. Außerdem fanden zwei Leitungstreffen als Telefonkonferenzen statt. Aufgrund ihrer außerordentlich guten Zusammenarbeit war die KS-Leitung auch informell kurzfristig immer handlungsfähig. Als Ziele für 2016 wurden festgelegt:
1. Die Zusammenarbeit mit den jeweiligen Regional- und Landesgruppen soll gepflegt und weiter ausgebaut werden.

2. Der Kontakt mit Präsidium, Verwaltungsrat sowie den korporativen Mitgliedern des DBSV, soweit sie die Belange der KS für Büroberufe berühren, muss weiter intensiviert werden. Die berufliche Stellung blinder und sehbehinderter Menschen in der Gesellschaft muss gewahrt bleiben. 

3. Die Organisation und Durchführung von Fortbildungen  blinder und seheingeschränkter Berufstätiger wird auch in 2016 einen großen Teil der Arbeitskapazität der KS-Leitung binden. Die Durchführung des Seminars 2016 und die Planung für 2017 werden hierbei im Mittelpunkt stehen. 
3.3 Koordinationsstelle (KS) der Fachgruppen für medizinisch therapeutische Berufe

Im Berichtszeitraum führte die KS, vertreten durch Frau Grundmann, mehrere Gespräche mit Herrn Bethke und Frau Möller zur Abstimmung der Interessenvertretung u. a. zum E-Health-Gesetz, zur Neufassung des Berufsgesetzes zur Ausbildung für Masseure und Physiotherapeuten sowie zu inhaltlichen Schwerpunkten im AK Arbeit. Hierbei ging es im Besonderen um die Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter, welche sich in einigen Berufsgruppen im medizinisch-therapeutischen Bereich deutlich über 20 % bewegt. 

Bei den Masseuren/med. Bademeistern und Physiotherapeuten allerdings macht sich im Bundesdurchschnitt eher ein Fachkräftemangel bemerkbar. Das schlägt sich in der hohen Vermittlungsquote nach der Ausbildung nieder. Hier zeigt sich auch die gute Arbeit der einzelnen Fachgruppen, die durch ihre Arbeit und Angebote an Fortbildungskursen dazu beitragen, dass unsere Mitglieder in ihrer Qualifikation sehenden Kollegen ebenbürtig sind. 

Herr Mayer vertrat den DBSV bzw. die KS an den 2 jährlich stattfindenden Beiratssitzungen des BFW Mainz. 

Herr Volkert vertrat den DBSV auf zwei Fachbeirats-Sitzungen des elektronischen Gesundheitsberuferegisters (eGBR).
Am 17. und 18. April 2015 fand im Abgeordnetenhaus Berlin der Tag der Gesundheitsberufe unter Federführung von Bündnis 90 die Grünen statt. Frau Grundmann nahm daran teil. Es ging vor allem um das Thema Verkammerung, dem das Land Berlin positiv gegenüber steht, zumal es hier auch schon eine positive Entscheidung zur Pflegekammer gibt. Erwartet kontrovers wurde der Direktzugang diskutiert. Die KS-Leitung wird die Entwicklungen weiter begleiten.

Im Herbst begannen die Vorbereitungen zur Fachgruppenleitertagung in Nürnberg. Auch der Fortbildungskalender wurde bearbeitet. Für das Einstellen auf der DBSV-Website müssen Informationen in elektronischer Form zur Verfügung gestellt werden.

Im Oktober 2015 fand des Weiteren ein Treffen mit der Firma Scenar in Berlin statt, um die Bedienbarkeit des Biofeedbackgerätes Physiokey zu prüfen und Absprachen für Einweisungen zu treffen.

Schließlich wurde für September 2016 der Besuch einer Gruppe blinder Physiotherapeuten aus der Schweiz organisiert. 
Die KS bedankt sich beim DBSV und den Vertretern der Ausbildungsstätten für ein weiteres Jahr guter Zusammenarbeit.

3.4 Koordinationsstelle (KS) der Fachgruppen für Industriearbeiter und Handwerker

Die Belange der in technisch-gewerblichen Berufen tätigen blinden und sehbehinderten Menschen vertrat bis 2008 die Koordinationsstelle (KS) der Fachgruppen für Industriearbeiter und Handwerker der Landesvereine. Seither ruht die Arbeit der KS. Im Berichtszeitraum fand erneut kein Fachgruppenleitertreffen statt, da es in vielen Landesverbänden keine Fachgruppen für Industriearbeiter und Handwerker mehr gibt. Hinzu kommt, dass sich die Lage am Arbeitsmarkt für den Personenkreis blinder und sehbehinderter Hand-werker und Industriearbeiter weiter verschlechtert hat. Die Zahl der noch Beschäftigten geht permanent zurück. Einfache Arbeiten wurden weiterhin ins Ausland verlagert oder werden zunehmend von Maschinen ausgeführt. Bei diesem Trend ist für viele junge blinde und sehbehinderte Menschen nur eine Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte Menschen möglich. Entsprechend wurde die Fachgruppe um diesen Personenkreis erweitert, was bislang aber nicht zu einer Wiederbelebung der KS führte.

3.5 Gemeinsamer Fachausschuss für Informations- und Telekommunikationssysteme (FIT)

Anlässlich des gemeinsamen Treffens der neu besetzten DBSV-Fachausschüsse nahm der auf 9 Personen aufgestockte FIT am 16.01.2015 – leider erneut ohne weibliche Beteiligung - seine Arbeit auf. Unter maßgeblicher Mitwirkung ehemaliger und aktueller FIT-Mitglieder:

· entstand der „Schwerpunkt E-Books“ der Märzausgabe der Verbandszeitschrift „Gegenwart“,

· eruiert die „Taskforce Wissensdatenbank“ Möglichkeiten, eine elektronische Informations- und Kommunikationsplattform für die Arbeit der verschiedenen Fachausschüsse zu implementieren,

· ist der FIT am DBSV-Projekt „Inklusives Design“ zur modernen und sehfreundlichen Gestaltung der Verbandsmedien beteiligt.

Der FIT ist in den Beiräten der Projekte „BIT Inklusiv“ und „INCOBS Standardtechnologien“ vertreten und beteiligt sich an den Workshops der Deutsche Bahn AG zum Thema „DB barrierefrei“. Zahlreiche E-Mail-Anfragen zu den Themen barrierefreies Webdesign, barrierefreie Gestaltung von Unterhaltungselektronik, leichte Sprache und Alltagsbewältigung blinder Menschen unter Einsatz elektronischer Navigations- und Kommunikationshilfen wurden beantwortet. Ein Querschnittsthema für alle drei DBSV-Fachausschüsse (FBS, FIT und GFUV) ist die sehfreundliche Darstellung von schriftlicher und grafischer Information in E-Books, auf Info-Terminals und Druckerzeugnissen sowie entsprechende Auffinde- und Lesetechniken der Betroffenen.

Aktivitätsschwerpunkte in 2015 bildeten die Themen E-Government, E-Health sowie die Konzeption der für 2016 geplanten Fachveranstaltung „barrierefreie Haushalts- und Unterhaltungselektronik“. Die folgenden Stichworte sollen die Arbeit an diesen Themen veranschaulichen.
3.5.1
E-Government:

· Die aktuelle Version der „AusweisApp2“ zur Nutzung der eID-Funktion des neuen Personalausweises wurde mit aktuellen Screenreadern und einem berührungslosen Kartenleser der Kategorie CAT-B auf Zugänglichkeit und Nutzbarkeit untersucht. Fazit: Alle Bereiche und Funktionen sind zugänglich. Hürden hinsichtlich der Nutzbarkeit entstehen durch automatische Fokusversetzung und die fehlende Barrierefreiheit des als PDF-Datei exportierbaren Protokolls. Als großes Problem wird das Fehlen für blinde Nutzer zugänglicher Kartenleser der Kategorien CAT-S und CAT-K (Standard- und Komfort-Lesegeräte) angesehen.

· Deshalb wurde ein Anforderungspapier zur barrierefreien Nutzung von Chipkarten und zugehöriger Lesegeräte erarbeitet, das im ersten Quartal 2016 veröffentlicht werden soll.

· Die Warn- und Katastrophenschutz-App „NINA“ des Bundesamts für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) ist unter keinem der beiden Betriebssysteme IOS und Android barrierefrei nutzbar. Das BBK hat auf Drängen des FIT diesbezügliche Nachbesserungen im ersten Halbjahr 2016 zugesichert. Der FIT wird dies kritisch beobachten und die Bundesbeauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderungen aufgrund der Wichtigkeit des Themas und der Tatsache, dass das BBK in den Geltungsbereich der BITV fällt, in diesen Prozess mit einbeziehen.

· Am 30.06.2015 informierte sich der FIT im Rahmen einer Tagung über die „Verordnung über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt“ (eIDAS-Verordnung).

· Die Vorbereitungen zur Mitgestaltung der vom DBSV initiierten und vom DVBS umgesetzten gemeinsamen Fachtagung „IT meets Jura“, die im April 2016 stattfinden wird, sind angelaufen.

3.5.2 
E-Health:

· Das Anforderungspapier zur barrierefreien Nutzung von Chipkarten und zugehöriger Lesegeräte lässt sich 1:1 auf geplante Funktionen der elektronischen Gesundheitskarte übertragen.

· In Fragen der barrierefreien Nutzung von Gesundheits-Apps unterstützt der FIT den DBSV-Beratungsdienst „Blickpunkt Auge“.

· Der auf Papier gedruckte bundeseinheitliche Medikamentenplan kann über einen QR-Code elektronisch eingelesen und mit Hilfe einer App auf mobilen elektronischen Endgeräten verfügbar gemacht werden. Der FIT berät zu Fragen der sehfreundlichen und blindengerechten Darstellung sowie der Barrierefreiheit dieser App.
3.5.3
 Fachveranstaltung „barrierefreie Haushalts- und Unterhaltungselektronik“:

Bei der Bedienung moderner Produkte der Haushalts- und Unterhaltungselektronik (sogenannte weiße und braune Ware), stoßen Menschen mit Blindheit und Sehbehinderung immer häufiger auf drastische Barrieren, weil die Bedienerführung auf eine menügeführte Interaktion setzt oder zugunsten eines Touchscreens völlig auf mechanische Elemente verzichtet. 

Im Rahmen der Internationalen Funkausstellung 2016 soll mit Hilfe einer Sonderausstellungsfläche und einer Fachtagung unter Beteiligung der BAGSO auf die Problematik aufmerksam gemacht werden. Firmen sollen die Gelegenheit erhalten, barrierefreie weiße und braune Ware bzw. Lösungsansätze auf dem Messestand zu präsentieren. Die konkrete Planung und Durchführung dieser Veranstaltung wird einen Großteil der Kapazitäten des FIT im Jahr 2016 binden.

4. Blickpunkt Auge und damit verbundene Initiativen 
4.1 Blickpunkt Auge 

Ende 2015 waren 15 von 20 Landesorganisationen an BPA beteiligt. Angebote vor Ort gab es in 14 von ihnen. Dabei sind nunmehr: Baden, Bayern, Berlin, Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein, Westfalen und Lippe, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen und Württemberg. 

Die lokalen BPA-Angebote konnten dank des großen Engagements in den Regionen weiter ausgebaut werden, wie folgende Zahlen und Fakten zeigen:

· 51 Beratungsstandorte

· Telefonische Beratung in zwei Bundesländern

· 17 Gruppenangebote

· Drei Beratungsmobile (Bayern, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein), die mehr als 260 Städte und Gemeinden anfuhren

· Mehr als 50 Veranstaltungen im Berichtsjahr

· fast 10.000 Beratungen, knapp 5.000 Menschen wurden durch Gruppenangebote/ Veranstaltungen erreicht

· Rund 250 bei BPA ehren- und hauptamtlich Engagierte, davon 150 zertifizierte Berater

Darüber hinaus waren es hauptsächlich folgende Aktivitäten und Ergebnisse:

· Das Wissensmanagement wird von der Aktion Mensch für 2 ½ Jahre gefördert. Die Projektstelle konnte im April 2015 neu besetzt werden. 

· Die erste BPA-Broschüre ist ausgeliefert. Zudem erschienen die Broschüren zur AMD und zu diabetischen Netzhauterkrankungen im BPA-Layout. Damit wurde auch das Corporate Design von BPA weiterentwickelt.          

· Am vierten Regionentreffen im Februar 2015 nahmen rund 40 Vertreter aller an BPA beteiligten Landesvereine teil. Neu dabei waren Berlin und Baden. Ebenso konnten Vertreter der Bert Mettmann Stiftung begrüßt werden. Inhaltlich ging es bspw. um Perspektiven von BPA, Finanzierung, Unabhängigkeit in der Beratung, Weiterentwicklung regionaler Schulungsangebote, Integration der BPA-Angebote in die Vereinsarbeit, Vernetzung und Angehörigenarbeit. Zudem trafen sich wie immer die regionalen BPA-Koordinatoren.

· 2015 wurden wiederum zwei überregionale BPA-Beraterschulungen durchgeführt.

· In Bayern und NRW wurden die ersten Anpassungsfortbildungen abgeschlossen.  In Hessen beendeten die 8 Teilnehmer die landeseigene Schulung erfolgreich. Alle anderen BPA-Regionen boten Regionalschulungen an. 

· Der interne Bereich der BPA-Homepage enthält nun auch wichtige BPA-Dokumente. Die regionalen BPA-Koordinatoren testeten das Angebot.

· Der interdisziplinäre Expertenkreis von BPA traf sich zu zwei Telefonkonferenzen.

· Die Bert Mettmann Stiftung förderte BPA auch weiterhin.  

Das BPA-Team des DBSV war regelmäßig in den Regionen präsent und unterstützte sie in allen Fragen von der Angebotsplanung über Schulungen und Mittelakquise bis hin zur Öffentlichkeitsarbeit. Weitere Aufgaben waren u. a.:

· Mitarbeit im Fachausschuss für die Belange Sehbehinderter - FBS (siehe 14.1)

· Unterstützung der Koordinationsstelle (KS) Leben mit Sehbehinderung (siehe 14.2)

· Mitwirkung bei den Initiativen „Sehen im Alter“, Diabetes-Barometer und Wissensmanagement 

· Mitwirkung bei der Interessenvertretung von Augenpatienten

· Teilnahme an Patientenseminaren, Messen, Tagungen, Workshops, Weiterbildung

· Vorstellung von BPA, bspw. bei der SightCity, beim Seniorentag im Juli in Frankfurt, bei der Patientenveranstaltung des ABSV / DBSV im Rahmen der DOG-Jahrestagung, bei einem Parlamentarischen Frühstück und im Rahmen von BPA-Auftaktveranstaltungen in den Regionen

· Artikel für die Zeitschrift der Reha-Lehrer, die Endverbraucherbroschüre „Sehen im Alter“, die GW 06 / 2015 und Zuarbeiten für einen Artikel im Diabetes Ratgeber (monatlich 1.188.417 Exemplare)

· Beantwortung von Anfragen von Patienten und Beratenden

4.2 Mit Blickpunkt Auge verbundene Initiativen 

Wissensmanagement 

Das Wissensmanagement wurde von Blickpunkt Auge initiiert und 2012 im DBSV vorgestellt. Ziel war zunächst, Beratende mit aktuellem, beratungsrelevantem Wissen zu augenmedizinischen Themen zu versorgen. Dies sollte über einen Newsletter und eine Datenbank im internen Bereich der Homepage www.blickpunkt-auge.de erfolgen. Die Datenbank umfasst neben einem Newsletterarchiv auch Grundinformationen und ein Formular zum Übermitteln von Fragen und Anregungen.

Im Jahr 2015 wurden vor allem dank der engagierten Arbeit der ehrenamtlichen Wissensarbeiter 39 Newsletter „Blickpunkt Aktuell“ herausgegeben. Die Wissensgruppe bestand aus 15 Mitgliedern. Ansprechpartner für diesen Dienst gab es Ende 2015 in 19 von 20 Landesverein, bei Pro Retina und beim DVBS. Rund 450 Abonnenten bezogen den Newsletter bzw. konnten die Wissensdatenbank nutzen.

Am 1. April 2015 begann die 30-monatige Projektförderung der Aktion Mensch zum Wissensmanagement. Am 1. April übernahm Dr. J. Egerer die hauptamtliche Verantwortung für das Wissensmanagement.

Im Juli fanden Telefonkonferenzen mit Landeskoordinatoren für das Wissensmanagement und der Lenkungsgruppe statt. Ein Treffen der Lenkungsgruppe im November 2015 und ein Treffen der Landeskoordinatoren beim Regionentreffen im Februar 2016 wurden vereinbart.

Am 13. und 14. November traf sich die Lenkungsgruppe des Wissensmanagements in Berlin, um vor allem die Umsetzung des Konzeptes des Wissensmanagements zu beraten. Wichtige Beschlüsse waren:

· Die Ausweitung des Newsletters Blickpunkt Aktuell und der Wissensdatenbank auf die Themenfelder Augenoptik/Low Vision und Hilfsmittel

· Festlegungen zu den im Wissensmanagement tätigen Gremien und deren Aufgaben 

· Planung und Durchführung einer Leserbefragung, um die Nutzung und Resonanz des Newsletters und der Grundinformationen besser einschätzen zu können.

Um nach gesundheitlich oder beruflich begründeten Ausfällen die Zahl an Aktiven im Wissensmanagement zu erhöhen, wurden im Newsletter, in einem DBSV-Rundschreiben und durch Ansprache der Landeskoordinatoren für das Wissensmanagement um neue Unterstützer geworben. Dadurch konnten 7 Personen für verschiedene Positionen gewonnen werden.

Für die Wissensdatenbank wurden die Grundinformationen zu AMD, Glaukom und diabetischer Retinopathie aktualisiert. Im Bereich Augenoptik/LowVision     wurden grundlegende Informationen im internen Bereich online gestellt. Zur besseren Einschätzung der Nutzung des internen Bereichs der Website Blickpunkt Auge wurde ein Programm zur Zählung der Zugriffszahlen installiert.

Sehen im Alter

Am Ende der gemeinsamen Fachtagung „Sehen im Alter“ am 27. und 28. Juni 2014 gründeten der DBSV und die Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen (BAGSO) das Aktionsbündnis „Sehen im Alter“. Darin haben sich verschiedene Akteure zusammengeschlossen, die sich aus unterschiedlichen Blickwinkeln mit dem Thema Sehverlust im Alter befassen, zum Beispiel Augenärzte, Optiker, Orthoptistinnen, Mitarbeiter aus Pflege und Rehabilitation, Seniorenorganisationen und Selbsthilfeverbände. Sie setzen sich gemäß der „Bonner Erklärung“ dafür ein, vermeidbaren Sehverlust zu verhindern und eine optimale Unterstützung für Menschen mit Sehverlust sicherzustellen 

Die Internet-Plattform www.sehen-im-alter.org gibt einen Überblick über die verschiedenen Aktivitäten. Im Berichtsjahr sind besonders zu nennen:

· In Kooperation mit der BAGSO und der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) hat der DBSV die Patientenbroschüre „Sehen im Alter“ in einer Auflage von 20.000 Exemplaren herausgegeben. Der DBSV übernahm die redaktionelle Federführung und organisierte unter anderem Interviews und Fotoaufnahmen an den Wohnorten von Augenpatienten. Die Verteilung erfolgt über Beratungsstellen, Senioreneinrichtungen, Verbände, Augenarztpraxen und die BZgA. Da die Patientenbroschüre auf ein sehr positives Echo stieß und die erste Auflage rasch vergriffen war, entschied die BZgA, die Broschüre in einer 2. Auflage mit 100.000 Exemplaren nachzudrucken und diese allen niedergelassenen Augenärzten Anfang 2016 zuzusenden. Zudem werden eine türkische und eine russische Version der Broschüre geplant.

· Auf dem 11. Deutschen Seniorentag in Frankfurt hat der DBSV mit dem Deutschen Verein der Blinden und Sehbehinderten in Studium und Beruf (DVBS) und weiteren Bündnispartnern drei Workshops zum Thema „Sehen im Alter“ gestaltet und die neue Patientenbroschüre präsentiert.

· Modellprojekte In Einrichtungen der Altenpflege der Blindeninstitutsstiftung Würzburg, der Stiftung Katholisches Familien- und Altenpflegewerk in München, der Stiftung Auge an der Universitätsaugenklinik Bonn ("OVIS-Studie") und der Bayerischen TelemedAllianz in Ingolstadt wurden vom Aktionsbündnis begleitet.

Im Nachgang zur Studie „Sehen im Alter“ plant die Johann Wilhelm Klein-Akademie in Kooperation mit der Blindeninstitutsstiftung Würzburg eine Fortbildungsoffensive für Pflegekräfte. 

· Gemeinsam mit der Deutschen Vereinigung für Rehabilitation (DVfR) hat der DBSV die Fachtagung "Ophthalmologische Grundrehabilitation" konzipiert, die am 29. Januar 2016 im Gustav-Stresemann-Haus in Bonn stattfindet.

· Unter der Regie der Katholischen Hochschule Freiburg entsteht eine „Beratungslandkarte“ für Deutschland. Darauf werden alle Angebote verzeichnet, die sich an ältere Menschen mit Augenerkrankungen wenden.

· Am Rande der Jahrestagung der Deutschen Ophthalmologischen Gesellschaft (DOG) diskutierte eine interdisziplinär besetzte Expertengruppe über eine fachübergreifende Zusammenarbeit zum Thema Versorgungsforschung. Einigkeit bestand unter den Anwesenden, dass "Sehverlust im Alter" nicht nur die Augenmedizin, sondern zahlreiche weitere Fachdisziplinen betrifft.

Überlegungen für eine multidisziplinäre Zusammenarbeit werden im Rahmen eines Workshops am 26.04.2016 im Zentrum Qualität in der Pflege in Berlin weitergeführt.

· Wieder aufgegriffen wurde Ende des Berichtszeitraums das Projekt "Vermittlungsstelle für nicht transportfähige Bewohner in Einrichtungen der Altenpflege", das zu einer verbesserten augenmedizinischen Versorgung von Heimbewohnern beitragen soll.

Das Aktionsbündnis „Sehen im Alter“, dem rund 100 Unterstützer angehören, hat im ersten Jahr mit verschiedenen Maßnahmen Akzente gesetzt. Die Partner werden durch Netzwerk- und Öffentlichkeitsarbeit dazu beitragen, dass das Thema „Sehen im Alter“ ins allgemeine Bewusstsein kommt. 

Im Initiativkreis, dessen Sprecher Professor Dr. Focke Ziemssen (Tübingen) ist, werden die Aktionen abgestimmt und gesteuert.

Koordinator des Aktionsbündnisses ist seit 01.07.2015 Christian Seuß; er löste Werner Lechtenfeld ab, der aus persönlichen Gründen in die zweite Reihe wechselte. Die einzelnen Arbeitsgruppen werden durch Referenten aus der DBSV-Geschäftsstelle unterstützt.
4.3 Qualifizierung von Beraterinnen und Beratern

Die qualitätsgesicherte Blickpunkt Auge Beratung baut auf der breiten Qualifizierung ehrenamtlicher Beraterinnen und Berater auf. Diese wurde auch 2015 fortgeführt. In den DBSV-Landesvereinen sowie deren Untergliederungen beraten mehr als 1500 ehrenamtlich Aktive. Für die Beratung von Betroffenen für Betroffene werden die Beratenden in zwei einwöchigen Seminaren (Grund- und Aufbaukurs) geschult. Ein Grund- und ein Aufbaukurs wurden 2015 in Bad Mergentheim und Würzburg  angeboten. Außerdem fand erstmalig ein Kombinationskurs aus einwöchigem Präsenzkurs und E-Learningkursen statt. Leider konnten nicht alle Interessierten einen Platz bekommen, sodass der DBSV in Zukunft seine Aktivitäten auf diesem Gebiet noch verstärken wird. Eines dieser Angebote ist die Online-Lernplattform www.lernen.dbsv.org, hier werden rund 200 Beraterinnen und Berater in den Themen unserer Beratungsarbeit geschult. Das E-Learning-Angebot des DBSV wird gefördert von der Aktion Mensch.

5. Mobilität und Hilfsmittel 
5.1 Gemeinsamer Fachausschuss für Umwelt und Verkehr (GFUV) 
5.1.1   Mitglieder des GFUV
Gemäß der Berufung durch den Lenkungsausschuss für die Neubesetzung der Gemein-samen Fachausschüsse arbeiteten im GFUV im Jahr 2015 acht Mitglieder. Frank Lenz schied berufsbedingt aus dem GFUV aus, eine Nachbesetzung ist im Gange.
5.1.2
Mailinglisten 
Der GFUV moderierte im Jahr 2015 folgende Mailinglisten: 

Interne Mailingliste des GFUV: gfuv-vertraulich@gfuv.de. Dort sind die Mitglieder des GFUV (ohne Berater) vertreten. 

Allgemeine „Umwelt-Verkehr“-Liste: umwelt-verkehr@gfuv.de. 

5.1.3  Arbeitsschwerpunkte 

5.1.3.1
Rechtsgestaltung

Sie betrifft die Mitarbeit in vorbereitenden Prozessen zur Anpassung des geltenden Regelwerkes auf nationaler und internationaler Ebene, wie Gesetze, Verordnungen, DIN-Normen  u. a. 

5.1.3.2
Begleitung der praktischen Umsetzung von Regelwerken mit bundesweiter Signalwirkung

Der GFUV erstellte und aktualisierte unterstützende Begleitpapiere, Kriterienkataloge zur Beantwortung von Fragestellungen, die sich in der konkreten Umsetzung der Regelwerke vor Ort ergeben. 

Die Themenfelder waren:

Ausbau von barrierefreien Verkehrsräumen, Elektromobilität und geräuscharme Fahrzeuge, technische Lösungen zur Orientierungs- und Mobilitätsverbesserung, Ausbau und Verbesserung des öffentlichen Personennah- und Fernverkehrs, Mitarbeit bei der Erstellung von Lastenheften zu Ausschreibungsverfahren für die Beschaffung von Fahrzeugen im ÖPNV, Begleitung bei den Festschreibungen zur Festlegung der barrierefreien Reiseketten von Tür zu Tür.

5.1.3.3
Mitwirkung bei der Fortentwicklung barrierefreier Verkehrssysteme und multimodaler Mobilität im öffentlichen Raum

Zur Vertretung der Interessen des DBSV bei diesen aktuellen Neuentwicklungen war die umfangreiche Mitarbeit in Forschungsprojekten, die Verhandlung mit Vertretern öffentlicher Stellen, Firmen und Fachverbänden, die Begleitung von technischen Entwicklungen durch Firmen und die Begleitung von Tests neuartiger Übermittlungssysteme von Verkehrsdaten von primärer Bedeutung. 

5.1.3.4
Schulungen 

Eine bundesweite Schulung zur Unterrichtung von ehrenamtlichen Beratern der Blinden- und Sehbehindertenselbsthilfe, von kommunalen Behindertenbeiräten, Planern und Vertretern von Bauträgern wurde im Konzept entworfen. Dabei soll an die Erfahrungen und entwickelten Unterlagen aus Niedersachsen angeknüpft werden. 

Bezüglich der Bedarfsfeststellung eines solchen Angebots wurde eine Umfrage bei den Landesverbänden gestartet. 
5.1.3.5
Sitzungen des GFUV 

Der GFUV beteiligte sich aktiv an der Sitzung der Gemeinsamen Fachausschüsse vom 16./17.01.2015 in Göttingen. Eine weitere Arbeitstagung führte er vom 09.07.2015 – 11.07.2015 in Soest durch. Neben der Diskussion aller aktuellen umwelt- und verkehrsrelevanten Themen konnte in Soest der barrierefreie Ausbau des ÖPNV und das Konzept der Fahrradstraße begutachtet werden. 

Darüber hinaus wurden im GFUV die erforderlichen Arbeitsabläufe in monatlich stattgefundenen Telefonkonferenzen koordiniert und abgestimmt.
5.1.3.6
GFUV Schulungen

Das erfolgreiche niedersächsische Schulungsprojekt zur Umsetzung von Barrierefreiheit in öffentlichen Verkehrsräumen nach gültigem Regelwerk, welches der GFUV unterstützte, lief 2015 aus. Die Schulungsunterlagen wurden nach Bedarf an die Landesverbände und die korporativen Mitglieder des DBSV zum Aufbau weiterer Schulungskonzepte auf regionaler Ebene mit Unterstützung bei der Umsetzung bereitgestellt und ständig aktualisiert.

Der GFUV hat an der Überarbeitung des Handbuches „Barrierefreie Mobilität - LEITdetails und Richtlinien für die Planung und Bauausführung“ von Wendelin Mühr maßgeblich mitgearbeitet.

Der GFUV hatte Gelegenheit, das von Wendelin Mühr für Behindertenbeauftragte und Behindertenbeiräte in Kommunen angebotene Schulungskonzept zur Umsetzung von Barrierefreiheit in öffentlichen Verkehrsräumen wesentlich mitzugestalten. 

Im November fand in Kassel ein von der Aktion Mensch geförderter zweitägiger Workshop zur DIN 18040-3 (Barrierefreies Bauen - Planungsgrundlagen - Teil 3: Öffentlicher Verkehrs- und Freiraum) und DIN 32986 (Taktile Schriften und Beschriftungen - Anforderungen an die Darstellung und Anbringung von Braille- und erhabener Profilschrift) statt. Insgesamt nahmen an dem Workshop 50 Personen teil. Für den Workshop wurde von der blista umfängliches Begleitmaterial in Punktschrift, Tastfolien, Daisy CD und erstmalig auch Großdruck erstellt.

5.1.4
 Ausschussarbeit

Der GFUV bzw. seine Vertreter sind Mitglieder in folgenden Ausschüssen

5.1.4.1
Normungsarbeit
Vertreter des GFUV sind Mitglied in den nachstehenden Normenausschüssen und arbeiteten an der Erstellung folgender Normen mit:  

· NABau - DIN 18040 Teil 1 bis 3 (11.09.2015 Beratung des AK Öffentlicher Verkehrs- und Freiraum; 24.11.2015 Beratung des Arbeitsausschusses Barrierefreies Bauen)  

· DIN 32975 (Gestaltung visueller Informationen im öffentlichen Raum zur barrierefreien Nutzung)
· DIN 32981 (Einrichtungen für blinde und sehbehinderte Menschen an Straßenverkehrs-Signalanlagen (SVA) – Anforderungen)
· DIN 32984 (Bodenindikatoren im öffentlichen Raum)
· DIN 32986 (Taktile Schriften und Beschriftungen - Anforderungen an die Darstellung und Anbringung von Braille- und erhabener Profilschrift)

· Normungsausschuss Ergonomie

· DIN 1450 (Schriften – Leserlichkeit)
· Unterausschuss „Fahrzeuge und Infrastruktur für mobilitätseingeschränkte Personen “ des Normenausschusses Fahrwege und Schienenfahrzeuge in der Deutschen Spiegelgruppe. Zu den Normen aus dieser Reihe gab es Einsprüche und abschließende Verhandlungen. Die Normen sind noch nicht veröffentlicht worden.
· prEN 16584-1 (Bahnanwendungen – Behindertengerechte Gestaltung – Allgemeine Anforderungen – Teil 1: Kontrast)

· prEN 16584-2 (Bahnanwendungen – Behindertengerechte Gestaltung – Allgemeine Anforderungen – Teil 2: Informationen) 

· prEN 16584-3  (Bahnanwendungen – Behindertengerechte Gestaltung – Allgemeine Anforderungen – Teil 3: Rutschfestigkeit und optische Eigenschaften“)

· prEN 16585-1 (Bahnanwendungen – Behindertengerechte Gestaltung – Ausstattungen und  Komponenten in Schienenfahrzeugen – Teil 1: Toiletten) 

· prEN 16585-2  (Bahnanwendungen – Behindertengerechte Gestaltung – Ausstattungen und  Komponenten in Schienenfahrzeugen – Teil 2: Elemente zum Sitzen, Stehen und Fortbewegen) 

· prEN 16585-3 (Bahnanwendungen – Behindertengerechte Gestaltung – Einrichtungen und Komponenten in Schienenfahrzeugen – Teil 3: Durchgänge und Innentüren)

· prEN 16586-1 (Bahnanwendungen – Behindertengerechte Gestaltung – Barrierefreier Zugang: Teil 1: Stufen für Ein- und Ausstieg)

· prEN 16586-2 (Bahnanwendungen – Gestaltung für mobilitätseingeschränkte Menschen – Barrierefreier Zugang – Teil 2: Ein- und Ausstiegshilfen)

· prEN 16587 (Bahnanwendungen – Gestaltung für mobilitätseingeschränkte Menschen – Anforderungen an die Infrastruktur für hindernisfreie Wege)

5.1.4.2
Einsprüche

Zu folgenden Normen und Leitfäden wurden Einsprüche erarbeitet und eingereicht sowie an den jeweiligen Einspruchsverhandlungen teilgenommen: 

· DIN 32981 (Einrichtungen für blinde und sehbehinderte Menschen an Straßenverkehrs-Signalanlagen) 

· DIN EN-81-70 (Sicherheitsregeln für die Konstruktion und den Einbau von Aufzügen - Besondere Anwendungen für Personen- und Lastenaufzüge - Teil 70: Zugänglichkeit von Aufzügen für Personen einschließlich Personen mit Behinderungen (keine Teilnahme bei der Einspruchsverhandlung)
5.1.4.3
Bewertungen zur Normungsarbeit

Nach Veröffentlichung der DIN 1450 wurde ein neuer Unterausschuss NA 152-06-02-01 mit dem Titel „Darstellung von Preis- und Mengenangaben am Selbstbedienungsregal in Supermärkten“ mit maßgeblicher Beteiligung des DBSV und des Verbraucherrates der DIN gebildet. Er greift das BGH-Urteil (I ZR 3012) auf, in welchem festgestellt wird, dass nach DIN 1450 die Darstellungsgröße des Grundpreises mit einer Schriftgröße von 2mm als ausreichend gilt. Die Aufgabe des Unterausschusses bestand 2015 darin, Festlegungen zu den Schriftangaben zum Grundpreis und Verkaufseinheit am Selbstbedienungsregal mit dem Ziel der Konkretisierung der unbestimmten Rechtsbegriffe „leicht erkennbar“, „sonst gut wahrnehmbar“, „deutlich lesbar“ der Preisangabenverordnung in eine Norm zu fassen. Die neue Norm soll alle Formen der Preisangaben am Selbstbedienungsregal von Supermärkten – also auch die elektronischen Preisschilder – betreffen, die zunehmend mehr in den Supermärkten zu finden sind. Aufgrund der Zurückhaltung des Handels konnte 2015 noch kein Entwurf vorgelegt werden. Dieser soll nun im Herbst 2016 veröffentlicht werden.
Im Jahr 2015 wurde nach der Vielzahl von Einsprüchen des Vorjahres ein neuer Entwurf für die Überarbeitung der Norm DIN 32981  „Zusatzeinrichtung für Blinde und Sehbehinderte an Straßenverkehrs-Signalanlagen (SVA) –Anforderungen“, der sogenannten Ampelnorm, unter Leitung von Gerhard Renzel veröffentlicht. Die Einspruchsverhandlungen waren zu einigen Teilpunkten sehr kontrovers. Die Norm konnte jedoch im Oktober 2015 veröffentlicht werden und beinhaltet gegenüber der DIN 18040-3 eine Konkretisierung der Forderung, dass Zusatzeinrichtungen an Lichtsignalanlagen sowohl taktil als auch akustisch auffindbar sein müssen. Wegen dieses Dissenses in den Normformulierungen wird in 2016 ein klärendes Gespräch zwischen dem NAMed und NABau notwendig sein.

Auf nationaler Ebene ist Herr Ernst-Dietrich Lorenz als Obmann des ehemaligen NAMed F4 - heute NAMed 063-06-04 „Kommunikationshilfen für blinde und sehbehinderte Menschen“ bereits langjährig aktiv. Herr Peter agiert hier als stellvertretender Obmann. Zur internationalen Ebene: siehe 5.2.

5.1.4.4
Weitere Ausschüsse bei der Forschungsgesellschaft für Straßen und Verkehrswesen (FGSV) und Andere 

· Arbeitsgruppe "Straßenentwurf" (FGSV)

· Arbeitsausschuss "Anlagen des Fußgänger- und Radverkehrs" (FGSV)

· Arbeitskreis "Barrierefreie Verkehrsanlagen" (2.5.3 im FGSV)

· Arbeitsgruppe  eines Lastenheftes zum barrierefreien Fernlinienbus (unter Leitung vom BSK)

5.1.4.5
Mitarbeit im programmbegleitenden Ausschuss der Deutschen Bahn und weitere Gespräche und Verhandlungen

Im Auftrag des Deutschen Behindertenrates nahmen Vertreter des GFUV an den Beratungen (19.05.2015) der programmbegleitenden Arbeitsgruppe der Deutschen Bahn AG teil.

Der GFUV beteiligte sich darüber hinaus an dem DB-Projekt zur Entwicklung eines dynamischen Wagenstandsanzeigers. Die Deutsche Bahn hatte in 2015 ein Gutachten zur Anwendbarkeit eines europäisch anerkannten Bestimmungsverfahrens von Kontrastwerten an Bahnhofsbauten in Auftrag gegeben. Zur Bewertung der Ergebnisse des Gutachtens fand eine Begehung mit sechs sehbehinderten Experten des DBSV mit Vertretern der DB und dem Gutachter statt. Von Frau Groenewold wurde eine Stellungnahme zu dem Gutachten verfasst. 
Am 09.11.2015 fand nach lange währender Korrespondenz zwischen DBSV und DB Station & Service ein Spitzengespräch zwischen DBSV-Vertretern und der Deutschen Bahn AG zum Thema akustische Fahrgastinformationen statt. In diesem Gespräch konnte die DB Station & Service das Risikobewertungsmodell, das Konzept der neuen DB-Information, den Ausbau des Mobilitäts-Service u. a. vortragen. Von Seiten des DBSV wurde auf die Notwendigkeit der akustischen Übermittlung aller visuellen Informationen und die Umsetzung des Zwei-Sinne-Prinzips hingewiesen. In 2016 werden weitere Gespräche auf Arbeitsebene stattfinden. 

Mit Vertretern der DB, der S-Bahn-Berlin und dem Berliner ÖPNV wurde eine Kriterienliste für Ansagen an Personenaufzügen in Verkehrsbauten dieser Unternehmen erarbeitet. Sie soll von der DB bundesweit vorgestellt und diskutiert werden.

Weiterhin wurden im Jahr 2015 folgende Schwerpunkprobleme gegenüber der Deutschen Bahn AG thematisiert: 

· unentgeltliche Onlinebuchung einer Sitzplatzreservierung für eine Begleitperson eines Schwerbehindertenausweis-Inhabers  mit Merkzeichen „B“

· barrierefreie Reiseverbindungen im Internet 

· Treppeneinhausungen im Bereich der S-Bahn München 

· Farbgebung der Bahnsteigbeläge 

· Streugut auf den Blindenleitstreifen, insbesondere der Außenbahnsteige 

· Umsteigeservice 

5.1.5
 Tagungen und Workshops

Der GFUV nahm zur Vertretung der Interessen blinder und sehbehinderter Menschen an folgenden Tagungen bzw. Workshops teil: 

· 20. Bundesweiter Umwelt- und Verkehrskongress - BUVKO 
· Seminar der Pro Retina 
· Bündnispartner-Treffen Projekt Barrierefreie Verkehrsräume

· Workshop Fahrgast, Umwelt und Verkehr der DB mit Vortrag 
Nürnberg 

· Nachhaltigkeitstag der Deutschen Bahn, Potsdam

· Kongress die Elektromobile Stadt, Berlin 

· Kreisverkehr-Seminar Ruhruniversität Bochum mit Vortrag 

· DB Experten-Workshop-Reihe zur Entwicklung einer barrierefreien App zur Bereitstellung von Fahrgastdaten 
· Länderübergreifende Österreichische Konferenz Fußgänger Bregenz mit Vortrag 
· Meeting Akustische Warnsysteme an Elektrofahrzeugen 
TU Dresden 

· Präsentation von geräuscharmen Fahrzeugen im ADAC-Fahrsicherheitszentrum Hannover mit Pressekonferenz und Teilnahme der Nds. Sozialministerin 

5.1.6
 Beteiligung an Forschungsprojekten

· Forschungsprojekt mobile multi-modal mobility guide (m4guide)

· Forschungsprojekt Akustische Anzeige von Auffindepunkten 


Die in den Forschungsprojekten „Bus-ID“, „m4guide“ und „Akustische Anzeige von Auffindepunkten“ erreichten Forschungsergebnisse wurden für die Entwicklung verschiedener Produkte zur Verbesserung der Mobilität für Blinde und Sehbehinderte verwendet und werden teilweise bereits im Alltag genutzt.
Das Forschungsprojekt m4guide (mobile multi-modal mobility guide) der Senatsverwaltung für Verkehr in Berlin und hochrangigen Partnern aus Verkehr und Forschung läuft seit Ende 2012. Zielsetzung des Projektes m4guide ist die Entwicklung und praktische Erprobung eines durchgängigen personalisierten Reiseinformations- und Zielführungssystems, das auch von blinden und sehbehinderten Menschen in Städten genutzt werden kann. Der m4guide steht dabei für ein einfach zu bedienendes Smartphone (mobile) als integriertes Kommunikations- und Navigationssystem, das multi-modal, d. h. bei der Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel und auf Fußwegen, einsetzbar ist. Damit kann die Mobilität (mobility) von Personen in einer unbekannten städtischen Umgebung deutlich erhöht werden. Dies soll u. a. erreicht werden durch eine hohe Zuverlässigkeit und Genauigkeit der Ortung und Zielführung in öffentlichen Verkehrsmitteln und auf Fußwegen sowohl außerhalb als auch innerhalb von Gebäuden (z. B. Bahnhöfen) sowie durch eine hohe Genauigkeit der statischen und dynamischen Datengrundlagen. 2014 und 2015 wurde an den System- und technischen Voraussetzungen gearbeitet. 2016 soll unter Beteiligung blinder und sehbehinderter Nutzer in die Evaluationsphase eingetreten werden. Die Projektergebnisse werden auf einer Gesamtpräsentation am 28.04.2016 im Roten Rathaus, Berlin, vorgestellt. Es wird angestrebt, dass das Projekt über ein Betreibermodell in die Praxis überführt werden kann.

5.1.7 
Korrektur Leitfaden Barrierefreies Bauen für Bundesbauten des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB)

Geltend für alle Bundesbauten, ist ein Leitfaden Barrierefreies Bauen veröffentlicht worden. Dieser ist per Erlass des BMUB seit Mitte 2014 bindend für alle Bundesbauten zu beachten. In ihm wird dargestellt in welchen komplexen Zusammenhängen Barrierefreiheit in der Planung zu beachten ist und er legt ein Dokumentationsverfahren fest, welches von der Ermittlung des Raumbedarfs, über die Planung bis zur Realisierung eines Bauvorhabens die Herstellung von Barrierefreiheit sicherstellt. Die Dokumentationen sind in den jeweiligen Planungsphasen mit einzureichen.
Der Leitfaden ist nicht mit Beteiligung von Betroffenenorganisationen erarbeitet worden. Folglich ist er in der Auslegung der Normen, bei der Beschreibung der Gestaltungsmerkmale und der Auswahl der Fotos unbefriedigend. Ein Team aus Experten von Landesverbänden und korporativen Mitgliedern hat deshalb umfassende Korrekturvorschläge eingereicht.  Diese wurden mit den Verfasserinnen des Leitfadens in mehreren Verhandlungsrunden bearbeitet. Es wird nun eine 3. Neuauflage des Leitfadens, der sehr viel besser die Belange blinder und sehbehinderter Menschen berücksichtigt, in 2016 erscheinen. Die Neuauflage wird sowohl digital als auch gedruckt publiziert. 

5.1.8
 Fachartikel, Aufsätze etc. 

Zu nennen sind 

· Statement zum Thema Mobilität für Aktion-Mensch-Magazin 

· Gegenwart 01_15: Abenteuer Fernbus

· Gegenwart 02_15: Millimeterarbeit im DIN-Institut – DIN 18040 / 3

· Bahnkundenmagazin: „Ende der Durchsage“

· Veröffentlichung der Fachtagung Bahn-PRM – Barrierefreiheit im ÖPNV, „Barrierefreiheit für blinde und sehbehinderte Reisende: Durchsagen bei der DB; Kontrastwertermittlung nach RFU, Barrierefreiheit im Fernbusverkehr-vollständige Barrierefreiheit 2022“ 

5.1.9 
Beratungen 

Auf Anfrage führte der GFUV im Jahr 2015 schriftliche, telefonische und persönliche Beratungen zu den nachstehenden Themen durch: 

· Einklemmschutz in Straßenbahnen 

· Ausstattung von Lichtverkehrssignalanlagen mit Zusatzeinrichtungen für Blinde und Sehbehinderte

· Bauausführung von Blindenleitsystemen im öffentlichen Verkehrsraum nach Regelwerk 

· Ausstattung von Haltestellen mit Dynamischen Fahrgastinformations-Anzeigen mit Sprachausgaben 

· Akustische Anzeige von geräuscharmen Fahrzeugen 

· Ausstattung von E-Bussen und sonstigen elektrisch betriebenen Nutzfahrzeugen
· Barrierefreie Programmierung von Apps zur Übermittlung von Fahrgastinformationen im öffentlichen Nah- und Fernverkehr

· Barrierefreie Ausstattung von Fernbussen

· Beratung zur einheitlichen Gestaltung von Tür-Auffinde-Signalen an schienengebundenen Fahrzeugen und Bussen

· Barrierefreie Querungen an Kreisverkehren

5.1.10
Vorträge, Referate 

Durch den GFUV wurden an folgenden Veranstaltungen Vorträge gehalten: 

· 20. Bundesweiter Umwelt- und Verkehrskongress - BUVKO (13.-15.03.2015, Erfurt)
Vortrag: „Sehbehindertengerechte Beleuchtung im Außenbereich“ 

· Seminar der Pro Retina (21.08. – 23.08.2015, Soest)

Vortrag: „Von der BRK zu Landesbauordnung und Liste der Technischen Baubestimmungen – mit Einschränkungen?“ 

· GFUV-Workshop „Neue Normen zur Barrierefreiheit - Einführung und Umsetzung DIN 18040-3 und DIN 32986“ (28./29.11.2015, Kassel-Wilhelmshöhe); 
Referat zum Thema: „Überblick über die gesetzlichen und normativen Regelwerke beim schienengebundenen PNV“ 

· Workshop Fahrgast, Umwelt und Verkehr der DB; 
Vortrag: „Akustische Informationen sind kein Lärm“

· Kreisverkehr-Seminar Ruhruniversität Bochum mit Vortrag; 
Vortrag: „Barrierefreie Querungen an Kreisverkehren“

· NABau Sitzung 18040-1 
Vortrag: „Überarbeitungsbedarf der DIN 18040 Teil 1 und  2“

· 3. Interdisziplinäre Expertentagung - Bahn PRM, Barrierefreiheit im ÖPNV, 
Vortrag „Barrierefreiheit für blinde und sehbehinderte Reisende: Durchsagen bei der DB; Kontrastwertermittlung nach RFU, Barrierefreiheit im Fernbusverkehr-vollständige Barrierefreiheit 2022“
5.1.11 Kontaktpflege/Zusammenarbeit

5.1.11.1 Fachausschüsse des DBSV

Im Jahr 2015 fand eine enge Zusammenarbeit zwischen den Gemeinsamen Fachausschüssen FBS, FIT und GFUV statt. In mehreren Telefonkonferenzen der Leiter der Gemeinsamen Fachausschüsse wurden die Arbeitsabläufe koordiniert.

5.1.11.2 Verbandsexterne Institutionen und Gremien

Für eine erfolgreiche Arbeit sieht der GFUV eine verbandsübergreifende Vernetzung als erforderlich an. In diesem Zusammenhang pflegte der GFUV im Jahr 2015 den Kontakt mit: 

· Bundes- und Landesministerien mit Zuständigkeit für Bau und Verkehr

· Bundesanstalt für Straßenwesen (BAST)

· Landesämtern für Bau und Verkehr in den Bundesländern 

· Zweckverbänden / Verkehrsbetrieben für den ÖPNV

· Zweckverbänden der Fahrzeugindustrie

· Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV)

· Deutscher Bahnkundenverband e. V. 
5.1.12
 Weitere Tätigkeiten

5.1.12.1 Ausstattung von Aufzugsanlagen mit Touchfeldern

Von Herstellern werden immer häufiger Aufzüge mit Bedienelementen als Touchfelder angeboten und eingebaut. Aufzüge mit Touchfeldern sind in der bisher bekannten Ausführung von blinden und sehbehinderten Menschen nicht zu bedienen. Der GFUV steht mit Aufzugherstellern im Kontakt, um gemeinsam eine brauchbare Ausstattungslösung zu erarbeiten. Die diesbezügliche DIN EN 8170 wird zurzeit überarbeitet
5.1.12.2 Expertenteam 

Der Aufbau eines Expertenteams zur fachlichen Unterstützung der Gemeinsamen Fachausschüsse wurde begonnen. Der GFUV hat für die tägliche Arbeit bereits zahlreiche Kontakte zu Experten im Innenbereich (Landesverbände im DBSV etc.) und im Außenbereich (zu Instituten und Firmen etc.) aufgebaut und bedient sich deren Fachwissen. 
5.1.12.3 Wissens-Management-System

Für die gute und fundierte Arbeit der Fachausschussmitglieder und der beratenden Experten wurde bei der Sitzung der gemeinsamen Fachausschüsse in Göttingen die Notwendigkeit des Aufbaus eines Wissens-Managements-Systems festgestellt. Die ersten Schritte zum Aufbau eines Wissens-Management-Systems zur gemeinsamen Datenhaltung für die Gemeinsamen Fachausschüsse und die Geschäftsstelle des DBSV wurden vollzogen. Die genaue Konzeption wird zurzeit erarbeitet.

5.2 Internationales Normungswesen
Neben den unter Punkt 5.1.4 genannten Themen hinsichtlich der Normung gab es weitere Beteiligungen:

In den Normenausschüssen auf europäischer und Weltebene wirken DBSV-Vertreter über die DIN hinaus aktiv mit. 

Herr Dr. Klaus Behling vertrat auch 2015 den DBSV wiederum bei der CEN auf europäischer Ebene (EN 81-70) und arbeitete gleichfalls engagiert bei der ISO vor allem an der ISO 19028 „Tactile guide maps“ mit. Dazu reiste er im Oktober nach Tokio. 

1990 wurde die Normungsinstitution für das europäische Eisenbahnwesen (CEN/TC256) gegründet. Ihre Aufgabe besteht darin, Normenwerke zur Unterstützung europäischer Richtlinien zu erarbeiten. Die 30 nationalen Normungsinstitute erarbeiten in Spiegelaus-schüssen Stellungnahmen zu europäischen Normungsvorhaben und entsenden ihre Experten in die Arbeitsgruppen des CEN/TC. Auf diese Weise können sie Einfluss auf den technischen Inhalt der Normen nehmen.

Der Normenausschuss „Fahrwege und Schienenfahrzeuge“ (FSF) ist ein solches europäisches Arbeitsgremium im CEN/TC. Ihm gehört der Unterausschuss" Fahrzeuge und Infrastruktur für mobilitätseingeschränkte Personen" (NA087-11-02) als deutsches Spiegelgremium an. 

Grundlage dafür bildet die Technische Spezifikation für die Interoperabilität für Personen mit reduzierter Mobilität (TSI PRM). In diesem Unterausschuss wirkt Eberhard Tölke vom GFUV seit Gründung mit.

5.3 Arbeitskreis der Blindenführhundhalter/innen
Struktur und Kommunikation im Arbeitskreis (AK)

Der AK besteht aus den Fachgruppensprechern und –sprecherinnen der Führhundhaltergruppen der Landesvereine und wird vom Bundessprecher Robert Böhm vertreten. Als hauptamtliche Mitarbeiterin beim DBSV stand Sabine Häcker im Rahmen des Projekts „Der Blindenführhund – bewährte tierische Assistenz seit 100 Jahren“, das von der Aktion Mensch gefördert wird, zur Verfügung.

Kommunikation und Koordination:

1. Arbeitskreistagung

Donnerstag, 12. bis 15. März 2015 fand in Gültstein (Herrenberg, Baden-Württemberg) die jährliche AK-Tagung statt. 

Programm:
Mischung aus hundespezifischen Inhalten (DBSV-Film „belohnen statt bestrafen – modernes Führhundtraining“ und „aversive Trainingshilfsmittel“), Mobilität (Barrierefreiheit und shared space) sowie Inhalten aus der Verbandsarbeit (Zielvereinbarungen, Qualitätskriterien in der Führhundversorgung und Planung der Veranstaltungen im Jubiläumsjahr 2016).

Die Tagung wurde durch Aktion Mensch gefördert.

2. Mailingliste:
Die Fachgruppensprecher/-innen und Stellvertreter/-innen kommunizieren ganzjährig über eine Mailingliste. 

3. Arbeitsgruppen:
Für einzelne Themen oder Fragestellungen bildet der Arbeitskreis Arbeitsgruppen, die Vorschläge erarbeiten, die dann im Arbeitskreis diskutiert und beschlossen werden. 

4. Zur Koordination zwischen AK-Leitung und DBSV Geschäftsstelle fanden 2015 neun Telefonkonferenzen statt. Darin wurden Seminarplanungen, Stand der Arbeit in den Arbeitsgruppen und Aufgabenverteilungen vereinbart und alle Fragen, die an den AK oder die Geschäftsstelle rund um den Führhund gerichtet wurden, erörtert
Arbeitsinhalte im Arbeitskreis

1. Es bestehen Arbeitsgruppen mit folgenden Schwerpunkten:

· Gestaltung eines Prototyps für ein alltagstaugliches und ergonomisches Führgeschirr

· Vorbereitung des bundesweiten Führhundhalter-Treffens 2016: Termin 15. – 18.09.2016, Ort: Berlin, Holiday Inn City East.

· Überarbeitung der „Voraussetzungen, um in der Gespannprüferliste des DBSV geführt zu werden“.

· Überarbeitung der Qualitätskriterien für Blindenführhunde vom 19. Mai 1993

In allen Arbeitsgruppen wird die Arbeit über den Jahreswechsel 2015/2016 hinaus fortgesetzt.

2. Der Arbeitskreis der Blindenführhundhalter/-innen veröffentlicht zweimonatlich die „Wir-Führhundhalter - das Hörmagazin für Führhundfreunde“. Diese ist im Abo bei der ATZ zu beziehen und erfreut sich, seit Helga Mauch die Redaktion übernommen hat, großer Beliebtheit. Sporadisch informiert der Arbeitskreis auch über einen E-Mail-Newsletter und ein Infotelefon. (Infos siehe unter: 
www.blindenfuehrhundhalter.dbsv.org )

3. In den Landesvereinen fanden auch 2015 Führhundhalter-Treffen, Wanderungen, Beratungen, Tagungen und Fortbildungen statt. Darüber hinaus werden kontinuierlich Presseanfragen beantwortet.

Engagement in Europa

Die jährliche Mitgliederversammlung der European Guidedog Federation (EGDF) inklusive Konferenz fand am 23. und 24. April 2015 in Bukarest statt. Der DBSV war durch Sabine Häcker und Jochen Dreher vertreten.

Es waren 45 Delegierte und Referenten aus Belgien, United Kingdom, Deutschland, Frankreich, Spanien, Finnland, Schweden, Estland, Griechenland und der Türkei anwesend.

Die EGDF hat teilweise neue Vorstandsmitglieder. Diese stellten ihre Bestrebungen und Initiativen vor, die Zusammenarbeit mit Assistancedogs Europe (ADEu) und der International Guidedog Federation (IGDF) zu stärken. Gemeinsam sollen auf EU-Ebene Verbesserungen hinsichtlich der Zugangsrechte erwirkt werden.
Gespannprüfungen

Im März gründete sich ein „Bundesverband Gespannprüfer“, dessen Statuten von denjenigen des DBSV abweichen. Der DBSV distanzierte sich deshalb von dem Verein. Auch wurden in einer Arbeitsgruppe die „Voraussetzungen, um in der DBSV-Gespannprüferliste geführt zu werden“, überarbeitet und im Juni 2015 vom Präsidium beschlossen. Es wurde auch ein entsprechender Eintrag auf der Homepage des DBSV (Rubrik Gespannprüfer) gemacht. Nach Aktualisierung der Gespannprüferliste stehen zum Ende 2015 23 Rehalehrer O&M und 13 Hundefachleute auf der DBSV-Gespannprüferliste.
Von 18. bis 20. September 2015 fand in Mannheim beim badischen Blinden und Sehbehindertenverband als Gastgeber ein Gespannprüferseminar für erfahrene Gespannprüfer/-innen statt. Folgende Inhalte standen auf dem Programm: 

· Wie wollen sich die DBSV-Gespannprüfer zukünftig organisieren und profilieren?

· Praxisläufe mit Führgespannen – einheitlich bewerten

· Gespannprüfung und UN-Behindertenrechtskonvention

An dem Seminar nahmen 13 erfahrene Gespannprüfer/-innen teil. 

Vorbereitung des Jubiläumsjahres 2016
In der zweiten Jahreshälfte 2015 wurde bereits der Schriftsteller Detlev Berentzen beauftragt, eine Recherche zu 100 Jahren Blindenführhundausbildung durchzuführen. Aus dem Recherchematerial sollen in der ersten Hälfte 2016 ein Buch, ein Hörbuch oder ein Hörstück und eine Wanderausstellung entstehen. 
Sonstige Leistungen und Aktivitäten

Es wurden 22 neue Blindenführhundausweise ausgestellt.

Regional fanden 2015 diverse Tagungen und Treffen statt, zu denen teilweise der Bundessprecher oder/und die Vertreterin des DBSV als Referent/-in eingeladen waren.

5.4 Koordinationsstelle (KS) für Hilfsmittelberater der Landesvereine
2015 hat die jährliche Hilfsmittelberatertagung vom 04.06. bis zum 07.06.2015 in Hamburg stattgefunden. Ein Schwerpunkt der Tagung war der gemeinsame Besuch der Hilfsmittelberaterinnen und –Berater auf der Hausmesse für allgemeine Hilfsmittel des Blinden- und Sehbehindertenvereins Hamburg. Die Beraterinnen und Berater führten vor Ort Gespräche mit Ausstellern, trugen Wünsche der Blinden und Sehbehinderten an spezielle Produkte (z. B. Festnetztelefon mit Sprachwahl) vor und informierten sich über präsentierte Hilfsmittel. Gezeigt wurde ein breites Spektrum von neuesten Diktiergeräten, über Smartphones mit fühlbarer Tastatur bis hin zu Angeboten für Schulungen zu bestimmten Hilfsmitteln und Reisen für Menschen mit Behinderungen. Die so gewonnenen Eindrücke wurden im Anschluss in einem gesonderten Tagesordnungspunkt gegenseitig vorgestellt, wodurch alle Teilnehmer alle Informationen erhalten konnten.
Im weiteren Verlauf der Veranstaltung standen erneut die spezifischen Belange insbesondere sehbehinderter Ratsuchender z. B. im Rahmen von Blickpunkt Auge im Mittelpunkt und der Erfahrungsaustausch der Ländervertreterinnen und –Vertreter untereinander. Es wurden wieder gegenseitig bevorzugte Hilfsmittel gezeigt und es gab Informationen zur Einstellung von Audiodeskription an Fernsehern, Kantenfilterbrillen und zu vergrößernden Sehhilfen.

Auf der Tagung fanden auch die Wahlen für die neue KS-Leitung statt. Gerd Schwesig als Leiter und Bernd Peters als Stellvertretender Leiter der KS wurden bestätigt. Angela Nehring wurde Schriftführerin.

Die Tagung 2016 wird vom 13.04.-16.04.2016 in Dresden stattfinden. 

In der Mailingliste gab es auch im Jahr 2015 einen regen Austausch zu diversen Themen. Es wurden Hilfsmittel gesucht, und allgemeine und rechtliche Fragen gestellt und beantwortet, nach Experten gefragt und z. B. zur Teilnahme an spezifischen Umfragen aufgerufen. Auch in diesem Jahr war eine Zunahme nach der Bitte um Unterstützung bei der Entwicklung von Produkten für Blinde und Sehbehinderte durch Entwickler zu bemerken, auch Studierende verschiedener Fachrichtungen benötigten immer wieder den Rat der KS für Facharbeiten zum Thema. 

Die Hilfsmittelberatung nimmt im Rahmen der allgemeinen sozialen Beratung bei bereits erblindeten wie auch bei Augenpatienten einen großen Stellenwert in der Erst- und Folgeberatung ein. Sie ist also ein grundsätzlicher Bestandteil der Beratung. Es gilt den Begriff Hilfsmittel zu erklären und passende und benötigte Hilfsmittel herauszufinden und zu Schulen und Wege zur Rehabilitation aufzuzeigen. Gerade durch diese Unterstützung können Betroffene die Erfahrung machen, dass man trotz einer erworbenen Seheinschränkung weitestgehend wieder ein selbstbestimmtes Leben führen kann. 

5.5 Gemeinsamer Fachausschuss für allgemeine Hilfsmittel (GFaH)

Der Gemeinsame Fachausschuss für allgemeine Hilfsmittel (GFaH) hat seine Tätigkeit eingestellt und ruhte auch  in dieser Wahlperiode. 

Die früheren Aufgaben des GFaH übernimmt teilweise die Koordinationsstelle (KS) der Hilfsmittelberater. Außerdem ist ein neuer "Expertenkreis barrierefreie Produkte" unter der Verantwortung von Ernst-Dietrich Lorenz gebildet.

Dieser Expertenkreis wird seitens der DBSV-Geschäftsstelle nach Bedarf in Aktivitäten zur barrierefreien Produktgestaltung eingebunden. Die Arbeit geschieht vornehmlich projektgebunden. Initiativen aus dem Expertenkreis heraus sind möglich, z. B. zur Durchführung von Tagungen. Themen können sein:

•
Arbeit zur Nutzbarkeit von Produkten des allgemeinen Marktes,

•
Entwicklung von Standards zur barrierefreien Produktgestaltung,

•
Aktivitäten z. B. zu weißer Ware (Haushaltsgeräte), Unterhaltungselektronik wie 

•
Zusammenarbeit mit der Stiftung Warentest: Barrierefreiheit als Testkriterium,

•
Mitarbeit in Normungsausschüssen.

5.6 Sicherung der Hilfsmittelversorgung 

Um die Perspektive der Nutzer einzubringen und um die Produktion und das Angebot geeigneter Hilfsmittel zu beeinflussen, arbeitet der DBSV in den Organen der Deutschen Blindenstudienanstalt (blista) mit. Außerdem ist er Mitgesellschafter der Firma Blista Brailletec. Um das Hilfsmittelangebot langfristig zu sichern, unterstützte der DBSV auch 2015 den 2009 als gemeinnützige Gesellschaft und Nachfolger des VzFB gegründeten Deutschen Hilfsmittelvertrieb (DHV). Neben dem BVN, der blista Marburg und dem VBS hält auch der DBSV Anteile dieser Gesellschaft

5.7 Koordinationsstelle Tourismus (KosT) 

In den Fokus der Aufgabenschwerpunkte der KoST gelangt immer mehr der Kulturtourismus. Viele Anfragen zur Beratung beziehen sich auf  Zugänglichkeit von Museen, Ausstellungen, Erlebbarkeit einzelner Exponate sowie Landschaftsparks und Denkmäler. 

Herr Dr. Leidner wirkt als Beauftragter des DBSV für Tourismus auf nationalem wie internationalem Terrain mit, um die Interessen blinder und sehbehinderter Menschen zu vertreten. Er ist weiterhin Vorsitzender der NatKo (Tourismus für Alle Deutschland e.V.), der zentralen Anlaufstelle bei Fragen rund um die Themen "Barrierefreies Reisen" und "Tourismus für Alle".

Der DBSV hat im European Network on Accessible Tourism (ENAT) die Vollmitgliedschaft beantragt, so kann auf lange Sicht auch eine Vorstandsmitgliedschaft des DBSV ermöglicht werden. Durch die Mitgliedschaft bei der ENAT sind bereits viele von der KoST erarbeiteten Empfehlungen, insbesondere die englischen Übersetzungen, international verbreitet worden. 

Als Ergebnis eines Treffens mit dem DBSV im Freizeitpark Tripsdrill, zum Thema Zugänglichkeit mit Fahrgeschäften hat der Verband Deutscher Freizeitparks und Freizeitunternehmen e.V. (VDFU) Mitte 2015 die Freizeit- und Tourismusberatung GmbH beauftragt ein Gutachten zur Barrierefreiheit in Freizeitparks zu erarbeiten. – Dazu gab es Konsultationen mit mehreren Verbänden unter anderem mit dem DBSV und der RBM. In dem Gutachten soll im ersten Schritt der Istzustand bei den Freizeitparks bezüglich Barrierefreiheit in Deutschland erhoben werden. Beispielhaft sollen Maßnahmen zur Herstellung von Barrierefreiheit an einem Park analysiert werden. Medizinische und sicherheitsrelevante Betrachtungen, sowie Vergleiche im internationalen Kontext sollen ebenso zusammengetragen werden. Das Gutachten soll im Weiteren als Grundlage für Verhandlungen mit den Verbänden von Menschen mit Behinderung dienen, um im Konsens mit dem VDFU eine Definition von Zugänglichkeit von Freizeitparks abzustimmen.

5.7.1

Verbesserung des Informationsangebotes für blinde/sehbehinderte Reisende 

Um das Interesse blinder/sehbehinderter Reisender an der 2011 eingerichteten Online-Datenbank mit für blinde/sehbehinderte Reisende geeigneten touristischen Angeboten (Databus) zu erhalten, erfolgte deren Überarbeitung und Ergänzung durch eine Praktikantin beim DBSV. Wie im Jahr 2014 wurde auf der Tagung der KoST in Göttingen die Weiterentwicklung und das optische Erscheinungsbild der Datenbank diskutiert. 

Databus fasst für blinde und sehbehinderte Touristen geeignete Angebote zusammen, die in vielen Fällen auf den Seiten der Anbieter nicht oder nur sehr versteckt zu finden sind. Demzufolge trägt sie auch dazu bei, dass diese Angebote langfristig recherchierbar bleiben.
5.7.2

Internationale Tourismusbörse Berlin

2015 fand vom 04. bis 08. März die ITB statt. Dank der Unterstützung der Geschäftsstelle war der DBSV am Messestand der Natko als Mitaussteller vertreten. Die Besucherzahlen am Stand zeigen, dass durch die regelmäßige Präsenz in Kombination mit dem „Tag des Barrierefreien Tourismus“ das Thema Barrierefreiheit auf der weltweit größten Tourismusmesse angekommen ist. So können die Belange blinder und sehbehinderter Reisender verstärkt ins öffentliche Bewusstsein gebracht werden. Herr Dr. Leidner nahm als Tourismusbeauftragter des DBSV an der Podiumsdiskussion zum „Tag des Barrierefreien Tourismus“ teil.

5.7.3

KoST-Tagung am 31.10 – 1.11. in Göttingen 

An dieser Sitzung nahmen 8 Landesvertreterinnen und –vertreter teil. 

Themen waren:

· Berichte aus den Ländern

· Vorstellung des Projektstandes: „Reisen für Alle“ der Deutschen Zentrale für Tourismus.

· Vorstellung der neu eingerichteten Arbeitsgruppe mit der Luftverkehrswirtschaft :“PRM- in Dialog“ 

· Barrierefreiheit des ÖPNV – Bezogen auf Fernbusverkehr

· Vorstellung des DBSV-Projektes Kultur mit allen Sinnen

· Barrierefreiheit in Museen

· 3D-Erzeugnisse für die Erlebbarkeit von Gemälden

· Die Empfehlungen, die in Folge von Normüberarbeitungen angepasst werden müssen, wurden identifiziert und Zuständige für die Bearbeitung benannt 

· Barrierefreiheit in Naturbädern

· Diskutiert wurde über die Abgrenzung der Aufgaben des Tourismusbeauftragten und der KoST
5.7.4

Gremien außerhalb des DBSV

Das Ende 2011 vom Deutschen Seminar für Tourismus (DSFT) und NatKo dank der Förderung des Bundeswirtschaftsministeriums gestartete Projekt "Tourismus für Alle: Entwicklung und Vermarktung barrierefreier Angebote und Dienstleistungen in Deutschland" wird weiter ausgebaut. - Aufgrund der Festlegung von Barrierefreiheitskriterien für touristische Angebote entlang der gesamten touristischen Leistungskette und der Entwicklung entsprechender einheitlicher  Piktogramme, können Anbieter ihr Angebot  und ihre Leistungen zertifizieren lassen. Für blinde und sehbehinderte Menschen gibt es 43 Angebote, von denen die Hälfte für Sehbehinderte die höchste Stufe erreicht. 

Als Mitglied im DBR (Deutscher Behindertenrat) ist der DBSV, vertreten durch Frau Groenewold und Herrn Leidner mit dem Bundesverband der Deutschen Luftverkehrswirtschaft (BDL) im kontinuierlichen Austausch. Vertretern der deutschen Fluggesellschaften und Flughäfen treffen zweimal jährlich auf Vertreter der Behindertenorganisationen. Es sollen pro Sitzung gemeinsam festgelegte Themen wie Beförderung von Menschen mit Behinderung, Buchung, Sicherheitskontrollen, Gestaltung der Flugzeugkabinen u.a. diskutiert werden.

Die Deutsche Gesellschaft für naturnahe Badegewässer e.V. ist an die KoST herangetreten um mit ihr gemeinsam eine Richtlinie / Checkliste zur barrierefreien Nutzbarkeit von Naturbädern zu erarbeiten. – Bei einer Tagung des Verbandes in Köln wirkte der Tourismusbeauftragte von NRW aktiv bei einer Sensibilisierungsmaßnahme mit.
5.7.5

Ausblick auf 2016
2016 wird der DBSV wieder zusammen mit der NatKo einen Messestand auf der ITB betreuen. Der „Tag des barrierefreien Tourismus“, diesmal zum Thema Kultur- und Städtetourismus, findet am 11.03.2016 statt.

6. Bildung
6.1 Lese-Schreib-Anbahnung für sehbehinderte und blinde Vorschulkinder
Basierend auf den Erfahrungen aus dem europäischen EVEIL-Projekt entwickelte der DBSV 2015 weitere Tast- und Aktionsbücher für Kinder mit und ohne Seheinschränkung. Neben einer Neuauflage von "Die Buchstabenfreunde" von Susanne Sariyannis wurde mit „Rike Ringelnatter, komm nach Hause" von Reiner Delgado ein Buch mit besonderem didaktischen Konzept entwickelt. Kinder zwischen vier und acht Jahren haben hier die Aufgabe, für die kleine Ringelnatter den richtigen Weg zu finden, um von einer Seite zur nächsten zu gelangen. Rike ist ein Lederband mit einer Holzperle als Kopf. Dieses Lederband muss auf jeder Seite durch ein Loch gefädelt  werden, welches mal versteckt und mal über ein Hindernis zu erreichen ist. Bei ihrer Wanderung durch das Buch muss Rike zum Beispiel einen See überqueren oder sich durch eine üppige Blumenwiese schlängeln.

Blinde Kinder lernen in diesem Buch unter anderem, Formen und Zahlen zu erkennen, Längen zu vergleichen und Linien zu verfolgen. So können sie ihre Tastfähigkeiten trainieren, die für das Lesen der Punktschrift wichtig sind. Die Herstellung des Buches ist relativ einfach und so eignet es sich besonders für Buchworkshops mit Kindern, Eltern und Lehrenden. Im Juni 2015 wurde das Buch bei der Tagung der AG Frühförderung des Verbands für Blinden- und Sehbehindertenpädagogik in Hannover vorgestellt und Exemplare davon mit den Tagungsteilnehmerinnen hergestellt. Auch bei Veranstaltungen in der Johann-August-Zeune-Schule in Berlin wurde es mit Schülerinnen zusammen gebastelt.
Aktivitäten in diesem Bereich werden weiterhin auf der Internetseite www.comenius-eveil.eu und www.kinderbuch.dbsv.org dokumentiert.
7. Brailleschrift und andere blindengerechte Medien 

7.1 Brailleschriftkomitee der deutschsprachigen Länder

Das Komitee hat 2015 vor allem weiter an der Überarbeitung der aktuell gültigen Blindenschriftsystematik für den deutschsprachigen Raum gearbeitet und diese inhaltlich abgeschlossen. Nach einigen weiteren redaktionellen Arbeiten ist mit einer Veröffentlichung 2016 zu rechnen.
8. Audiodeskription
Mit zahlreichen politischen Initiativen setzte sich der DBSV auch 2015 für die Förderung von Audiodeskription ein (siehe dazu 2.10). Bei Film und Fernsehen und in der Öffentlichkeit hielt weiterhin der Deutsche Hörfilmpreis die Thematik im Bewusstsein (siehe auch 16.10). 

Weiterhin unterhält der DBSV als Tochtergesellschaft die Deutsche Hörfilm gGmbH (DHG). Sie nimmt folgende Aufgaben wahr: Produktion von Hilfsmitteln mit Audiodeskription bzw. Hörfilmen, Konzeption von Innovationsprojekten und Initiierung von Kooperationen zum Zweck der weiteren Entwicklung der Audiodeskription, Realisierung von integrierenden Sonderprojekten wie Festivalteilnahmen, DVDs usw., begleitende Öffentlichkeitsarbeit für das Medium sowie die Beratung und Information der blinden und sehbehinderten Nutzer von Audiodeskription. Einzelheiten über diese Aktivitäten im Berichtszeitraum unter: www.hoerfilm.de.

8.1 Projekt „hörfilm.info“

Bereits im Oktober 2014 startete das dreijährige Projekt „Barrierefreier Zugang zu Audiodeskription“ in Kooperation mit der Deutschen Hörfilm gGmbH (DHG) und dem Allgemeinen Blinden- und Sehbehindertenverein Berlin (ABSV). Dabei soll blinden und sehbehinderten Personen der Zugang zu Audiodeskription erleichtert werden, indem Informationen zu Hörfilmen mit TV-Sendeterminen, den Empfangsmöglichkeiten und der Einstellung der TV-Geräte gesammelt und aufbereitet werden. Darüber hinaus soll ein Austausch über die Qualität von Audiodeskription gefördert werden.
Der technische Mitarbeiter des Projekts führte über 20 Hausbesuche in der Modellregion Berlin und Umgebung durch, bei denen die Audiodeskription an den TV-Geräten eingestellt wurde. Viele Anfragen konnten bereits am Telefon abschließend bearbeitet werden. Seit November 2015 wird die technische Beratung am Telefon bundesweit angeboten. 

Die beiden Mitarbeiter des Projekts stellten ihre kostenlosen Angebote bei den Bezirksgruppen Berlin-Zehlendorf, Berlin-Spandau und beim DVBS in Berlin vor. Darüber hinaus gaben sie ausführliche Informationen in Form eines Vortrags bei der Hilfsmittelberatertagung in Hamburg und beantworteten Fragen zur Audiodeskription am Stand des DBSV bei der Sight City in Frankfurt (Main).

Seit Juli 2015 erscheint die Hörfilm-Beilage im DBSV-Verbandsmagazin „Gegenwart“ in einem neuen Format und vergrößerten Umfang. Neben einem Einführungstext gibt es Hinweise zu Hörfilm-Tipps sowie alle Serien und Sendereihen mit einer Audiodeskription auf der letzten Seite. Die Beilage wurde von zwei auf vier Seiten erweitert.

Ebenfalls im Juli ging die Webseite www.hörfilm.info online. Hier werden Neuigkeiten, das aktuelle Hörfilmprogramm im TV, Neuerscheinungen im Kino und auf DVD sowie technische Hinweise zur Einstellung der Audiodeskription präsentiert. Die Resonanz zu dieser neuen Hörfilm-Plattform ist, vor allem wegen ihrer ausführlichen Informationen, sehr positiv. Das Projekt verbreitet seine Informationen seitdem unter dem Namen hörfilm.info. Zusätzlich gibt es seit September 2015 das Service-Telefon. Unter der Nummer 030 – 255 58 08 00 können sich TV-Zuschauer das aktuelle und vollständige Hörfilmprogramm ansagen lassen.

Im Dezember 2015 verschickte hörfilm.info seinen ersten Newsletter. Bereits kurze Zeit nach dessen Einrichtung meldeten sich über 50 Personen dafür an. Zusätzlich wurde im gleichen Monat ein Facebook-Auftritt eingerichtet.

Das Projekt hörfilm.info gewann unter blinden und sehbehinderten Personen an Bekanntheit und verstärkte den Kontakt zu Sendern, Herstellern und Hörfilmproduktionen. Ein Ziel für das kommende Jahr ist, in Form von Workshops für Multiplikatoren und Hilfsmittelberater das gesammelte Wissen zur Einstellung der Audiodeskription weiterzugeben. Zusätzlich soll die Barrierefreiheit auf den unterschiedlichen Medien, wie im Fernsehen, Kino, auf DVD/ Blu-ray und Video-on-Demand und an den Fernsehgeräten weiter vorangetrieben werden.

9. Kultur, Freizeit, Sport 

9.1 Kultur

Der DBSV widmet sich derzeit verstärkt dem Bereich barrierefreier Angebote in Museen und anderen kulturellen Einrichtungen. Von Dezember 2014 bis September 2017 läuft das Internationale Projekt AMBAVis (Access to Museums for Blind and Visually Impaired People through 3D-Technology) mit Förderung des EU-Programms ERASMUS+. Ziel des interdisziplinären Konsortiums aus Österreich, Deutschland, Großbritannien und der Slowakei ist es, taktile Modelle und auf innovativen Technologien basierende Vermittlungspraktiken in Museen so weiterzuentwickeln, dass sowohl die Benutzerfreundlichkeit der Modelle verbessert als auch kosteneffizientere Herstellungsmethoden zur Verfügung gestellt werden können. Gemälde der Wiener Galerie Belvedere und Exponate des Manchester Museums werden mittels verschiedener Techniken in taktile Modelle umgesetzt (3D-Nachbildung, virtuelle Modellierung und Reliefdruck auf wiederverwendbaren Medien) und in Workshops mit blinden und sehbeeinträchtigten Menschen auf ihre haptischen Qualitäten hin überprüft.
Im Projekt "Kultur mit allen Sinnen", dass der DBSV zusammen mit der Berlinischen Galerie und mit Förderung der Aktion Mensch im März 2015 startete, sollen anhand der Dauerausstellung des Museums verschiedene Aspekte der Zugänglichkeit für blinde und sehbehinderte Kulturinteressierte im inklusiven Sinne beispielhaft umgesetzt werden: Die Orientierung in den Räumen soll nicht nur für Menschen mit Seheinschränkung ermöglicht sondern für alle erleichtert werden. Ein barrierefreier Audioguide soll über ausgewählte Werke informieren und Tastmedien sollen blinden Besuchern unmittelbaren Zugang zu einigen Exponaten vermitteln.
Unter www.kultur.dbsv.org informiert der DBSV über die aktuellen Entwicklungen in diesen Projekten.
Vor allem in der Förderung junger Menschen im musischen Bereich hat der DBSV seine kulturellen Aktivitäten im letzten Jahr weiter ausgebaut. Details zu den Angeboten des "DBSV-Musikclubs" sind im Kapitel 12 dargestellt. Zudem fördert der DBSV seit 2013 den Einsatz der Klavierschule „Klavier Lernen Punkt für Punkt" von Martin Rembeck. Dieses Werk erlaubt es auch sehenden Klavierlehrern, blinde Schüler zu unterrichten und ihnen zugleich die Blindennotenschrift zu vermitteln. Der DBSV fördert die Anschaffung der Klavierschule, wenn Blinde von Sehenden unterrichtet werden und finanziert bei Bedarf auch ein Coaching von Lehrern und Schülern durch Martin Rembeck.
9.2 Breitensport

Der DBSV hat die Aktivitäten in der Förderung des Breitensports blinder und sehbehinderter Menschen fortgesetzt. Er veranstaltete die 44. Bundeskegelpokalmeisterschaft in Augsburg, organisierte den Skat-Marathon in Timmendorfer Strand, die DBSV-Skat-Finalrunde in Wernigerode und die Deutsche Mannschaftsmeisterschaft im Skat.
Der jährliche EBU-Cup im Breitensport ist darüber hinaus eine lebendige Veranstaltung mit einem sehr breiten Spektrum an sportlichen Möglichkeiten vom Deutschen Behindertensportabzeichen über Schwimmen, Kegeln bis hin zu Kniffel.
Mit Showdown hat der DBSV seit 2010 eine neue Sportart erfolgreich vielen blinden und sehbehinderten Menschen zugänglich gemacht. 2015 organisierte er die vierte Deutsche Meisterschaft mit regionalen Vorrunden und sorgte so für viel Spielpraxis in Turnieren und für einen sportlichen Ansporn für die Spieler.
9.3 Blindenfußball

Der DBSV veranstaltete zusammen mit dem Deutschen Behinderten Sportverband und der Sepp-Herberger-Stiftung die achte Saison der Deutschen Blindenfußballbundesliga mit acht teilnehmenden Mannschaften an sechs Spieltagen. 
10. Seniorenpolitische Aktivitäten 

Der DBSV leistet kontinuierlich Seniorenarbeit im umfassenden und besten Sinne dieses Begriffes ohne den Anspruch zu erheben, selbst eine Seniorenorganisation zu sein. Im Zentrum der Aufmerksamkeit stehen die Interessen und Bedürfnisse derjenigen, die 60 Jahre und älter sind. Das betrifft zwei Drittel aller Mitglieder der DBSV-Landesvereine; ihr Durchschnittsalter liegt bei 69 Jahren. Federführend verantwortlich sind der DBSV-Sozialreferent Reiner Delgado und der Seniorenbeauftragte Klaus Hahn. 
Im Berichtsjahr konzentrierte sich die Arbeit auf die Beteiligung des DBSV am 11. Deutschen Seniorentag, der unter dem Motto „Gemeinsam in die Zukunft“ vom 2. bis 4. Juli 2015 im Messe- und Congress-Center in Frankfurt am Main stattfand. Veranstalter der Seniorentage ist die Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen (BAGSO). Sie ist mit ihren über 100 Mitgliedsorganisationen die wichtigste bundesweite Interessenvertretung für Senioren. Der DBSV wirkte im Berichtszeitraum - teilweise in engem Zusammenwirken mit dem DVBS - an der Erarbeitung, Diskussion oder Umsetzung zahlreicher Projekte mit. Hierzu gehört die feste Mitgliedschaft von Vertretern des DBSV in der Fachkommission „Aktuelle Fragen der Seniorenpolitik“ sowie in der Arbeitsgruppe „Neue Medien“. 

Da das Streben nach einer universellen Nutzbarkeit der gestalteten Lebensräume und aller erdenklichen Produkte weder senioren- noch behindertenspezifisch ist, für beide Gruppen aber eine essenzielle Bedeutung hat, ergeben sich hier immer wieder übereinstimmende Interessen und Kooperationen. 

Im Kongressprogramm des 11. Deutschen Seniorentags gestalteten der DBSV und der DVBS zusammen eine dreiteilige Veranstaltungsreihe unter dem Oberthema „Sehen im Alter“, die die Ergebnisse der gleichnamigen Fachtagung vom Juni 2014 auf die Basisarbeit herunter brechen sollte. Im ersten Block gaben eine Direktorin und ein Direktor von Universitäts-Augenkliniken Informationen zu den wesentlichen im Alter auftretenden Augenerkrankungen; eine Vertreterin des AMD-Netzes zeigte die geschaffenen Hilfe-Strukturen für Augenpatienten auf. Im zweiten Teil gab es konkrete Informationen zu Fragen der Rehabilitation von Augenpatienten, zu Beratungsstrukturen und zur praktischen Bewältigung des Alltags. Im dritten Teil wurden die Ergebnisse von Projekten zur Seniorenarbeit der Frankfurter Stiftung für Blinde und Sehbehinderte und der Deutschen Blindenstudienanstalt Marburg vorgestellt. Die Veranstaltungsreihe stieß auf lebhaftes Interesse beim Publikum, wobei angesichts der Vielzahl parallel stattfindender Angebote die Teilnehmerzahl überschaubar blieb. Erfreulich war, das pünktlich zur Eröffnung des Seniorentags die Broschüre „Sehen im Alter“ vorlag und verteilt werden konnte, die der DBSV, die BAGSO und die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung gemeinsam herausgegeben haben (siehe auch 4.2.2). Seit Januar 2016 liegt auch die umfangreiche Dokumentation über den Seniorentag vor. 
Bei der begleitenden Fachmesse „SenNova“ betrieb der DBSV (vertreten durch den Blinden- und Sehbehindertenbund in Hessen), der DVBS, die Blista und die Frankfurter Stiftung einen gemeinsamen Stand. Auf dem Vorplatz des Messe und Congress Centers Frankfurt präsentierte die Deutsche Blindenstudienanstalt ihr SehMobil. 
Der Seniorenbeauftragte vertrat den DBSV bei der jährlichen Mitgliederversammlung der BAGSO in Berlin; er nahm auch – zusammen mit Christian Seuß als dem Koordinator „Sehen im Alter“ - an der anschließenden Fachtagung „Älter werden in ländlichen Räumen“ teil. 
11. Frauenarbeit 

Die Unterstützung und Beratung von blinden und sehbehinderten Frauen

liegt dem DBSV sehr am Herzen.

Frau Margit Giegerich übernahm im Januar 2015  von der  langjährigen Frauenbeauftragten Helga Neumann die Frauenarbeit im DBSV. Frau Giegerich ist schon lange Jahre im Bayerischen Blinden- und Sehbehindertenbund  als Frauenbeauftragte tätig.
Dem Präsidium stellte sich Frau Giegerich im September persönlich zu Fragen der behindertenpolitischen Frauenarbeit im Verband vor.
Die wichtigste Aufgabe der Frauenbeauftragten ist die Beratung und Unterstützung von Frauen bei allen Problemen, die die Seheinschränkung  mit sich bringt. Vor allem der Hinweis auf Nachteilsausgleiche sowie Training in Mobilität und LPF ist für die Damen jeglichen Alters sehr wichtig. Ebenso  wird  auf bedienbare Haushaltsgeräte  und  Hilfsmittel jeglicher Art hingewiesen.

Die berufliche Ausbildung und die Kindererziehung sind ein großes Thema bei jüngeren Frauen. Mut zu machen und Motivation zum Ausprobieren, welche Möglichkeiten zur Verfügung stehen, sind sehr geschätzt.

Die Beratung von Seniorinnen ist besonders sensibel zu handhaben, da die Seheinschränkung oft mit einem Rückzug aus der Gesellschaft verbunden ist.

Die Vernetzung der Gruppenleiterinnen in den Bundesländern ist eine zweite Säule der Arbeit der Frauenbeauftragten. Ein offenes Ohr für demotivierende Ereignisse und Ratschläge und Tipps für Seminare und Kurse sind wichtig für die Leiterinnen.

Im September 2015 leitete Frau Giegerich  das DBSV-Frauenseminar  als Fortbildung  für die Frauenbeauftragten der Länder. Themen wie "Motivation" und "Gewaltfreie Kommunikation" sowie praktische Übungen zur Muskelentspannung füllten das Programm. Die Seminarausschreibungen  werden über Mailinglisten für Frauen und in akustischen Medien bekannt gemacht.

Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZGA) plant eine Informationswebsite für blinde und sehbehinderte Menschen, die Eltern sind oder werden wollen. Hierzu hat die Frauenbeauftragte bei blinden  und sehbehinderten Müttern und Vätern zahlreiche Informationen recherchiert vor allem zur Kleinkindpflege und Betreuung.

Die Frauenzeitschrift "Rita" wird redaktionell von zwei blinden Frauen betreut und mit einer breit gefächerten Themenauswahl sowie Berichten und Informationen aus den Bundesländern bestückt. Die Zeitschrift  "Rita" wird von der Deutschen Zentralbücherei für Blinde zu Leipzig herausgegeben und erscheint auf Daisy-CD  in akustischer Form und in Blindenschrift jeden 2. Monat.

Wertvoll ist auch die Zusammenarbeit mit anderen Wohlfahrtsverbänden wie dem "Paritätischen", wo Frau  Giegerich  als Referentin zur Fortbildungsreihe "Umgang mit behinderten Frauen in Frauenhäusern" den Alltag einer blinden Frau vorstellte und Tipps zu barrierefreien Wohnungen und Haushaltsgeräten gab.

Freude am Leben zu haben auch  mit Seheinschränkung ist das Ziel aller Aufgaben der Frauenbeauftragten.
12. Kinder- und Jugendarbeit
12.1 DBSV-Jugendclub

Der DBSV-Jugendclub ist die bundesweite Plattform für blinde und sehbehinderte Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene. Das Jugendreferat des DBSV und die JugendvertreterInnen der Landesvereine der Blinden- und Sehbehindertenselbsthilfe konzipieren und organisieren die zahlreichen Aktivitäten des DBSV-Jugendclubs und tragen so zu einer jugendgemäßen und zukunftsorientierten Verwirklichung des Selbsthilfegedankens bei.
12.2 Qualifizierung von Aktiven in der Jugendarbeit

Ziel der Arbeit des DBSV-Jugendclubs ist es, eine qualitativ hochwertige und fundierte Jugendarbeit durch die ehrenamtlich aktiven JugendvertreterInnen in den Landesverbänden zu leisten. Aus diesem Grund veranstaltete der Jugendclub auch in diesem Jahr zwei JugendvertreterInnenseminare. Durch derlei attraktive Bildungsangebote sollen auch neue Aktive für ein Engagement im breiten Spektrum der Jugendarbeit begeistert werden, um den Fortbestand der Jugendarbeit zu garantieren. Der DBSV-Jugendclub hat im letzten Jahr Bildungsseminare zu den Themen Struktur, Aufgaben und Arbeit des DBSV als Selbsthilfedachverband sowie kollegiale Praxisberatung durchgeführt. 
12.3 Internationale Jugendaktivitäten
2014/15 war ein blinder junger Mann im Europäischen Freiwilligendienst (EFD) mit Förderung des EU-Programms ErasmusPlus in Liége/Belgien bei VIEWS International. Ein Ergebnis dieses Einsatzes ist die internationale Jugendbegegnung musicted Europe (s. Abschnitt 12.4) Ein EFD mit der angemessenen Betreuung ist eine hervorragende Möglichkeit auch für junge Leute mit Seheinschränkung, Erfahrungen in anderen Ländern zu sammeln.
Im internationalen Jugendnetzwerk VIEWS International (Visual Impaired education World Support) übernimmt der DBSV zunehmend aktive Rollen. Jessica Schröder, frühere Jugendreferentin und seit 2014 DBSV-Referentin für internationale Arbeit, war im Berichtszeitraum Präsidentin von VIEWS. Das Netzwerk organisiert internationale Treffen, Workshops, Praktika und Freiwilligendienste speziell für junge Leute mit Seheinschränkung in Europa und darüber hinaus.
12.4 DBSV-Musik-Club
Vor allem aufgrund einer großzügigen privaten Spende konnte der Jugendclub unter dem Titel DBSV-Musikclub seine Aktivitäten in der Musikförderung für junge Leute mit Seheinschränkung auch in 2015 weiter fortführen. Neben dem Braillenotenkurs "Punkte voll Klang", der im April in Wernigerode und im Juli in Hannover stattfand, wurde im August in Hannover eine Musikwoche für junge Leute angeboten. Als musicted Europe 2015 wurde die Musikwoche mit einer internationalen Jugendbegegnung mit Förderung des EU-Programms Erasmus Plus zusammengeführt. Während einer Woche übten die 80 Teilnehmer aus sieben Ländern gemeinsam Chorstücke ein, fanden sich zu kleinen Ensembles zusammen und schrieben eigene Songs. Dieses besondere Ereignis ist dokumentiert unter www.musicted.dbsv.org
In einem Akustik-Kids-Wochenende  im Januar in Marburg schrieben 10 Kinder ohne und mit Seheinschränkung unter professioneller Anleitung gemeinsam drei Lieder und nahmen sie auf.
12.5 Medien und Informationen des DBSV-Jugendclubs

Die Arbeit des Jugendclubs geschieht hauptsächlich über virtuelle Netzwerke von jungen Leuten, die überall in der Bundesrepublik leben und sich untereinander austauschen wollen. Neben der Mailingliste für jugendliche und der Internetseite des Clubs www.jugend.dbsv.org, hat sich auch das DBSV-Jugendmagazin auf DBSV-Inform etabliert, das seit 2013 fünfmal jährlich erscheint und mittlerweile auch als Podcast zum Download zur Verfügung steht. Weiterhin gibt es den monatlichen Newsletter mit aktuellen Informationen. 
Auch die Jugendzeitschrift in Braille "Die Brücke" wartet monatlich mit spannenden Informationen für junge Leute auf und trotzt so auch nach 50 jährigem Bestehen erfolgreich dem vermeintlichen Rückgang der Braillenutzung bei jungen blinden Menschen.
Mit Förderung der KKH konnte der Jugendclub seine Aktivitäten im Bereich der sozialen Medien deutlich ausbauen. Viele junge Menschen sind heute über E-Mail kaum noch erreichbar und wickeln ihre gesamte virtuelle Kommunikation über Facebook ab. Dem will der Jugendclub gerecht werden, indem er über facebook umfangreich Informationen bereitstellt, die Vernetzung zwischen jungen Menschen fördert und sich zugleich in gesellschaftliche Themen einbringt.
13. Taubblinden- und hörsehbehindertenarbeit 

13.1 DBSV-Taubblindentagung
In einigen DBSV-Landesvereinen gibt es spezielle Beratung und Angebote für taubblinde und hörsehbehinderte Menschen. Diese werden von Ehren- oder Hauptamtlichen teils ohne Behinderung, teils mit Seheinschränkung - vielfach aber auch von selbst Betroffenen organisiert. Die Angebote des DBSV für diese Aktiven wurden in den letzten Jahren stark ausgebaut. Inzwischen finden die Tagungen für Taubblindenselbsthilfe und Taubblindenberatung jährlich statt und werden auch zunehmend von selbst Betroffenen, nicht nur aus den Vereinen im DBSV sondern auch von anderen Selbsthilfegruppen, genutzt. Die Tagung im November hatte den Schwerpunkt Mobilität und Sicherheit. Taubblinde Menschen und Rehabilitationslehrer berichteten über Möglichkeiten und Grenzen der eigenständigen Mobilität taubblinder Menschen. Die Polizei informierte über Strategien für die eigene Sicherheit zu Hause und unterwegs.
Teil der Tagung war auch wieder eine offene Sitzung des gemeinsamen Fachausschusses hörsehbehindert/taubblind (GFTB). Diese gab Gelegenheit, die Ausschussarbeit auch mit einem größeren Kreis von Aktiven abzustimmen und trägt somit viel zur Vernetzung im Taubblindenbereich bei.
13.2 Medien für taubblinde und hörsehbehinderte Menschen

Mit der Zeitschrift "taubblind" informiert der DBSV taubblinde und hörsehbehinderte Menschen, sowie ihre Angehörigen, Fachleute und Interessierte sechsmal jährlich über Aktivitäten, neue Hilfsmittel, Änderungen im Sozialrecht und kündigt Veranstaltungen an. Die Zeitschrift ist durch die zahlreichen Beiträge von Betroffenen und Fachleuten attraktiv und lebendig. Sie erscheint in Braille- und Normalschrift sowie als Word-Dokument per E-Mail.
Unter www.taubblind.dbsv.org bietet der DBSV eine Informationsplattform mit zahlreichen Informationen - auch zu den taubblindenpolitischen Aktivitäten des Verbandes und des Gemeinsamen Fachausschusses hörsehbehindert/taubblind (GFTB).
Ein weiteres Medium für Betroffene sind die aktuellen Tagesnachrichten, die täglich in verschiedenen Brailleschriftformaten und per Mail kurz und prägnant über das Tagesgeschehen in Politik, Kultur und Gesellschaft informieren.
13.3 Taubblindenpolitische Aktivitäten

Auch 2014 war in der Taubblindenpolitik die Arbeit dem Merkzeichen für Taubblinde im Schwerbehindertenausweis gewidmet. Das stetige Drängen aller im Taubblindenbereich aktiven Organisationen führte dazu, dass die Bundesregierung und die Länder sich dazu durchrangen, an der Einführung des Merkzeichens weiter zu arbeiten. Die Zusage, das Merkzeichen zum 1.1.2016 einzuführen hat das Bundessozialministerium nicht einhalten können. Im Entwurf des Bundesteilhabegesetzes ist es aber inzwischen vorgesehen. Nun gilt es, bis zum Beschluss des Gesetzes auf die Gestaltung des Merkzeichens im Sinne taubblinder Menschen weiter einzuwirken.
Im Bereich der Versorgung hörsehbehinderter Menschen mit hochwertigen Hörhilfen hat sich der DBSV 2015 bei den Spitzenverbänden der gesetzlichen Krankenkassen und im Rahmen der Patientenvertretung im gemeinsamen Bundesausschuss dafür eingesetzt, dass die Betroffenen im Bedarfsfall auch mit Hörhilfen über die geltenden Festbeträge hinaus versorgt werden.
13.4 Seminare für taubblinde und hörsehbehinderte Menschen

2015 konnte der DBSV dank des Engagements des Referenten für taubblinde und hörsehbehinderte Menschen in Bayern Peter Bleymaier zwei Bildungs- und Freizeitseminare anbieten: im Juli auf Borkum für taubblinde und im September in Saulgrub für hörsehbehinderte Menschen.

14. Sehbehindertenarbeit
14.1 Gemeinsamer Fachausschuss für die Belange Sehbehinderter (FBS) 

Das erste Treffen der bisherigen sowie der neuen Mitglieder des FBS fand vom 16.-17.01.2015 im Rahmen der Gemeinsamen Tagung aller Fachausschüsse in Göttingen statt. Dort wurden folgende Themenschwerpunkte für die Legislatur festgelegt:

1. Patienteninteressen umsetzen

2. Differenzierte Darstellung von Blindheit und Sehbehinderung in den Medien erreichen

3. Inklusion im Alltag umsetzen

4. Lesen (im Alter).

Zur Bearbeitung dieser Themen wurde im März 2015 eine FBS-Sitzung in Berlin abgehalten. Zusätzlich fanden zwei gemeinsame Telefonkonferenzen im Juni und November sowie mehrere Telefonkonferenzen auf Arbeitsgruppenebene statt.

1. Patienteninteressen umsetzen:
Ziel ist ein gemeinsames, abgestimmtes Vorgehen der Selbsthilfe bei der Vertretung von Patienteninteressen, damit ihre Stimme mehr Gewicht erhält. 

Dabei geht es auch um Themen, die der FBS in der Vergangenheit bereits vertreten hat und die z. T. noch laufen.

Die Abstimmung erfolgt im Wesentlichen über den AK Gesundheitspolitik.

Die Interessensvertretung selbst erfolgt auch in Gremien des Gesundheitswesens, u. a. dem Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA), der Regeln, bspw. zur Erstattung von Hilfsmitteln, festlegt.

2. Differenzierte Darstellung von Blindheit und Sehbehinderung in den Medien erreichen:
Blinde und sehbehinderte Menschen sollen in der Öffentlichkeit stärker als zwei Gruppen mit gleichen, aber auch sehr unterschiedlichen Interessen und Bedürfnissen wahrgenommen werden.

Hierzu gilt es; bewährte Strategien zu identifizieren, übertragbare Beispiele zu sammeln und für einen zielgerichteten Einsatz bereitzustellen.

Im Austausch mit Vertretern der Koordinationsstelle Leben mit Sehbehinderung (KS LmS) sowie mit Unterstützung von Volker Lenk (Verbandskommunikation) wurden Hinweise für Journalisten erarbeitet sowie Charakteristika von Sehbehinderung zusammengefasst. Zudem wurden nach einem Impulsreferat während der gemeinsamen Sitzung von FBS und KS LmS von Laura Gehlhaar Möglichkeiten der Kooperation mit Leidmedien.de erörtert. So unterstützt der DBSV die Fotodatenbank von Leidmedien.de und stellt Beispiele gelungener Berichterstattung über Sehbehinderung zur Verfügung.

3. Inklusion im Alltag umsetzen:
Ein wesentlicher Aspekt des Alltags ist das Einkaufen, das für sehbehinderte Menschen oft mit vielen Barrieren verbunden ist. Bestehende Barrieren abzubauen ist ein Ziel des FBS. 

Nach einer nicht tragfähigen Kooperation mit dem Handelsverband Deutschland (HDE) wurden die bislang gewonnenen Erkenntnisse zusammengefasst und als erster Schritt eine Glosse verfasst. In dieser wird auf die Schwierigkeiten und Hindernisse für sehbehinderte Einkäufer in lockerer Art hingewiesen, um so das Bewusstsein der Handelsvertreter auf dieses Thema zu lenken und erste Gespräche anzubahnen. Eine Veröffentlichung der Glosse ist in Handelsjournalen geplant.

4. Lesen (im Alter):
Dem Lesen sind für sehbehinderte Menschen sowohl in der elektronischen wie auch in der Papierform Schranken gesetzt. Daher hat der FBS ein Dokument mit wesentlichen Anforderungen an E-Books und E-Book-Reader verfasst, welches einerseits auf bisher bestehende Probleme hinweist, andererseits den Herstellern der Geräte Hinweise zur barrierefreien Gestaltung bzw. Weiterentwicklung geben soll. Dieses Dokument wurde in Kooperation mit dem FIT sowie Herrn Prof: Dr. Kahlisch von der DZB erstellt. Es soll über die Fachpresse verbreitet werden.

14.2 Koordinationsstelle (KS) Leben mit Sehbehinderung 

Tagung der Sehbehindertenbeauftragten in den DBSV-Landesvereinen

Im Jahr 2015 fand vom 27. bis 29.03. eine in Teilen gemeinsame Tagung der Sehbehindertenbeauftragten der DBSV-Landesvereine mit den Mitgliedern des gemeinsamen Fachausschusses für die Belange Sehbehinderter (FBS) im Holiday Inn Hotel Berlin City-East statt.

An der Veranstaltung nahmen zehn Sehbehindertenbeauftragte und vier Mitglieder aus dem FBS teil. Beide Gremien stellten sich mit ihren Zielen, Aufgaben und Schwerpunkten vor und stellten erste Anknüpfungspunkte her. 

Inhaltlich standen bei der Tagung folgende Themen im Mittelpunkt:
· Gemeinsamer Workshop „Sehbehinderung in den Medien – Darstellung von Menschen mit Behinderung in den Medien“ mit Laura Gehlhaar, Coach, Redakteurin bei Leidmedien.de und Autorin

· Berichte und Vorhaben aus den Ländern und dem DVBS

· Ergebnisse, aktueller Stand und Perspektiven bei Blickpunkt Auge (Angelika Ostrowski)

· Organisieren von Veranstaltungen im eigenen Landesverband.
Als thematische Anknüpfungspunkte konnten die KS "Leben mit Sehbehinderung" und der FBS die Darstellung sehbehinderter Menschen in den Medien und die Hilfsmittelversorgung sehbehinderter Menschen feststellen. Es wurde eine AG "Sehbehinderung in den Medien" - bestehend aus Vertretern beider Gremien und V. Lenk (Verbandskommunikation) - gebildet. 

Für 2016 legten die Tagungsteilnehmer fest, dass ein weiteres offenes Multiplikatoren-Seminar für interessierte sehbehinderte Menschen stattfinden soll.
Vorbereitung eines bundesweit offenen Seminars für Menschen mit Sehbehinderung für 2016

Das Leitungsteam der KS Leben mit Sehbehinderung nahm nach der Tagung der Sehbehindertenbeauftragten die Vorbereitungen zum bundesweiten Informations- und Multiplikatoren-Seminar auf. Als Veranstaltungsort wurde das Aura Hotel Saulgrub gewählt, da dort alles Notwendige für die Durchführung einer Veranstaltung dieser Größenordnung vorhanden ist. Als inhaltlicher Schwerpunkt des Seminars ist das Thema "Selbstbestimmt, sicher, gesund und aktiv - auch mit Sehbehinderung" vorgesehen. Dabei soll insbesondere auf die Probleme eingegangen werden, die ggf. bei sehbehinderten Menschen mit fortschreitendem Alter auftreten können. 
15. Diabetesarbeit
15.1 Grundlegendes
Diana Droßel wurde erneut in den Vorstand von DiabetesDE gewählt, die Dachorganisation unter der die Deutsche Diabetes-Hilfe - Menschen mit Diabetes (DDH-M), der Verband der Diabetes-Beratungs- und Schulungsberufe in Deutschland (VDBD) und die Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG - eine der großen medizinisch-wissenschaftlichen Fachgesellschaften in Deutschland) vereint sind. In der AG Diabetes & Technologie (DDG) übernahm sie den Bereich barrierefreie Medizintechnik und Gesundheits-Apps. Ihr Ziel ist es, die Belange der Menschen mit diabetischen Netzhauterkrankungen in das Bewusstsein der Gesellschaft zu rücken. Der Bereich Diabetes und Auge wird von Seiten der Geschäftsstelle von J. Egerer unterstützt.

15.2 Barrierefreie Medizinprodukte für das Diabetesmanagement 
Diana Droßel sensibilisierte bei Tagungen, Konferenzen und Veranstaltungen der DDH-M, des VDBD und der DDG für die Wichtigkeit von barrierefreien Medizinprodukten und erreicht darüber die Politik. Im Bereich Diabetes wird sie vermehrt zum zentralen Ansprechpartner von Medizinprodukteherstellern und bei Entwicklern von Gesundheit -Apps bei Fragen zur inhaltlichen und barrierefreien Gestaltung. Sie schult Diabetesberaterinnen und Diabetesberater im Rahmen der Ausbildung  an der Akademie für Gesundheitsberufe der Mathias Hochschule Rheine zum Thema Diabetesselbstmanagement bei Blindheit und Sehbehinderung.

Christiane Möller, Thomas Krämer und Johannes Egerer beginnen zu recherchieren, ob rechtliche Möglichkeiten bestehen, Barrierefreiheit in Blutzuckermessgeräten (stellvertretend für alle weiteren Medizinprodukte zum Diabetesmanagement) auch rechtlich einzufordern.

In der Fachzeitschrift Diabetes, Stoffwechsel und Herz erschien der Review-Artikel: Diabetestechnologie für Patienten mit einer Sehbehinderung und für blinde Patienten. Ko-Autoren von Diana Droßel sind Prof. Kulzer, Prof. Freckmann und Prof. Heinemann.
15.3 Fachtagung Diabetes und Auge im Oktober 2016
Die Planungen für die Fachkonferenz Diabetes und Auge beginnen. Als Hauptzielgruppe sind neben selbst Betroffenen Diabetesberater, Hausärzte, Diabetologen und Augenärzte angesprochen. Die Veranstaltung hat zwei Ziele. Erstens sollen Wege erarbeitet werden, um Menschen mit Diabetes zur Prävention diabetischer Retinopathien zu ermutigen. Zweitens sollen Wege gezeigt werden, Menschen mit Diabetes und einer Sehbehinderung oder Erblindung die nötigen Schulungen und Hilfsmittel an die Hand zu geben, damit sie ein selbstbestimmtes Leben mit Diabetes und trotz Seheinschränkung führen können. Während der Planungsphase kristallisiert sich als Tagungsort Düsseldorf und als Termin der 14. und 15. Oktober 2016 heraus. Unterstützt wird die Tagung von der Firma Bayer.
15.4 Das internationale Projekt „DR-Barometer Studie“
Am 17. September 2015 wurde der erste Vorabbericht der Ergebnisse der DR-Barometer Studie vorgestellt. Es wurden Menschen mit Diabetes in 41 Ländern zu ihrer Versorgungssituation bei und zum Informationsstand zu Diabetischen Retinopathien befragt. Die Befragung endete im Juni 2015. Die Präsentation erfolgte zur Euretina-Konferenz in Nizza, Frankreich. Die Ergebnisse des deutschen Teils der Befragung wurden Journalisten aus dem Bereich Augenmedizin und Diabetes von Juliane Grützmann (DDH-M), Johannes Egerer (DBSV), Diana Droßel (DDH-M / DBSV) und Prof. Dr. Ziemssen (Augenärzte) vorgestellt. Von DBSV und DDH-M wurde zeitgleich eine Pressemitteilung veröffentlicht. Beide Patientenselbsthilfen fordern Barrierefreiheit bei Schulungen, bei Medizinprodukten für das Diabetesselbstmanagement und mehr Aufklärung zur Prävention. Die umfassenden Ergebnisse des DR-Barometers werden für Anfang 2016 in Aussicht gestellt.
15.5 Weitere Projekte

Die Website der „Angiogenesis Foundation“ zum diabetischen Makulaödem soll ins Deutsche übersetzt werden. Gespräche fanden statt und Unterstützung bei der Realisierung wurde angeboten.

Das Institut für Gesundheitsökonomie und klinische Epidemiologie der Universität Köln plant eine Studie zur Patientenpräferenz zu IVOM bei diabetischem Makulaödem. Erste Gespräche fanden statt und die Unterstützung bei der Werbung von Probanden wurde von Seiten DBSV und DDH-M zugesagt.

16. Verbandskommunikation
16.1 Pressearbeit
Wie schon in vielen Jahren zuvor war die Woche des Sehens wieder das DBSV-Thema mit der stärksten Resonanz (siehe dazu Punkt 16.3). 

Auf Platz 2 bei den erfolgreichsten Medienthemen landete dieses Mal „Sehen im Alter“. Das Erscheinen der gleichnamigen Broschüre (siehe auch 4.2.2) sorgte für zahlreiche Artikel in Fach- und Publikumsmedien. Darüber hinaus generierte die Pressearbeit zu dieser Druckschrift auch eine Vielzahl von Berichten, in denen Einzelthemen der Broschüre aufgegriffen wurden. Besonders erfolgreich war eine dpa-Meldung, in der es um Alarmzeichen ging, die auf eine Augenerkrankung hindeuten („Bei Lichtblitzen sofort zum Augenarzt gehen“).

Für eine starke Auflage sorgte erneut die Verleihung des Deutschen Hörfilmpreises. Die Fernsehsender RBB, ARD, RTL, VOX berichteten teils mehrfach. Print-Artikel erschienen in Magazinen wie Bunte, Freizeit Revue und OK sowie in der Tagespresse. Darüber hinaus gab es zahlreiche Online-Bilderstrecken und -artikel sowie Erwähnungen in der Fachpresse.

Auch die Berichterstattung zum Sehbehindertentag war umfangreich (siehe dazu Punkt 16.2). Leider kann die Breitenwirkung des Gedenktages nicht in vollem Umfang dargestellt werden, weil nur Berichte mit DBSV-Erwähnung erfasst werden.

Für zahlreiche Artikel mit DBSV-Nennung sorgte erneut eine dpa-Meldung zum Glaukom aus dem Jahr 2013 (!), in der die Leiterin des DBSV-Beratungsprojektes für Augenpatienten zitiert wurde.

16.2 Sehbehindertentag

Viele sehbehinderte und blinde Menschen wissen nicht, dass ihnen zahlreiche sportliche Betätigungsfelder offenstehen. Hier setzte der DBSV mit seiner bundesweiten Aktion zum Sehbehindertentag 2015 an. Der Verband schloss sich dafür mit den Kieser Training-Studios zusammen und erstellte eine Liste von Studios in ganz Deutschland, die sich am 6. Juni auf sehbehinderte und blinde Besucher einstellten. Diese wurden in kleinen Gruppen in die Benutzung der Maschinen eingewiesen und konnten das Krafttraining in einem Studio kennenlernen. Derartige Aktionen fanden in 26 Orten statt.

Um beim Thema Fitness darüber hinaus die Vielfalt der möglichen Sportarten zu schildern, erschien zum Sehbehindertentag 2015 außerdem eine neue Broschüre unter dem Titel „Fit auch mit Sehbehinderung“. Der 24-Seiter im DIN-A5-Format liefert praktische Tipps und nennt die Adressen verschiedener Ansprechpartner. Die Erstellung der Broschüre wurde von Bayer unterstützt.

Der Aktionstag machte aber nicht nur sehbehinderten Menschen Mut, sich sportlich zu engagieren, sondern informierte auch die breite Öffentlichkeit über dieses Thema. Zur Unterstützung der bundesweiten und regionalen Pressearbeit wurden Pressebilder von sehbehinderten und blinden Sportlern aufgenommen. Die Bilder wurden gemeinsam mit Hintergrundinformationen und einer Liste der Veranstaltungen auf der Presse-Serviceseite www.sehbehindertentag.de zur Verfügung gestellt. Die regionale Pressearbeit wurde zudem mit Muster-Pressemitteilungen für die Veranstalter unterstützt.

Medial lief das Thema „Fit auch mit Sehbehinderung“ erfolgreich, so berichteten unter anderem das MDR Fernsehen, der WDR Hörfunk, die Leipziger Volkszeitung, Berliner Kurier und Berliner Zeitung, der Münchner Merkur sowie zahlreiche regionale und lokale Medien.
Aufgrund der positiven Resonanz setzen der DBSV und Kieser Training ihre Kooperation dauerhaft fort. Seit dem 1. Oktober des Berichtsjahres erhalten Inhaber der DBSV-Karte in über 115 Studios Vergünstigungen auf regelmäßige Krafttrainings.

Der Sehbehindertentag hat sich zudem im Bereich Gesundheit/Soziales etabliert und wurde von Verbänden, Ministerien, Hilfsmittelherstellern etc. als Anlass genutzt. Eine Pressemitteilung zur Makula-Degeneration, gemeinsam herausgegeben vom DBSV, dem AMD-Netz, dem Berufsverband der Augenärzte, der Deutschen Ophthalmologischen Gesellschaft und von PRO RETINA Deutschland, wurde unter anderem von der Ärzte Zeitung aufgegriffen. 
16.3 Tag des weißen Stockes/Woche des Sehens
Bereits zum vierzehnten Mal fand vom 8. bis zum 15. Oktober 2015 die Woche des Sehens statt. Sie hat sich seit 2002 als bundesweite Aufklärungskampagne etabliert und wird vom DBSV gemeinsam mit sechs weiteren Partnern getragen und finanziell unterstützt.

Das Thema der Kampagne 2015 „Auf Augenhöhe“ wurde von den Selbsthilfeorganisationen genutzt, um auf den Umgang mit blinden und sehbehinderten Menschen einzugehen. Auch der Einsatz von Hilfsmitteln und Tipps für ein eigenständiges Leben mit Seheinschränkung wurden in diesem Zusammenhang aufgegriffen.

Traditionell wird der Tag des weißen Stockes von Selbsthilfeorganisationen genutzt, um auf Probleme, Chancen und Unterstützungsmöglichkeiten für blinde und sehbehinderte Menschen aufmerksam zu machen. Im Berichtsjahr veröffentlichte die Woche des Sehens anlässlich des Aktionstages die Ergebnisse einer Umfrage unter blinden und sehbehinderten Menschen: Was wünschen sich blinde und sehbehinderte Menschen von Autofahrern? Die zehn am häufigsten genannten Wünsche wurden online gestellt unter www.woche-des-sehens.de/autofahrer 

Dieses Thema war in der Pressearbeit sehr erfolgreich. Noch häufiger wurde allerdings eine DBSV-Pressemitteilung zum Tag des weißen Stockes aufgegriffen, in der es darum ging, dass der Fernsehsender RTL die EM-Qualifikationsspiele der deutschen Fußball-Nationalmannschaft ohne Audiodeskription ausstrahlte. Diese Pressemitteilung führte im Jahr 2015 zu den meisten Berichten mit DBSV-Nennung.

Die Berichterstattung zu den regionalen Aktionen in der Woche des Sehens erreichte leider nicht die Vorjahreszahlen. Das Problem insbesondere im Oktober war die Dominanz der Flüchtlingsthematik. Diese beherrschte nicht nur die nationale, sondern auch die regionale Berichterstattung der klassischen Medien und führte so zu einer Verdrängung anderer Themen im Oktober.

Dem gegenüber steht eine Steigerung der Resonanz in anderen Bereichen:

· Die Woche des Sehens war im Jahr 2015 mit 399 Artikeln im Internet vertreten. Damit konnte das Ergebnis aus dem Jubiläumsjahr 2014 (50 Jahre Tag des weißen Stockes) sogar noch gesteigert werden.

· Bis Ende Oktober informierten sich 18.490 Personen auf der Internetseite der Woche des Sehens – ein Plus von 3 Prozent.

· Im sozialen Netzwerk Facebook besitzt die Woche des Sehens mittlerweile rund 2.300 Fans, die sich in Form von Posts mit themenbezogenen Informationen versorgen lassen. Einige Beiträge während der Aktionswoche erreichten bis zu 19.000 Facebook-Nutzer. So konnte die Kampagne ihre Erfolge aus den Jahren 2012 bis 2014 erneut ausbauen.

· Jedes Jahr produziert die Woche des Sehens sendefähige Interviews für Radiosender. Mit rund 7,5 Millionen Hörern erreichte die Kampagne 2015 in diesem Bereich ein Rekordergebnis.

Die Pressearbeit wurde gemeinsam vom DBSV-Pressesprecher und einem der Koordinatoren der Woche des Sehens verantwortet, unterstützt durch jeweils eine Mitarbeiterin des Berufsverbandes der Augenärzte und der Christoffel-Blindenmission.

Eine beim DBSV angesiedelte Koordinatorin war unter anderem für folgende Aufgabenbereiche verantwortlich:

· Mitwirkung bei der Erstellung und Koordination des Versandes von Informationsmaterialien

· Laufende Information der Organisationen im Blinden- und Sehbehindertenwesen über die Aktionswoche (durch Rundschreiben, am Telefon, mit Beiträgen in Newslettern und Zeitschriften)

· Betreuung der Koordinationsgruppe und inhaltliche Mitarbeit 

· Mitwirkung am Aufbau und der Pflege des Kampagnenauftritts 
www.woche-des-sehens.de 

· Mitwirkung an der Konzipierung, Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung regionaler Aktionen

· Vermittlung von Kooperationspartnern für regionale Veranstalter

· Beantworten von Fragen von Veranstaltern und Bürgern (auf dem Schriftweg, am Telefon, per E-Mail)

· Bearbeitung von Förderanfragen, Abrechnungen und Verwendungsnachweisen

· Auswertung der Kampagne

16.4 Publikationen und Aktionsmittel
Folgende Publikationen und Aktionsmittel wurden 2015 nachproduziert und ggf. vorher inhaltlich und gestalterisch überarbeitet:

· Broschüre Sehende Begleitung – Nachdruck 

· Der Blindenführhund – Assistenz auf vier Pfoten  - Neuauflage 

· Broschüre Sehen im Alter – Erstauflage mit BZGA und BAGSO 

· Broschüre Fit auch mit Sehbehinderung – Erstauflage 

· Broschüre Altersbedingte Makula-Degeneration (aus der Broschürenreihe „Blickpunkt Auge“) – Neuauflage 

· Broschüre Diabetische Netzhauterkrankungen (aus der Broschürenreihe „Blickpunkt Auge“) – Neuauflage 

16.5 Verbandszeitschrift „Gegenwart“

Themen und Schwerpunkte:

Als auflagenstärkste Zeitschrift der Blinden- und Sehbehindertenselbsthilfe konnte die „Gegenwart“ ihren Abonnenten auch im Jahr 2015 monatlich ein kompaktes Paket aus Information, Service und Unterhaltung bieten. Naturgemäß liegt ein Schwerpunkt auf der Berichterstattung über die Arbeit des Verbandes. Daneben werden aktuelle Themen aus den Bereichen Barrierefreiheit, Rehabilitation, Bildung, Beruf, Medizin, Recht etc. aufgegriffen und in Zusammenarbeit mit Experten laiengerecht aufbereitet. Nicht zuletzt bietet die „Gegenwart“ Betroffenen eine Plattform, um Erfahrungen auszutauschen.

Die Themenschwerpunkte sind prägend für das Profil der „Gegenwart“. Im Jahr 2015 konnten folgende Themen umgesetzt werden: Studieren, Toleranz, Lesen (einschließlich E-Books), Eltern blinder und sehbehinderter Kinder, Mode, Deutsche Staatenprüfung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention, Museen ohne Barrieren, Unerkannte Augenerkrankungen bei Senioren (anlässlich einer Studie der Blindeninstitutsstiftung Würzburg), Inklusive Schule, Statistische Zahlen und ihre Aussagekraft (anlässlich einer Befragung der Universität Wuppertal zu den Kosten von Blindheit und Sehbehinderung), Flüchtlinge.

Am Anfang der „Gegenwart“ steht immer ein ausführliches Interview, zum Teil mit Vertretern des DBSV, zum Teil mit Vertretern von Partnerorganisationen des DBSV oder mit externen Experten. Der Redaktion standen im Jahr 2015 unter anderem Armin von Buttlar, Vorstand der Aktion Mensch, Dr. Heidrun M. Thaiss, Leiterin der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, und Professor Dr. Felix Welti, Professor für Sozialrecht an der Universität Kassel, Rede und Antwort. 

Mit ihrer Rubrik „Menschen“ kommt die „Gegenwart“ den Menschen ganz nahe. Hier haben sich blinde und sehbehinderte Persönlichkeiten vorgestellt, zum Beispiel die  russische Opernsängerin Nafset Chenib, der Hobbyastronom Gerhard Jaworek oder der Medizinpädagoge Jörg Arndt. Im „Forum“ werden Erfahrungen von Mensch zu Mensch weitergegeben, ob es um Ausbildung, Beruf, Freizeit oder die Bewältigung der Behinderung geht. Die Leser nutzen diese Rubrik auch, um Themen der „Gegenwart“ zu kommentieren.

Die Rubrik „Service“ gliedert sich im monatlichen Wechsel in die Unterrubriken „Testlabor“, „Recht“ und „Reha“. In Kooperation mit dem Landeshilfsmittelzentrum des Blinden- und Sehbehindertenverbandes Sachsen, der Rechtsberatungsgesellschaft „Rechte behinderter Menschen“ (rbm) und dem Bundesverband der Rehalehrer konnte die „Gegenwart“ ihren Lesern praktische Hilfestellungen geben.

Auflagenentwicklung:

Da rund 90 Prozent der Abonnenten die „Gegenwart“ im Audioformat beziehen, ist die Auflagenentwicklung der Verbandszeitschrift eng an die Verbreitung von DBSV-Inform gekoppelt. Die Auflage der kostenfrei verbreiteten DAISY-CD, die neben der „Gegenwart“ die Publikationen aller DBSV-Landesvereine enthält, hat sich bei rund 15.000 Exemplaren eingependelt. Die Printausgaben der „Gegenwart“ sind kostenpflichtig. Die Auflage der Schwarzschrift liegt bei rund 900 Exemplaren, die der Punktschrift bei knapp 600 Exemplaren. Damit hat die „Gegenwart“ zum Jahresende eine Gesamtauflage von etwa 16.500 Exemplaren.
Anzeigeneinnahmen:
Die „Gegenwart“ hat sich als wichtigstes Anzeigenmedium der Blinden- und Sehbehindertenselbsthilfe etabliert. Die Einnahmen aus dem Anzeigengeschäft sind konstant und decken den größten Teil der Produktionskosten des Verbandsmagazins.

16.6 DBSV-Inform

Die monatliche DAISY-CD umfasst die Verbandszeitschrift „Gegenwart“ und die Hörzeitschriften sämtlicher Landesvereine. Hinzu kommen ein Jugendbuch (DBSV-Jugendclub und BBSB im Wechsel) und bei Bedarf thematische Extrabücher, zum Beispiel der Messekompass zur SightCity. Das Angebot mit monatlich mehr als 20 Stunden Information, Service und Unterhaltung steht allen Mitgliedern der Landesvereine kostenfrei zur Verfügung. Rund 15.000 Menschen machen davon Gebrauch. Mit dem Medium, das im Jahr 2008 eingeführt wurde, konnte die Informationsversorgung in der Blinden- und Sehbehindertenselbsthilfe auf eine neue Grundlage gestellt werden. Darüber hinaus trägt DBSV-Inform dazu bei, die Transparenz innerhalb des Verbandes zu erhöhen und Doppelstrukturen abzubauen.

16.7 DBSV-direkt
Mit 43 Ausgaben im Jahr 2015 hat der Newsletter DBSV-direkt seine Leser über aktuelle Themen aus der Verbandspolitik und dem Verbandsleben informiert. Im Mittelpunkt der Berichterstattung standen das Bundesteilhabegesetz und die Forderung des DBSV nach einem bundesweit einheitlichen Blindengeld. Im Sinne der politischen Kampagnenarbeit wurde das Medium auch genutzt, um für die Ratifizierung des Marrakesch-Vertrages und den Erhalt des Bundeskompetenzzentrums Barrierefreiheit (BKB) einzutreten. Weitere Themen waren der Deutsche Hörfilmpreis, verschiedene Umfragen und der Anmeldestart zum Louis Braille Festival 2016. 

Im Laufe des Jahres 2015 stieg die Abonnentenzahl von DBSV-direkt auf mehr als 5.000 Leser.
16.8 Messebeteiligungen
Der DBSV war 2015 auf folgenden Messen mit Unterstützung der Landesverbände vertreten:

· Forum Oculus, 21. – 22. Februar 2015 in Berlin mit DBSV-Stand 

· ITB Berlin vom 04. - 08. März 2015 in Berlin mit Beteiligung DBSV

· Makula Update vom 24. – 25. April 2015 in Ludwigshafen, vertreten durch BSBH

· AAD vom 17. - 21. März 2015 in Düsseldorf, Stand „Selbsthilfe sehbehinderter Menschen“  gemeinsam mit DVBS, Pro Retina und NOAH

· Altenpflegemesse Nürnberg, 24. – 26 März 2015, vertreten durch BBSB

· Sight City, 20. – 22. Mai 2015 in Frankfurt, Gemeinschaftsstand mit dem BSBH 

· Senova Frankfurt, 02.07.2015 , gemeinsam mit BSBH und DVBS

· DOG 2015, 01. – 04. Oktober 2015 in Berlin, Patientensymposium gemeinsam mit dem ABSV

· RehaCare, 14. – 17. Oktober 2015 in Düsseldorf, vertreten durch den BSV-Nordrhein

Bei der jährlich stattfindenden AAD in Düsseldorf konnte wieder ein Stand direkt bei der Industrieausstellung in Zusammenarbeit mit DVBS, PRO RETINA und Noah (Selbsthilfe sehbehinderter Menschen) über die gesamte Dauer der Messe realisiert werden. Durch die jahrelange Präsenz der Selbsthilfe bei der AAD konnten auch in diesem Jahr Kontakte zu Augenärzten intensiviert und neu geknüpft werden. 

Den 4500 Kongresstaschen wurde wieder ein Faltblatt im gleichen Design beigelegt. 
Das Überweisungsformular hat sich bewährt und wurde auch 2015 verteilt.

Die Hilfsmittelmesse SightCity war mit rund 2500 Besuchern wegen des Bahnstreiks weniger gut besucht als in den Vorjahren. Der Gemeinschaftsstand von DBSV und BSBH war mit seiner optimalen Lage und seinen Angeboten „Rechtsberatung der RBM“ und „Nachgefragt“ wieder Anlaufstelle für allgemeine Fragen, Beratungen, Broschüren und Adressen.

Die betreffenden Landesvereine waren auch in diesem Jahr bei den regelmäßig stattfindenden Veranstaltungen wie Altenpflegemesse, Reha Care, Makula Update  und DOG vertreten und haben den DBSV präsentiert.

16.9 Sonderkampagnen
Die Lobbyarbeit des DBSV zugunsten einer bundeseinheitlichen Blindengeldlösung im Rahmen des Bundesteilhabegesetzes wurde durch die Verbandskommunikation unterstützt. Unter anderem versandte der DBSV zu diesem Themenkomplex im Berichtsjahr fünf Pressemitteilungen, erstellte diverse Info-Grafiken und startete eine Internet-Sonderseite (www.blindengeld.dbsv.org). Bei der Resonanz ist der Artikel „Flickenteppich Blindengeld“ auf ZEIT ONLINE hervorzuheben.

Im Sommer 2008 starteten der DBSV und sieben weitere Partner die Kampagne "Bewahren Sie Ihr Augenlicht" (BSIA). Ziel des Bündnisses ist es, die Bevölkerung über die Altersabhängige Makula-Degeneration (AMD) zu informieren und so zu einer besseren Früherkennung beizutragen. Seit Juni 2012 geht es zusätzlich um Aufklärung zum Thema Diabetische Retinopathie. Die Kampagne informiert über beide Krankheitsbilder und benutzt dabei unterschiedliche Herangehensweisen. Eine Gemeinsamkeit ist aber, dass der Fokus auf die Bedeutung von Vorsorgeuntersuchungen gelegt wird.

Kampagnenpartner sind neben dem DBSV der Berufsverband der Augenärzte Deutschlands, die Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft, die Retinologische Gesellschaft, OcuNet, PRO RETINA Deutschland, Novartis Pharma sowie das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit.

Der DBSV prüfte im Berichtsjahr diverse Veröffentlichungen des Projektes und brachte sich als Patientenorganisation in die Konzeption der Maßnahmen ein.

16.10 Deutscher Hörfilmpreis

Der Deutsche Hörfilmpreis wurde zum 13. Mal am 17. März 2015 im Atrium der Deutschen Bank, Unter den Linden, in Berlin verliehen.
Bei der 13. Verleihung des Deutschen Hörfilmpreises wurde über die Fortschritte im Hörfilmangebot berichtet, über den Ausbau des barrierefreien Angebotes der öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten und über die durch die FFA geförderten Filme, für die seit der Änderung des Filmfördergesetzes eine Verpflichtung zur Herstellung einer barrierefreien Fassung besteht. Im Gespräch mit dem Vorstandsvorsitzenden der Constantin Film Martin Moszkowicz, dem ARD-Vorsitzenden Lutz Marmor  und der Bundesbehindertenbeauftragten Verena Bentele wurde betont, dass die Entwicklung des Hörfilms durchaus positiv aber längst nicht abgeschlossen ist. Die barrierefreien Fassungen der Filme müssen auch in den Kinos und in der Weiterverwertungskette zugänglich sein. Die Kinos müssen über die technischen Voraussetzungen für einen barrierefreien Zugang zu den Filmen mit Audio-deskriptionen verfügen. Auch das Filmerbe sollte barrierefrei zugänglich sein.
Der Fernsehjournalist Mitri Sirin moderierte die Verleihung. Judith Holofernes, Kopf der Band „Wir sind Helden“, setzte in einer Trio-Formation die musikalischen Highlights des Abends.

Die hochkarätig besetzte Jury mit blinden und sehbehinderten Vertretern der Selbsthilfe und prominenten Vertretern aus der Filmbranche und der Politik wie Bundestagsvizepräsidentin Claudia Roth, Regisseur und Oscar-Preisträger Pepe Danquardt und Dr. Dietrich Plückhahn betonte, wie wichtig qualitativ hochwertige Audiodeskriptionen für die gleichberechtigte Teilhabe an Kultur und Medien für blinde und sehbehinderte Menschen sind. 

Mit Unterstützung der vielen prominenten Gäste wie u.a. der Schirmherrin Christine Neubauer, den Schauspielerinnen Rebecca Immanuel, Jeannette Hain, Kirsten Block, Maren Gilzer, den Schauspielern Guido Broscheit und Roman Knižka und den Regisseurinnen Feo Aladag und Alice Brauner konnte die Öffentlichkeit besonders auf das Thema Hörfilm aufmerksam gemacht werden. 

Zur Verleihung der Deutschen Hörfilmpreise 2015 hielten Rebecca Immanuel, Roman Knižka, Claudia Roth und Pepe Danquardt die Laudationen und überreichten Preise an die Filmbeschreiber-Teams der TV-Produktion „Landauer – Der Präsident“ und des Kinospielfilms „Zwischen Welten“ für ihre herausragenden Audiodeskriptionen. Mit der Auszeichnung der App Greta mit dem Sonderpreis der Jury, über die Audiodeskription aufs Smartphone geladen und im Kino abgespielt werden kann, wurde ein Zeichen gesetzt, Möglichkeiten des barrierefreien Zugangs zu Kinofilmen zu fördern. Der Publikumspreis ging an den Kinofilm „Auf das Leben“.

Bei der After-Show-Party trafen sich die blinden, sehbehinderten und sehenden Gäste zu Gesprächen und Austausch über Audiodeskription. 
Wegen einiger Konkurrenzveranstaltungen in der Stadt war 2015 weniger Prominenz und Politik zugegen. Dadurch war die Presseresonanz geringer als im Vorjahr. Dennoch gab es eine umfangreiche Berichterstattung im TV bei RBB, ARD, RTL, VOX, in Magazinen wie Bunte, Freizeit Revue und OK, in der Tagespresse und den Online-Medien.
Die Gesamtorganisation der Veranstaltung erfolgte durch den DBSV, Abteilung Verbandskommunikation mit Unterstützung einer Eventagentur für die Veranstaltungsorganisation und einer Public Relations-Agentur für die Bereiche Pressearbeit und Gästemanagement.
Das Interesse am Besuch der Verleihung des Deutschen Hörfilmpreises ist mit den Jahren gestiegen. Bei einer gleichbleibenden Zahl von Einladungen waren die Zusagenquote und die Zahl der anwesenden Gäste 2015 wesentlich höher, so dass es im Atrium der Deutschen Bank erstmals ernsthafte Platzengpässe gab. Daher wurde im Zuge der Nachbereitung der Verleihung die Entscheidung getroffen, an einen Veranstaltungsort mit genügend Sitzplätzen zu wechseln. Nach Sichtung verschiedener Locations fiel die Wahl auf das Kino International, das mit seinen 550 Plätzen, einem geeigneten Saal für die After Show Party, seinem Bezug zum Film und seinen Konditionen überzeugte. 
Mit Ende der Nachbereitung und Dokumentation des 13. Deutschen Hörfilmpreises  begannen ab Sommer 2015 bereits wieder die Vorbereitungen zur Verleihung des 14. Deutschen Hörfilmpreises am 15. März 2016.

16.11 Jahrbuch 2016
„Weitersehen 2016“, das Jahrbuch des DBSV, ist im September 2015 in einer Print- und einer Audio-Ausgabe erschienen. Das Heft im Format 17,5 x 25 cm wurde in einer Auflage von 9.000 Exemplaren, die Audio-Version auf DAISY-CD in einer Auflage von 2.000 Exemplaren herausgegeben. Vertrieben wurde die Publikation zum Großteil über den Verkauf bei den Landesvereinen des DBSV, aber auch relevante Bildungseinrichtungen wurden über die Veröffentlichung informiert. Redaktionsleiterin Melanie Wölwer und Klaus Hahn, Mitglied des Redaktionsteams, präsentierten das Jahrbuch dem Verwaltungsrat des DBSV im Oktober 2015.
Unter dem Titel „Lernen trotz Barrieren – Bildung schafft Perspektiven“ dreht sich in „Weitersehen 2016“ alles um das Thema Bildung. Persönliche Erfahrungsberichte von Lernenden und Lehrenden beleuchten verschiedene Bildungssysteme, Fachbeiträge beschäftigen sich mit bildungspolitischen Fragestellungen. „Weitersehen 2016“ informiert über Bildung bei Taubblindheit/Hörsehbehinderung sowie Mehrfachbehinderung, stellt geglückte, aber auch nicht geglückte Beispiele für eine schulische Inklusion vor und hinterfragt die Gründe für Erfolg und Misserfolg. Die Publikation zeigt die gesamte Bandbreite von Bildung auf – vom Lernen im Kindes-, Jugend- bis ins Seniorenalter. Anlässlich ihrer Jubiläen wird in eigenen Beiträgen auf die hundertjährige Geschichte von blista und DVBS zurückgeblickt.

Ein kompakter und übersichtlicher Adressteil bietet Informationen für den Erstkontakt zu den Landesvereinen des DBSV, zu Berufsbildungswerken, Hilfsmittelzentralen sowie zu Kur- und Erholungseinrichtungen, Hörbüchereien und weiteren Einrichtungen. In dem separat zu beziehenden Verzeichnis „Adressen und Informationen“ sind umfangreichere Adressinformationen enthalten.

16.12 Projekt „Inklusives Design“

Am 1. September 2015 ist das Projekt „Inklusives Design“ an den Start gegangen (Projektlaufzeit bis 28.2.2017). Der DBSV möchte mit diesem von der Aktion Mensch geförderten Vorhaben demonstrieren, dass sehbehindertengerechte Layouts optisch attraktiv sein können. Gegenstand des Projekts ist die Entwicklung, Anwendung und Evaluation von Leitlinien zur Gestaltung inklusiver Medien (Print und Web). Hierfür bringt der DBSV Kommunikationsdesigner, Experten aus den Fachausschüssen und Menschen mit verschiedenen Seheinschränkungen zusammen. Die Projektergebnisse werden der Fachwelt und der Öffentlichkeit über eine spezielle Web-Plattform zugänglich gemacht (Nachfolger der Broschüre „Klartext“). Als Anwendungsbeispiele in den Bereichen Print und Web sollen die neu gestaltete Verbandszeitschrift „Gegenwart“ und der Internetauftritt des DBSV zusätzliche Aufmerksamkeit für das Thema schaffen. 

Als Projektpartner konnte eine namhafte Agentur für Kommunikationsdesign gewonnen werden: adlerschmidt. Prof. Florian Adler hat bereits an der DIN 1450 zur Leserlichkeit von Schriften mitgewirkt.

Für das Projekt ist ein begleitender Arbeitskreis gebildet worden, dem Vertreter des DBSV-Präsidiums, der Mediengemeinschaft für blinde und sehbehinderte Menschen (Medibus) und Experten aus den Fachausschüssen angehören. Vertreter der häufigsten Augenerkrankungen sind als Fokusgruppe eingebunden, um verschiedene Schriften, Textanordnungen und grafische Elemente systematisch zu beurteilen. Um die Beteiligung auf eine breitere Basis zu stellen, wurden darüber hinaus Testpersonen rekrutiert, die in verschiedenen Phasen des Projekts befragt werden.

Zum Start des Projekts fanden Ende 2015 zwei Workshops statt: ein Sensibilisierungsworkshop für die beteiligten Designer und ein Kickoff-Workshop für alle Projektbeteiligten. Außerdem wurde in der Schwarzschrift-Ausgabe der „Gegenwart“ ein Fragebogen zur Lesbarkeit von Zeitschriften/Zeitungen und Webseiten veröffentlicht.

16.13 Internet
Der Internetauftritt des DBSV soll im Januar 2017 nicht nur in einem neuen Web-Design, sondern auch inhaltlich und funktional in einer rundumerneuerten Version an den Start gehen. In Vorbereitung des geplanten Relaunches fanden im Berichtsjahr folgende Aktivitäten statt:

· Qualitative Befragung blinder und sehbehinderter Menschen (Einzel-Interviews)
· Workshop mit den DBSV-Referenten und weiteren Mitarbeitern der Geschäftsstelle
· Auswertung von Besucher-Statistiken des momentanen Internetauftritts
· Abstimmung zu den Zielgruppen

· Sichtung von Websites aus demselben thematischen Spektrum 

· Entwicklung einer groben neuen Navigationsstruktur als Basis für weitere Abstimmungsprozesse
Der Relaunch der DBSV-Internetseite wird von der Techniker Krankenkasse unterstützt.

Im Berichtsjahr wurden diverse Kampagnen des DBSV durch Serviceseiten im Internetauftritt unterstützt, beispielsweise zum Thema „Fit auch mit Sehbehinderung“ anlässlich des Sehbehindertentages (siehe 16.2).
Besonderen Raum nahm die Kampagne für ein bundesweit einheitliches Blindengeld ein (siehe 16.9), in deren Rahmen die Sonderseite www.blindengeld.dbsv.org online gestellt wurde. Die Seite bietet unter anderem eine anklickbare Deutschlandkarte.

16.14 Treffen Öffentlichkeitsarbeiter
Vom 26. bis 28. Februar 2015 fand in Boltenhagen eine Tagung der Verantwortlichen für die Öffentlichkeitsarbeit der DBSV-Mitglieder statt. Unter anderem wurden von den Teilnehmern Maßnahmen vorgestellt, mit denen sie in ihrer jeweiligen Organisation erfolgreich waren und die auf andere Organisationen übertragbar sind. Zudem wurden bundesweite Kommunikationsmaßnahmen abgestimmt.
16.15 Louis Braille Festival 2016
Für das Louis Braille Festival vom 1. bis 3. Juli 2016 in Marburg wurden 2015 weitgehende Vorbereitungen vom DBSV und dem Veranstaltungspartner blista getroffen. Den Programmteil am Sonntag mit Gottesdienst in der Elisabethkirche und Programm auf dem Kirchplatz hat der DVBS übernommen.

Zum Anmeldestart am 1. April wurde ein Festivalbüro mit zwei Ansprechpartnern bei der blista eingerichtet. Im Festivalbüro werden Anmeldungen entgegengenommen und Hotelzimmer vermittelt. Zusammen mit der örtlichen Tourismusgesellschaft wurden 800 Zimmer in Marburg und Umgebung für die Festivalbesucher geblockt. Fragen zum  Programm, zur Anreise, zu Gruppenreisen, der Assistenz vor Ort und dem Shuttle, der die Gäste von den Unterkünften zum Festival-Gelände bringt, werden ebenfalls vom Festivalbüro beantwortet. 

Die Website www.dbsv-festival.de wurde mit den Infos zur Anmeldung inkl. Anmeldeformular und dem Programm ergänzt.

Die Programmstruktur wurde 2015 weiterentwickelt. Die einzelnen Programmpunkte wurden ausgearbeitet und den passenden Räumlichkeiten bzw. Spielstätten auf dem Gelände des Georg-Gaßmann-Stadions in Marburg zugeordnet. Dazu gehören Sportangebote wie Kanufahren im Wasser-Pool, Klettern oder Showdown, Konzerte auf der Außenbühne, der Markt der Begegnungen in der kleinen Sporthalle, das Spiel ohne Grenzen auf dem Stadionrasen, Punktschriftlesungen im Braille-Zelt, Workshops u.v.m.

Für den Freitagnachmittag hat die blista ein Ehemaligen-Treffen auf dem blista-Campus geplant.

Die zwei Abendveranstaltungen in der großen Sporthalle wurden konzeptionell ausgearbeitet. Die blista bereitet für den Freitagabend eine Revue vor mit dem Titel „100 Jahre – 100 Talente - blista und das Geheimnis der ewigen Jugend“. 

Für den Samstagabend plant der DBSV mit der „Ultimativen Samstagabendshow“ eine barrierefreie Spielshow mit Spiel-Elementen beliebter TV-Shows. Die drei Sieger-Teams des „Spiels ohne Grenzen“ treten bei der Show am Abend gegeneinander an und können Preisgelder von insgesamt 15.000 Euro für Projekte in ihrer Region erspielen. 

Der Start der Anmeldung für das Louis Braille Festival im April und die Veröffentlichung des Programms im Dezember wurden mit diversen Kommunikationsmaßnahmen begleitet: Berichterstattung in der „Gegenwart“ und über dbsv-direkt, Rundschreiben an Landesvereine und Korporative Mitglieder, E-Mails an die Regionalgruppen des DBSV.

Als Kommunikationsmittel wurden Postkarten mit Illustration und Braille-Prägung, Textblöcke und Bildmaterial zur Information regionaler Untergliederungen, ein akustisches Festival-Logo (Jingle) und ein vertonter Infoblock für die Berichterstattung zum Festival in den Hörmedien der Landesvereine zur Verfügung gestellt.

Die blista hat mit der Ansprache von ehrenamtlichen Helfern begonnen, die den blinden und sehbehinderten Gästen auf dem Festivalgelände Assistenz anbieten.

Die Aktion Mensch hat eine Förderung des Festivals zugesagt. Mit Second Sight konnte ein Hauptsponsor gefunden werden. Mit weiteren potentiellen Sponsoren und Förderern wurden Gespräche und Verhandlungen geführt.

16.16 Arbeitsgruppe Leitbild 
Am 21. April fand in Hannover das Auftakttreffen der Arbeitsgruppe Leitbild statt. Die AG besteht aus Vertretern des Präsidiums, der Landesvereine und der korporativen Mitglieder. Ausgehend von einer Darstellung des Selbstverständnisses und der Grundprinzipien des DBSV sollen im Leitbild Ziele und Vision des Verbandes formuliert werden. Beim Auftakttreffen wurden die folgenden Arbeitsschritte beschlossen:

· Bericht der AG bei den Sitzungen des Verwaltungsrates

· Aufruf per Rundschreiben an die DBSV-Mitglieder, die aus ihrer Sicht wichtigen Inhalte des zukünftigen Leitbildes zu nennen
· Aufruf per Rundschreiben an die DBSV-Mitglieder, gegebenenfalls ihr jeweiliges aktuelles Leitbild zur Sichtung an die AG zu geben
· Aufruf an die Mitglieder und Mitarbeiter der DBSV-Untergliederungen in der „Gegenwart“, die aus ihrer Sicht wichtigen Inhalte des zukünftigen Leitbildes zu nennen
Im Sommer und Herbst des Berichtsjahres wurden die geplanten Maßnahmen umgesetzt und der Rücklauf ausgewertet.

16.17 Umfrage zu den Kosten von Blindheit/Sehbehinderung
Die Bergische Universität Wuppertal startete im Berichtsjahr eine Umfrage unter blinden und sehbehinderten Menschen. Erfasst werden sollen alle direkten und indirekten Kosten, die sowohl dem Einzelnen als auch der Gesellschaft entstehen. Diese Kosten sind bisher für Deutschland nicht untersucht und dargestellt worden. 

Das DBSV-Präsidium beschloss im Vorfeld, die Studie zu unterstützen. Zehn Mitglieder des Verwaltungsrates erklärten sich bereit, einen Entwurf des Fragebogens gegenzulesen und zu dessen Optimierung beizutragen. Bei der Begutachtung des Fragebogens stellte sich heraus, dass es nahezu unmöglich ist, alle Mehrkosten zu erfassen, die einem blinden/sehbehinderten Menschen im Alltag entstehen. Deshalb wurde begleitend zu der eigentlichen Umfrage eine Gruppe gebildet, die ein „Mehraufwand-Tagebuch“ führt.

Der DBSV unterstützte die Studie durch einen Aufruf zur Teilnahme und die Verbreitung des Fragebogens in der „Gegenwart“. Zudem wurde die Universität Wuppertal im gesamten Berichtsjahr umfassend zu allen Fragen rund um Blindheit und Sehbehinderung beraten.
16.18 Sonstiges
Bürgeranfragen wurden von der Abteilung Verbandskommunikation des DBSV telefonisch, per Mail oder Post beantwortet.

Das Pressebildarchiv des DBSV wurde von unseren Landesverbänden rege genutzt.
17. Internationale Arbeit und Entwicklungshilfe 

Der DBSV ist international in der Europäischen Blindenunion (EBU) und der Weltblindenunion (WBU) organisiert. Die EBU ist eine nichtstaatliche, gemeinnützige Organisation, die die Interessen der über 30 Millionen blinden und sehbehinderten Menschen in 44 europäischen Ländern vertritt. Die konkrete Arbeit der EBU erfolgt in Ständigen Kommissionen und Expertengruppen, die sich mit Themenfeldern befassen, die für die Lebenswirklichkeit blinder und sehbehinderter Menschen relevant sind. Gleichzeitig bildet die EBU eine von sechs Regionalunionen der WBU. Vertreter des DBSV wirken in den Gremien der EBU mit. Wolfgang Angermann gehört kraft seines Amtes als EBU-Präsident dem WBU-Präsidium („Officers“) an. Außerdem wirkt er in den Satzungskomitees beider Organisationen mit. 

Schwerpunkte der internationalen Arbeit waren im Berichtsjahr:
17.1 Europäische Blindenunion

Generalversammlung der EBU
Das herausragende Ereignis auf internationaler Ebene war die 10. Generalversammlung der EBU, die auf Einladung des RNIB vom 25.10. bis 28.10.2015 in London stattfand. An den Beratungen nahmen 36 der 44 EBU-Mitgliedsländer teil. Die Verhandlungen gliederten sich in einen verbandsinternen Teil (EBU-Angelegenheiten) sowie einen öffentlichen Teil, in dem sich die Delegierten über eine Vielzahl von Themen, wie Prävention von Sehverlust, Barrierefreiheit, Beschäftigung und Rehabilitation, Lobbyarbeit, sehbehinderte Senioren, informierten und austauschten. In drei parallelen Workshops bestand zudem die Gelegenheit, den EBU-Strategieplan 2016-2019 zu erörtern und Vorschläge für ergänzende Projekte zu unterbreiten. 

Bei den Wahlen zum Amt des Präsidenten konnte sich Wolfgang Angermann mit deutlicher Mehrheit gegen seine Herausforderin durchsetzen. 

Die Generalversammlung beschloss zudem eine Reihe von Satzungsänderungen. Zu diesen gehören insbesondere verschärfte Sanktionen für säumige Mitgliedsländer sowie eine Novellierung der Beitragsordnung, in der die Mitgliedsgebühren und die bislang freiwillige Abgabe für das EBU-Büro nunmehr zu einer Pflichtabgabe mit vier unterschiedlichen Beitragsgruppen zusammengelegt sind. 

Außerdem verabschiedeten die Delegierten Resolutionen zu gemeinsamen Aktivitäten der EBU mit dem ICEVI auf dem Gebiet der inklusiven Erziehung, zur Gleichbehandlung von blinden und sehbehinderten Flüchtlingen, zur Erstellung eines Berichtes zum Stand der Gleichstellung der Geschlechter in den EBU-Mitgliedsorganisationen und zur terminologischen Überarbeitung der Kategorisierung der EBU-Mitgliedsländer.  

Die wichtigsten Dokumente zur 10. EBU-Generalversammlung wurden vom internationalen Referat ins Deutsche übersetzt. 
EBU-Präsidium
Im Berichtsjahr war das EBU-Präsidium prioritär damit befasst, das Royal National Institute of the Blind (RNIB) in seinen Vorbereitungen für die 10. EBU-Generalversammlung zu unterstützen und das Arbeitsfundament für die kommende Legislaturperiode zu erarbeiten. Das Präsidium entwarf einen Strategieplan, der Arbeitsschwerpunkte, Zielsetzungen und daraus abgeleitete Handlungsmaßnahmen für die nächste Legislaturperiode (2016-2019), festlegt. Der Strategieplan der EBU sieht drei Arbeitsschwerpunkte vor:

Schwerpunkt 1 hat das Ziel, die Lebenssituation blinder und sehbehinderter Europäerinnen zu verbessern. Um diesen Schwerpunkt effektiv umzusetzen, werden folgende Ziele angestrebt:

· In Zusammenarbeit mit dem ICEVI (International Council for Education of People with Visual Impairment – Internationaler Rat für die Bildung von Menschen mit visueller Beeinträchtigung) soll jedes blinde oder sehbehinderte Kind in Europa vollen Zugang zu einer qualitativ hochwertigen Bildung und Rehabilitation haben. 

· Jeder blinde und sehbehinderte Erwachsene in Europa ist in der Lage, unabhängig zu leben, und erhält staatliche Transferleistungen, welche die sozialen Nachteile, die durch Blindheit oder Sehbehinderung verursacht werden, in angemessenem Maße kompensieren.

· Jeder blinde und sehbehinderte Erwachsene in Europa hat die Chance auf einen Arbeitsplatz

· Barrierefreie Information und inklusiv gestaltete Güter und Dienstleistungen sind in ganz Europa erhältlich

· Der gesamte öffentliche Verkehr sowie alle öffentlichen Plätze sind für blinde und sehbehinderte Menschen barrierefrei zu gestalten

Die Zielsetzungen werden durch anwaltschaftliche Arbeit innerhalb der Europäischen Union, Lobbyarbeit zu EU-Gesetzesinitiativen und die Durchführung von Studien realisiert. Ferner werden die Zielsetzungen durch bewusstseinsbildende Maßnahmen und Aufklärungsarbeit flankiert, um die EU-Institutionen und die Gesellschaft für die Bedürfnisse und Forderungen blinder/sehbehinderter Menschen zu sensibilisieren.

Der zweite Arbeitsschwerpunkt liegt auf der Stärkung nationaler Blinden/Sehbehindertenorganisationen. Dieser Arbeitsschwerpunkt strebt die folgenden Ziele an:

· Information und Training zur Sicherstellung und Diversifizierung des Einkommens der Organisationen
· Information und Training zur Verbesserung der Kampagnen der Organisationen
· Information und Training zur stärkeren Einbeziehung von blinden und sehbehinderten Menschen in die Organisationen mit speziellem Fokus auf unterrepräsentierte Gruppen
Die Zielsetzungen werden durch Trainingsmaßnahmen in Kampagnenmanagement, Gendermainstreaming und Fundraising sowie die multimediale Illustration von Best-Practice-Beispielen praktisch umgesetzt.

Der dritte Schwerpunkt bezieht sich auf die Stärkung der EBU als eine Solidargemeinschaft. Folgende Zielsetzungen sollen in diesem Schwerpunkt verwirklicht werden:

· Abhaltung einer jährlichen Konferenz für Mitgliedsorganisationen
· Austausch von Informationen und Best-Practice-Beispielen
· Digitale Netzwerke etablieren, um Online-Training zu realisieren, Partnerschaften zwischen entwickelten und weniger entwickelten Organisationen zu etablieren und stabile onlinebasierte Kommunikation zu gewährleisten
Die Zielsetzungen werden durch das Angebot von sogenannten Webbinars, die Etablierung moderner Kommunikationssysteme und den Aufbau von Twinnings, Partnerschaften zwischen jeweils zwei nationalen Organisationen, praktisch umgesetzt. 

Um die Arbeit innerhalb der EBU noch effektiver zu machen, hat das EBU-Präsidium eine Praxisstrategie erarbeitet, die auf der projektbasierten Arbeit aufbaut. Nationale Mitgliedsorganisationen werden zu den oben aufgeführten Schwerpunkten zeitlich befristete Projektgruppen bilden, innerhalb derer Ziele praktisch konkretisiert und gemeinsam bearbeitet bzw. umgesetzt werden. Jeweils eine Organisation übernimmt hierbei die Projektkoordination und wirbt weitere Mitgliedsorganisationen an, um die Projektziele zu realisieren. Die Projektaktivitäten werden durch das EBU-Präsidium und das EBU-Büro überwacht und ggf. durch korrektive Maßnahmen befördert. Die Struktur der EBU-Kommissionen wird aufgelöst und die Kommissionen werden in Netzwerke überführt, die als Expertenpool für die Projektgruppen dienen.

Der vom EBU-Präsidium erarbeitete Strategieplan einschließlich des projektbasierten Arbeitsansatzes wurde auf der 10. EBU-Generalversammlung von den Mitgliedern verabschiedet. Im Vorfeld hatten die nationalen Mitglieder die Möglichkeit, einen Erstentwurf des Strategieplans zu kommentieren. Die Anmerkungen wurden in die überarbeitete Fassung eingearbeitet.

EBU-Präsident Wolfgang Angermann, der alle Präsidiumssitzungen leitete, nahm im Berichtszeitraum folgende Termine wahr:

· Präsidiumssitzung: 24. – 25.01.2015 Istanbul, Türkei

· Präsidiumssitzung: 06.06. – 07.06.2015 Tirana, Albanien

· EBU-Generalversammlung: 25.10. – 28.10.2015 London, Vereinigtes Königreich

· Präsidiumssitzung: 28.10.2015 London, Vereinigtes Königreich

· Generalversammlung Europäisches Behindertenforum: 30.05. – 31.05.2015 Warschau, Polen

· Marrakesch-Vertrag - Veranstaltung im EU-Parlament: 24.06.2015

· Treffen mit dem Vizepräsidenten der Europäischen Kommission bzgl. der Richtlinie zur Barrierefreiheit Webseiten öffentlicher Stellen: 13.07.2015 Brüssel, Belgien

· Treffen mit Mitgliedern der EU-Kommission, Kabinett Urheberrecht und digitale Agenda: 03.09.2015

· WBU-Officers Meeting Berlin: Mai 2015

· WBU-Officers Meeting Orlando: November 2015

Kommission für Rehabilitation, Ausbildung und Beschäftigung (RVTE)

Die RVTE hat im Berichtszeitraum den finalen Feinschliff am Papier „Golden Standards of Rehabilitation“ abgeschlossen. Das Papier vereint die Themen berufliche Bildung, Rehabilitation und berufliche Teilhabe und beschreibt wesentliche Mindeststandards für eine gelungene Rehabilitation sowie für eine qualitativ hochwertige Ausbildung und erfolgreiche berufliche Teilhabe blinder und sehbehinderter EuropäerInnen. Der Kommissionsvorsitzende Erwin Denninghaus nahm an einem konsultativen Gespräch zwischen WHO und EBU-VertreterInnen teil, in dem es darum ging, wie die EBU-Standards in WHO-Strategiepapiere zum Thema Rehabilitation Eingang finden können. Weitere Gespräche und eine abschließende Entscheidung stehen noch aus und werden 2016 weitergeführt.

Die RVET hat durch diverse inhaltliche Präsentationen zum Thema der beruflichen Inklusion in Europa das Programm der 10. EBU-Generalversammlung fachlich und inhaltlich bereichert. Herr Denninghaus moderierte mit viel Charme und fachlicher Expertise diesen anregenden und informativen Block.
Kommission für Zugang zu Technologie und Information (AIT)

Die deutschen VertreterInnen der AIT haben sich besonders im Zusammenhang mit der Überarbeitung der EN 81-70 intensiv eingebracht. Die EN 81-70 ist eine Norm, die festlegt, wie die Bedienelemente in Fahrstühlen gestaltet sein müssen. Im Mai letzten Jahres schlug der Österreichische Fahrstuhlbauer Schindler vor, alle Fahrstühle nur noch mit Touchscreens auszustatten. Sein Vorschlag fand Eingang und große Zustimmung in den internationalen Normungsausschüssen. Die EBU setzte sich nachdrücklich dafür ein, dass Fahrstühle auch weiterhin mit taktilen Knöpfen ausgestattet werden, und beschrieb notwendige Features für Touchscreen-basierte Bedieneroberflächen. Bezug genommen wurde beispielsweise auf eine sprachgesteuerte Menüführung, taktile Elemente auf dem Touchscreen, Veränderung von Kontrast und Schriftgröße durch den Nutzer etc.
Die Verhandlungen zur Überarbeitung der Norm befinden sich noch in einem frühen Stadium, so dass noch nicht abzusehen ist, welchen Ausgang sie nehmen werden. Die Kritikpunkte der EBU wurden jedoch dankend aufgenommen und flossen teilweise in einen ersten Normungsentwurf mit ein. 

Der DBSV ist weiterhin in einer WBU-Arbeitsgruppe (Access to the Environment) vertreten, diese Arbeitsgruppe tauscht sich über internationale Entwicklungen beim Zugang zur Umwelt im Allgemeinen aus. Hierunter fallen insbesondere Beobachtungen beim Reisen mit unterschiedlichen Verkehrsmitteln, die Mitnahme von Führhunden sowie Entwicklungen im Bereich Geräuschentwicklung bei Elektro- und Hybridfahrzeugen.  
Verbindungskommission (LC)

Zweck der Verbindungskommission ist insbesondere, durch Lobbyarbeit bei den EU-Institutionen dafür zu sorgen, dass die Bedürfnisse blinder und sehbehinderter Menschen bei der Ausgestaltung von Gesetzesinitiativen der EU möglichst weitreichend berücksichtigt werden. Auch 2015 war erneut ein Jahr vielfältiger und wichtiger Initiativen, an denen sich der DBSV aktiv beteiligte. Schwerpunkte der politischen Arbeit waren: 

Kampagne „Das Recht zu lesen“ und die Ratifikationsverhandlungen der EU zum Marrakesch-Vertrag

Leider konnten im Berichtszeitraum keine Ratifikationserfolge europäischer Staaten verzeichnet werden. Der Marrakesch-Vertrag, der den Zugang zu Literatur für blinde /sehbehinderte und lesebeeinträchtigte Personen wesentlich erleichtert, da er autorisierten Organisationen erlaubt, ohne Genehmigung der Rechteinhaber Bücher in barrierefreie Formate zu konvertieren und öffentlich zugänglich zu machen (Digitalverbreitung via Internet), wurde bisher von 13 Ländern ratifiziert. Mali, Indien, Paraguay, Mexiko, Vereinigte Arabische Emirate, Australien, El-Salvador, sind einige davon. In den Institutionen der Europäischen Union herrscht jedoch große Uneinigkeit hinsichtlich der rechtlichen Zuständigkeiten auf diesem Gebiet, und eine Sperrminorität, bestehend aus sieben EU-Staaten, angeführt von Deutschland und Italien, blockiert den Ratifikationsprozess. Die Europäische Kommission hatte im Oktober 2014 einen entsprechenden Legislativvorschlag vorgelegt, der den Rat der Europäischen Union ersucht, die Ratifikation des Marrakesch-Vertrages durch die EU unter ausschließlicher Kompetenz der EU, Handels- und Urheberrecht, zu ratifizieren. VertreterInnen der EBU, unter Kampagnenleitung des EBU-Präsidenten Wolfgang Angermann, haben im Rat und EU-Parlament darauf gedrungen, die Streitigkeiten über Kompetenzfragen beizulegen und den Vertrag schnellstmöglich zu ratifizieren. Am 30.03.2015 führte eine Delegation des DBSV, bestehend aus dem EBU-Präsidenten, DBSV-Präsidiumsmitglied Thomas Kahlisch, VertreterInnen des Referats Rechtspolitik und dem Referat für internationale Zusammenarbeit, ein Gespräch mit dem Leiter des Urheberrechtsreferates des Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, Mathias Schmid. Zugegen waren außerdem VertreterInnen des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels sowie der VG Wort. Im Gespräch wurde deutlich, dass Deutschland gern ratifizieren würde, aber nur wenn die Kompetenzfrage rechtsverbindlich geklärt sei. Ferner wurde dem Wunsch Ausdruck verliehen, dass der DBSV einen Vorschlag unterbreiten möge, wie der Vertrag rechtlich implementiert werden könne. Nach Abschluss des Gesprächs erarbeitete das Referat Rechtspolitik eine rechtliche Stellungnahme, in der es detailliert ausführte, welche Änderungen im deutschen Urheberrecht vorgenommen werden müssten, um den Bestimmungen des Marrakesch-Vertrages Rechnung zu tragen. Leider haben wir seitens des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz keine weitere Antwort nach Einsendung dieser Stellungnahme erhalten. Auch weitere Briefe, die auf eine baldige Ratifikation drängten, blieben unbeantwortet. Innerhalb der Kampagnenarbeit der EU haben wir das EU-Parlament insoweit mobilisiert, dass es in einer Plenardebatte den Rat und die EU-Kommission befragte und den Rat für seine Verzögerungstaktik rügte. Mehrere öffentliche Anhörungen im EU-Parlament trugen dazu bei, das Thema auf Unionsebene publik zu machen. Der DBSV hat durch Pressemitteilungen auf das Thema aufmerksam gemacht und die Bundesregierung öffentlich aufgefordert, ihre Verschleppungs- und Hinhaltetaktik aufzugeben und mit sofortiger Wirkung den Marrakesch-Vertrag zu ratifizieren. Es wird erwartet, dass Anfang 2016 eine Resolution vom Europäischen Parlament verabschiedet wird, die den Rat zur schnellstmöglichen Ratifizierung auffordert. Auch wenn diese Resolution nicht rechtsverbindlich ist, hat sie doch appellativen und öffentlichkeitswirksamen Charakter und ermuntert zum Umdenken.

Richtlinie über Barrierefreiheit von Webseiten öffentlicher Stellen

In der EU gibt es 761.000 Webseiten, die verschiedene Informationen und Dienste anbieten. Nur ein knappes Drittel von ihnen ist barrierefrei. Am 26. Februar 2014 nahm das Europäische Parlament in erster Lesung einen Gesetzesentwurf mit großer Mehrheit an, der die Mitgliedsstaaten dazu verpflichten würde, für die Barrierefreiheit aller öffentlichen Webseiten zu sorgen. Die EBU hat in einer vom DBSV aktiv unterstützten Kampagne für weitreichende Änderungen an dem von der EU-Kommission vorgelegten unzureichenden  Richtlinienvorschlag gesorgt.  Zum Geltungsumfang des neuen Gesetzes zählen auch die Webseiten privater Unternehmen, die vielfältige öffentliche Aufgaben in den Bereichen Energieversorgung, Transport, Kinderbetreuung und Gesundheit wahrnehmen. Der Ministerrat muss den vom Europäischen Parlament beschlossenen Änderungen zustimmen. Im Mai 2014 hat die EBU mit Unterstützung der Kommission zur Barrierefreiheit von Informationstechnologie dem Europäischen Ministerrat ein Positionspapier vorgelegt, in dem die Änderungen des Europäischen Parlamentes, die der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz (IMCO) auf Initiative der EBU im Parlament verabschiedete, aufgelistet werden und in dem darauf Bezug genommen wird, dass auch sogenannte Mikrounternehmen in den Geltungsbereich der Richtlinie fallen sollen. Die Verhandlungen im Ministerrat der Europäischen Union erstrecken sich nun schon über einen Zeitraum von mehr als anderthalb Jahren und haben zu signifikanten Verschlechterungen des Legislativentwurfs geführt. Die Verbesserungsvorschläge des EU-Parlamentes wurden komplett verworfen, mit den Einwänden, dass sie den Mitgliedsstaaten eine unverhältnismäßige Belastung auferlegen würden, die Durchsetzungs- und Sanktionsmaßnahmen nicht vertretbar und die praktische Umsetzung unrealistisch wäre. Die negative Beurteilung des Rates hatte zur Folge, dass dieser seinerseits den Geltungsumfang der Richtlinie drastisch einschränkte, Barrierefreiheit nur noch teilweise auf Webseiten öffentlicher Stellen gewährleistet wäre, und dass mobile Applikationen sowie das Intranet komplett ausgeklammert wurden. Außerdem wurden eine Reihe von downloadbaren Dokumenten und digitalen Medien aus der Richtlinie entfernt, so dass für diese keine Notwendigkeit zur barrierefreien Gestaltung besteht. Für sinnesbeeinträchtigte Menschen verfehlt die jetzige vom Rat verabschiedete Fassung komplett den Sinn der Richtlinie, da sie Barrierefreiheit einschränkt und auch die nationale BITV untergraben würde. Die EBU und der DBSV haben durch eine Vielzahl von Lobbyaktivitäten auf diesen Missstand aufmerksam gemacht. In Brief- und Twitterkampagnen wurden nationale Regierungen öffentlich gerügt und zu öffentlichen Stellungnahmen aufgefordert. Gespräche mit der EU-Kommission und Mitgliedern des Ministerrates haben insoweit zu einem Umdenken geführt, dass einzelne nationale Regierungen ihre Position überdenken und den jetzigen Legislativentwurf anzweifeln. Auch ein Vertreter des Focal Point der Bundesregierung zur BRK, wurde vom EBU-Präsidium eingeladen und mit unseren Forderungen konfrontiert. Es wird erwartet, dass Anfang 2016 die Trilog-Verhandlungen zwischen EU-Parlament, Rat und Kommission beginnen. Diese Verhandlungen sind nicht öffentlich, und es wird nicht leicht sein, verlässliche Informationen über den Verhandlungsverlauf zu erhalten. Deutsche und eine Vielzahl nationaler EU-Parlamentarier wurden im Vorfeld von uns gebrieft und mit unseren Forderungen vertraut gemacht. Es bleibt zu hoffen, dass sich die Position des EU-Parlamentes durchsetzen kann.
Kampagne „Geräuscharme Kraftfahrzeuge“

Die Verordnung über den Geräuschpegel von Kraftfahrzeugen (EU Nr. 540/2014) wurde am 3. April 2014 in zweiter Lesung vom Europäischen Parlament angenommen. Ziel der Verordnung ist es, den Verkehrslärm in Europa in den nächsten Jahren erheblich zu reduzieren. Da E-Fahrzeuge und E-Hybride aber ohnehin schon sehr leise Fahrgeräusche erzeugen, die bis zu einer Geschwindigkeit von 20 km/h  kaum hörbar sind, insbesondere bei einer gemischten Verkehrssituation, müssen diese Autos über ein Geräuschwarnsystem (AVAS) verfügen, das bis zu einer Geschwindigkeit von 20 km/h in Betrieb sein muss. Das AVAS ist verpflichtend, kann jedoch durch einen Pausenschalter jederzeit unterbrochen werden und wird erst beim kompletten Neustart des Fahrzeuges wieder aktiviert. Ebenfalls erzeugt das AVAS kein Geräusch, wenn sich das Auto im Standbetrieb befindet, beispielsweise an einer Roten Ampel wartet. 

Die EBU setzt sich in aktuellen Verhandlungen nachdrücklich dafür ein, dass der Pausenschalter verboten und ein Standgeräusch verpflichtend wird. Bisher enthält die verabschiedete EU-Verordnung noch keine Spezifikationen für ein AVAS-System. Das bedeutet, dass Hersteller nicht wissen, wie laut ein AVAS sein darf, aus welchen tonalen Komponenten (Frequenzen, Oktavbändern) es bestehen muss und wie Testverfahren, um die Notwendigkeit eines AVAS zu belegen, durchgeführt werden müssen. Eine in Arbeit befindliche weltweit anwendbare UNECE-Vorschrift regelt die aufgeführten Spezifikationen und die Leistungsanforderungen an ein AVAS. Aufgrund des delegierten Rechtsaktes ist die Kommission befugt, den UNECE-Text in die EU-Verordnung Nr. 540/2014 in Bezug auf die praktische Ausführung des AVAS einzuarbeiten, ohne die vorherige Zustimmung des EU-Parlamentes einholen zu müssen. Die UNECE (United Nations Economic Commission for Europe) ist die Europäische Regionalkommission der Vereinten Nationen, die sich mit verschiedenen Fragen zur Sicherheit, Treibstoffausstoß, Geräuschentwicklung etc. in Bezug auf Kraftfahrzeuge befasst. Ende 2014 beschloss der DBSV in Zusammenarbeit mit der WBU, einen internen internationalen Gipfel zu veranstalten, zu dem Anfang 2015 VertreterInnen der europäischen und weltweit aktiven Blindenorganisationen in Berlin zusammenkamen, um gemeinsam eine Strategie zu entwickeln mit dem Ziel, die Arbeit der UNECE insoweit zu beeinflussen, dass unsere Forderungen nach einem Verbot des Pausenschalters sowie nach einem Standgeräusch und einem Geräusch Berücksichtigung finden, das laut genug ist, um blinde und sehbehinderte FußgängerInnen auf die Präsenz, die Ortung und den Operationsmodus eines Elektrofahrzeuges hinzuweisen. 

Der DBSV hat an Sitzungen der UNECE-Arbeitsgruppe teilgenommen, die für die Erarbeitung von Mindeststandards verantwortlich ist. Ferner haben wir in Zusammenarbeit mit der WBU ein Positionspapier erarbeitet, das unsere Forderungen darlegt und fundiert begründet. Dieses Papier diente uns als Verhandlungsgrundlage und wurde an die Vertreterinnen der UNECE gesandt. Im Juli 2015 veranstaltete das BMVI in Zusammenarbeit mit der TU-Dresden und der deutschen Automobilindustrie, einen Workshop, bei dem u.a. die Operation des AVAS unter den in der Verordnung festgelegten Spezifikationen demonstriert wurde. Die Autoindustrie war unseren Forderungen gegenüber offen und zeigte sich weiter verhandlungsbereit. Es bestand Einigkeit darin, dass wissenschaftliche Tests durchgeführt werden müssen, um die Wichtigkeit eines Standgeräusches zu belegen und die angemessene Lautstärke eines AVAS zu ermitteln. Im Oktober verabschiedete ein UNECE-Gremium, das für die Verabschiedung von Vorschriften zu Lärm/Geräuschentwicklung zuständig ist, einen UNECE-Verordnungsentwurf. Dieser sieht vor, dass die Installation eines Standgeräusches und eines Pausenschalters optional sind und im Ermessen des Herstellers liegen. Die Verordnung muss jedoch im März 2016 noch von der WP.29 und der UN-Vollversammlung verabschiedet werden, um in Kraft treten zu können. Es gilt zwar als sicher, dass die WP.29 die Verordnung verabschieden wird. Die Bemühungen der WBU und EBU haben jedoch bewirkt, dass das Arbeitsmandat für die Arbeitsgruppe, die die Verordnung inhaltlich erarbeitet hat, um ein Jahr verlängert wird. Das bedeutet, dass auch nach Verabschiedung der Verordnung weitere Änderungen in den Verordnungstext eingepflegt werden können. Es bleibt uns also noch ein Jahr Zeit, um unsere Forderungen doch noch in die Verordnung einzubringen. Die Bereitschaft der Autoindustrie ist gegeben und bietet eine positive Verhandlungsbasis, auf der sich aufbauen lässt.

Kampagne zum European Accessibility Act

Am 02.12.2015 hat die Europäische Kommission einen ersten Legislativentwurf des von der EBU und dem Europäischen Behindertenforum lang erwarteten European Accessibility Act veröffentlicht. Die „Richtlinie zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen“ bezieht sich auf die folgenden Produkte und Dienstleistungen, die innerhalb des legislativen Rahmens der Richtlinie barrierefrei gestaltet werden müssen:

Hardware und Betriebssysteme für Universalrechner sowie die  folgenden Selbstbedienungsterminals: 

a) Verbraucherendgeräte: Geldautomaten; Fahrausweisautomaten; Check-in-Automaten; 

b) Verbraucherendgeräte mit erweitertem Leistungsumfang in Verbindung mit Telefondienstleistungen;

c) Verbraucherendgeräte mit erweitertem Leistungsumfang in Verbindung mit audiovisuellen Mediendiensten;

d) Telefondienstleistungen und zugehörige Verbraucherendgeräte mit erweitertem Leistungsumfang;

e) audiovisuelle Mediendienste und zugehörige Verbraucherendgeräte mit erweitertem Leistungsumfang;

f) Personenbeförderungsdienste im Luft-, Bus-, Schienen- und Schiffsverkehr;

g) Bankdienstleistungen;

h) E-Books;

i) elektronischer Handel.

j) öffentliche Aufträge und Konzessionen

k) die Erarbeitung und Umsetzung von Programmen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates mit gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds.
Die Richtlinie greift auch in die praktischen Ausgestaltungen anderer EU-Richtlinien und Verordnungen ein, insbesondere in die Richtlinie zur barrierefreien Gestaltung öffentlicher Webseiten und in die Richtlinien zur Vergabe öffentlicher Aufträge. Sie wird diese Richtlinien inhaltlich nicht beeinflussen, legt jedoch fest, wie Barrierefreiheit zu definieren ist. Trotz einer genauen Definition des Barrierefreiheitsbegriffes einschließlich der Komponenten, die barrierefrei gestaltet sein müssen, gibt die Richtlinie keine Anweisungen vor, wie die Barrierefreiheit technisch und praktisch umzusetzen ist. Ein Schwerpunkt der Richtlinie ist die Beseitigung von Barrieren auf dem europäischen Binnenmarkt, um die Zirkulation von Produkten und Dienstleistungen zu erleichtern, den Wettbewerb zwischen Anbietern zu erhöhen und Kosten bei der Bereitstellung und dem Vertrieb von Produkten und Dienstleistungen zu minimieren. Unterschiedliche nationale Gesetze in Bezug auf die Bereitstellung barrierefreier Güter haben bisher dazu geführt, dass die Versorgung mit solchen Gütern über nationale Grenzen hinweg, häufig mit hohen Kosten und einem hohen bürokratischen und Produktionsaufwand verbunden sind, diese Hürden sollen durch die Richtlinie abgebaut werden.

Bei der ersten Durchsicht des Richtlinienentwurfs fällt auf, dass die Unternehmen, die barrierefreie Produkte und Dienstleistungen bereitstellen, deren Barrierefreiheit selbst zertifizieren. Auch werden kaum Monitoring- sowie Sanktionsmechanismen erwähnt. Ausgeklammert werden Waren im Bereich der Haushaltstechnik. Die EBU wird im Februar 2016 eine erste Stellungnahme veröffentlichen, die Stärken und Schwächen des Legislativentwurfs kritisch beleuchtet und Verbesserungsvorschläge macht. Das Royal National Institute of the Blind wird die Kampagne koordinieren. Der DBSV wird sich aktiv in die Arbeit zur Stellungnahme einbringen und unter Regie einer nationalen Arbeitsgruppe wertvolle Zuarbeit leisten sowie mit deutschen Vertreterinnen des Rates und des Parlamentes in Verhandlungen eintreten.

Jährliche Sitzung der EBU-Verbindungskommission zur Europäischen Union

Vom 11.12. – 13.12.2015 fand die jährliche Sitzung der EBU-Verbindungskommission zur EU in Tirrenia, Italien statt. Neben aktuellen legislativen Entwicklungen zu Themen wie Marrakesch-Vertrag, Richtlinie zur Barrierefreiheit öffentlicher Webseiten und dem European Accessibility Act wurde die Arbeit der Verbindungskommission innerhalb der letzten Legislaturperiode in einer mündlichen Diskussion ausgewertet. Einige Aspekte, die die Sitzungsteilnehmenden kritisch angemerkt haben, sollen kurz wiedergegeben werden:

· Die Kommission hat durch ihre kontinuierliche, professionelle und intensive Lobbyarbeit tiefgreifende Veränderungen zugunsten blinder und sehbehinderter EuropäerInnen in der EU-Gesetzgebung bewirkt (Entwicklung/Verabschiedung des Marrakesch-Vertrages, Verordnung über den Geräuschpegel von motorisierten Fahrzeugen, Fahrgastrechteverordnung im Busfernverkehr),

· EBU-Mitglieder sind sehr aktiv und leisten wertvolle Zuarbeit bei der Durchführung von Kampagnen,

· Ein verbesserter Überwachungs- und Feedbackmechanismus sollte installiert werden, um Kohäsion und Verständnis für die Aspekte der einzelnen Kampagnen zu erhalten und kontinuierliche Beteiligung zu gewährleisten,

· Die Kommission sollte ihre Arbeit besser strukturieren und ihre Arbeitsschwerpunkte reduzieren,

· Die EBU sollte sich stärker an der Evaluation der UN-BRK auf EU-Ebene beteiligen und einen eigenen Schattenbericht vorlegen

Ferner wurde ein Ausblick auf die Aktivitäten des nächsten Jahres gegeben. Eine prioritäre Aufgabe der Verbindungskommission wird die Lobbyarbeit zum European Accessibility Act und zur Richtlinie der Barrierefreiheit Webseiten öffentlicher Stellen sein. Außerdem soll die Partnerschaft und Solidarität zwischen EBU-Mitgliedern ausgebaut und gefördert werden, so dass die EBU-Mitglieder sich gegenseitig motivieren, ihre Lobbyarbeit zu intensivieren.

Die Sitzung wurde von allen Teilnehmenden als sehr lebendig, bereichernd und konstruktiv empfunden.

17.2 Weltblindenunion

WBU-Präsidium

Das Präsidium („Officers“) tagte im Berichtsjahr zweimal (Berlin, Mai 2015, und Orlando, November 2015). 

Schwerpunkte der Sitzung in Berlin waren insbesondere: die Erörterung und Genehmigung einer Reihe von Berichten (u.a. Mitgliederfragen; Finanzkomitee für das Jahr 2014, Haushalt 2015, Tätigkeitsbericht der WBU-Geschäftsführerin, Berichte aus den Regionen); Stand der Vorbereitung der WBU-Generalversammlung 2016; Genehmigung von  WBU-Positionspapieren (barrierefreie Banknoten und Münzen, anwaltschaftliche Interessenvertretung und Kampagnen, universelles Design); Stand der Arbeiten zur Umsetzung des WBU-Aktionsplans. In diesem Zusammenhang berichtete Vize-Präsident Fred Schroeder über die Kampagne „Geräuscharme Fahrzeuge“, die von der EBU unter Führung des DBSV intensiv unterstützt wird. Zudem diskutierte das Präsidium einen Fünfjahresplan zur Sicherung der Nachhaltigkeit der WBU-Arbeit.

Das WBU-Präsidium dankte dem DBSV für die großzügige Ausrichtung und organisatorisch gute Vorbereitung der Sitzung.  

In seiner Sitzung in Orlando befasste sich das Präsidium neben der Vorbereitung der Generalversammlung mit einer Reihe von Vorschlägen zur Änderung der WBU-Satzung sowie mit der Möglichkeit,  die „WBU“ als Marke zu etablieren und für Fundraising-Kampagnen zu nutzen. Daneben wurde der Stand der Umsetzung des Aktionsplans erörtert. Einen breiten Raum nahm hierbei der Bericht über die Nachhaltigkeitsziele der 2030 Agenda ein. Dank der Bemühungen der WBU fanden 11 explizite Verweise auf Behinderung Aufnahme im Schlussdokument der Agenda. Die Erarbeitung von Teilzielen und Indikatoren für das Messen von Inklusion bildet jetzt eine wichtige Aufgabe, an der sich die WBU beteiligen wird.  
Internationaler Gipfel zum Thema Geräuscharme Fahrzeuge in Berlin
Im Februar 2015 veranstaltete der DBSV in Kooperation mit der WBU einen internationalen Gipfel zum Thema geräuscharme Fahrzeuge. Ziel des Gipfels war es, die aktuelle politische Situation darzustellen, Gefahren der Elektromobilität zu beleuchten, eine Strategie für das weitere politische Vorgehen zu erarbeiten und die Rolle nationaler Blindenorganisationen in der Kampagnenarbeit zu stärken. Am Gipfel nahmen Vertreterinnen der EBU und WBU aus Schweden, Spanien, dem Vereinigten Königreich, Österreich, Kasachstan, der Schweiz, den USA, Ungarn und Deutschland teil. Ergebnisse des Gipfels waren u.a. eine umfassende Informationsvermittlung, die Erarbeitung einer argumentativen Strategie, die Benennung von möglichen Bündnispartnern sowie eine klare Aufgabenverteilung. Basierend auf den Ergebnissen des Gipfels erarbeiteten DBSV und WBU ein Positionspapier, das unsere Forderungen nach einem Verbot des Pausenschalters und unseren Forderungen nach einem Standgeräusch und einem in allen Verkehrssituationen wahrnehmbaren Geräusch fundiert begründet.
Im Juni 2015 fand in Wien ein Folgegipfel statt, der weitere Handlungsoptionen erörterte.

17.3 Entwicklungszusammenarbeit

Unterstützung der WBU durch eine „Golden Sponsorship“
Im Berichtszeitraum unterstützte der DBSV die Aktivitäten der Weltblindenunion mit einer Spende in Höhe von 5.000 €. Neben der Entrichtung des nationalen Mitgliedsbeitrags, der die Arbeit der WBU maßgeblich fördert, hat der DBSV nun zum zweiten Mal in Folge die WBU mit einer Spende unterstützt. 

Spende an den Deutschen Verein Zusammen-Hamhung e.V.

Der DBSV hat im Berichtszeitraum den Verein, der in Nordkorea blinde und taubblinde Kinder unterstützt, mit einer Spende von 500 € unterstützt. Vereinsmitgliedern wurde durch die Spende ermöglicht, an der Generalversammlung der BU-Region Südpazifik teilzunehmen und Kontakte zur WBU aufzubauen.
Deutsches Komitee zur Verhütung von Blindheit 

Durch die Mitarbeit von Gerda Kloske-Schindlbeck im Vorstand des Deutschen Komitees zur Verhütung von Blindheit (DKVB) ist der DBSV an dessen Entwicklungsprojekten wie der Weiterentwicklung der augenärztlichen Versorgung und der Verbesserung der augenmedizinischen Infrastruktur in Entwicklungsländern beteiligt. Frau Kloske-Schindlbeck vertrat den DBSV erneut bei der Jahrestagung und den Sitzungen des DKVB-Vorstandes 2015. Darüber hinaus erteilte sie kompetent Auskünfte an einzelne Ratsuchende und Institutionen und informierte zum Thema der Blindheitsverhütung in Deutschland.

17.4 Internationale Aktivitäten außerhalb der EBU und WBU

Staatenberichtsprüfung Genf März 2015

Seit 2009 gilt die UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland. Damit ist die Bundesregierung verpflichtet, dem Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen regelmäßig Bericht zu erstatten, wie die Umsetzung der BRK vorangekommen ist. Im Rahmen der ersten deutschen Staatenprüfung fand am 26. und 27. März eine öffentliche Anhörung in Genf statt, an der auch Vertreterinnen der Zivilgesellschaft teilnahmen. Im Rahmen der Staatenberichtsprüfung reiste eine Delegation, bestehend aus Mitgliedern der BRK-Allianz, nach Genf, um das Verfahren kritisch zu begleiten und den UN-Fachausschuss über Mängel hinsichtlich der praktischen Umsetzung der BRK zu informieren. Auch das DBSV-Referat für internationale Zusammenarbeit nahm am konstruktiven Dialog teil und brachte sich durch die mündliche Präsentation von Umsetzungslücken, in den Dialog mit ein. Die Delegation vertrat die BRK-Allianz, in der sich knapp 80 bundesweit agierende Organisationen zusammengeschlossen haben, um die Sichtweise behinderter Menschen in das Prüfverfahren einzubringen. Die BRK-Allianz hatte Anfang 2013 einen Parallelbericht zum Staatenbericht der Bundesregierung verfasst und zuletzt ein Dokument bei den Vereinten Nationen eingereicht, in dem die Antworten der Bundesregierung auf die so genannte „List of Issues“ (Frageliste) des UN-Ausschusses kommentiert werden. In den mündlichen Statements der BRK-Allianz-Mitglieder ging es u.a. um die Streichung von fünf Milliarden Euro aus dem Sozialetat des Bundeshaushalts, die zur Schaffung eines Bundesteilhabegesetzes vorgesehen waren. In diesem Zusammenhang wurden die Probleme beschrieben, die sich aus der Einkommens- und Vermögensabhängigkeit von Leistungen für behinderte Menschen ergeben. Darüber hinaus bemängelte die BRK-Allianz, dass das Konzept der angemessenen Vorkehrungen aus der BRK noch nicht in das deutsche Recht übertragen wurde. Menschen mit Behinderung haben nach wie vor keinen Rechtsanspruch auf individuelle Anpassungen, die ihnen die gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft ermöglichen. Ein zentraler Kritikpunkt betraf außerdem die mangelnde Barrierefreiheit im privaten Bereich. 
Die Ausschussmitglieder fragten sehr dezidiert, wie der Lebens- und Arbeitsalltag von Menschen mit Behinderung in Deutschland aussieht, welche rechtliche und praktische Unterstützung sie erhalten, wie Kinder in ihrer Entscheidungsfindung unterstützt werden und welche Assistenz- und Unterstützungsleistungen für behinderte Eltern vorgesehen sind. Abgeleitet aus den Antworten der Bundesregierung erarbeitete der Fachausschuss die sogenannten „Abschließenden Bemerkungen“. Diese sind detaillierte Handlungsempfehlungen an die Bundes- und Landesregierungen, die Aufschluss darüber geben, wie die Umsetzung der BRK in verschiedensten Bereichen intensiviert und verbessert werden kann. Bund, Länder und Kommunen werden unmissverständlich aufgefordert, den menschenrechtsbasierten Ansatz der BRK anzuerkennen und in politisches Handeln umzuwandeln. Hierzu sind Aktionspläne erforderlich, die konkrete Ziele und Qualitätsstandards formulieren. Sämtliche Gesetze und Rechtsinstrumente müssen insoweit harmonisiert werden, dass sie dem Behinderungsbegriff der BRK entsprechen und Menschen mit Behinderung vor jeglicher Diskriminierung geschützt werden. In den elf Seiten umfassenden Empfehlungen finden sich zahlreiche Kritikpunkte der BRK-Allianz wieder. So heißt es, dass das Konzept der angemessenen Vorkehrungen in Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften aufgenommen werden muss. Bei Nichtgewährung handelt es sich um eine Form von Diskriminierung, die entsprechend geahndet werden muss. Der Ausschuss empfiehlt ferner, auch die Privatwirtschaft zur Barrierefreiheit im baulichen und medialen Bereich zu verpflichten. Die Umsetzung entsprechender Vorschriften muss überwacht, bei Verstößen müssen geeignete Sanktionen durchgesetzt werden. Außerdem ist es unter aktiver Mitwirkung des DBSV gelungen, eine Empfehlung in die Abschließenden Bemerkungen aufzunehmen, die die Bundesregierung ermahnt, den Marrakesch-Vertrag zeitnah zu ratifizieren. Inwieweit Deutschland die Empfehlungen bis zur nächsten Staatenberichtsprüfung im Jahr 2020 umsetzen wird, bleibt abzuwarten und muss vom DBSV kritisch begleitet werden.

17.5 Sonstige Aktivitäten
Europaforum 

Am 10. März 2015 fand auf Einladung des DBSV das zweite Europaforum statt, dem die Mitglieder der „Fördergemeinschaft internationale Arbeit“ (FGIA) angehören. Zweck des Europaforums ist die Verbesserung der Informationen über internationale Entwicklungen einschließlich der Aktivitäten der Europäischen Blindenunion, sowie die verstärkte Nutzung des Know-how der Fördermitglieder für die internationalen Aufgaben des DBSV. Schwerpunkte der konstruktiven Beratungen der Sitzung waren u.a. die Finanzentwicklung der EBU, die Vorbereitung der 10. EBU-Generalversammlung unter Einschluss der Nominierung von Herrn Angermann als EBU-Präsident sowie eines umfassenden Austausches über den EBU-Strategieplan; Erörterung der Arbeit der EBU-Kommissionen unter besonderer Berücksichtigung der aktuellen EBU-Kampagnen (Vertrag von Marrakesch; geräuscharme Autos, barrierefreie öffentliche Webseiten und öffentliche Auftragsvergabe).  

Die FGIA-Mitglieder sagten zu, die Präsidentschaft von Herrn Angermann für weitere vier Jahre finanziell zu unterstützen. 

Thementeam 

Das Thementeam „Inklusion von Menschen mit Behinderungen“ im Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) beschäftigt sich mit aktuellen Themen und Fragestellungen der Inklusion von Menschen mit Behinderungen in der Entwicklungszusammenarbeit. Der DBSV konnte im Berichtszeitraum wegen Terminüberschneidungen an den Sitzungen des Thementeams nicht teilnehmen, begleitete jedoch kritisch die aufgeworfenen Fragestellungen. So hat die Gesellschaft internationale Zusammenarbeit ein Handbuch zur Inklusion beeinträchtigter Menschen im Bildungs- und Berufsbereich erarbeitet, das sich aus den Praxiserfahrungen eines in Namibia durchgeführten Modellprojektes ableitet. 
Verbändekonsultationen

Der DBSV nahm erneut an den Verbändekonsultationen der Monitoring-Stelle teil. Das Forum eröffnet den beteiligten Interessenverbänden die Möglichkeit, sich über aktuelle Entwicklungen im Bereich der Umsetzung der Behindertenrechtskonvention (BRK) zu informieren und auszutauschen. Schwerpunktthemen im Berichtsjahr waren u. a. die Staatenberichtsprüfung Deutschlands, die Auswertung der abschließenden Bemerkungen des UN-Fachausschusses, die Umstrukturierung und neue Rechtsstellung des Institutes für Menschenrechte, sowie Chancen des Marrakesch-Vertrages. Besonders positiv hervorzuheben ist, dass die Monitoring-Stelle ein Positionspapier zur Umsetzung des Marrakesch-Vertrages verfassen möchte. Dieses wird voraussichtlich im April 2016 veröffentlicht.

18. Blindenstiftung Deutschland 

Im Oktober 2000 errichtete der DBSV als rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts mit Sitz in Berlin die "Blindenstiftung Deutschland“. Sie wirkt nachhaltig und auf Dauer darauf hin, die Lebenssituation blinder und sehbehinderter Menschen - ihre soziale Stellung und ihre berufliche und gesellschaftliche Teilhabe - zu verbessern.

Nach der behördlichen Zulassung der Blindenstiftung im Mai 2001 konnte der DBSV die Stiftung mit einem Vermögen von annähernd 400.000 Euro ausstatten. Seither erstrebt die Blindenstiftung - ganz im Sinne einer wachsenden Bürgerstiftung - die Erhöhung ihres Vermögens durch Zustiftungen. Sie nimmt auch Stiftungsfonds und unselbstständige Stiftungen, die ihre Förderungen mit dem Namen der Stifterpersönlichkeiten verbinden, unter ihr Dach. In 2007 konnte in diesem Sinne der Lore und Edmund Schneider Fonds errichtet und in die Stiftung eingegliedert werden. Seine Förderungen erinnern seither stets an das großzügige Stifterehepaar.

Es ist das Prinzip einer Bürgerstiftung, dass ihr Vermögen nicht von einer einzelnen Stifterpersönlichkeit aufgebracht werden muss. So wird auch erst das Zusammenfließen vieler Zustiftungen das Entstehen einer starken Stiftung zum Wohle blinder und sehbehinderter Menschen bewirken.

In diesem Sinne wirbt die Blindenstiftung Deutschland auch unter den Freunden, Förderern und Mitgliedern der Organisationen der Blinden- und Sehbehindertenselbsthilfe um Stifterpersönlichkeiten.

In Informationsblättern hat die Blindenstiftung in anschaulicher und kompakter Form ihre Ziele und steuerlich relevante Informationen zusammengefasst. Sie sind in der DBSV-Geschäftsstelle zusammen mit Projekt-Informationen erhältlich. Eine kompetente und vertrauliche Beratung erfahren interessierte Stifterpersönlichkeiten bei den Mitgliedern des Stiftungsvorstandes. Wenden Sie sich an die Stiftungsvorsitzende, DBSV-Präsidentin Renate Reymann, oder ihren Stellvertreter, DBSV-Geschäftsführer Andreas Bethke. Weitere Vorstandsmitglieder sind Frau Dr. Anke Sahlén (Mitglied der Geschäftsleitung der Deutschen Bank Berlin) und Unternehmensberater, Dr. Thomas Romeiser. Vorsitzender des Stiftungskuratoriums ist DBSV-Vizepräsident Hans-Werner Lange.

Nachdem die Blindenstiftung ihre Erträge zunächst dafür einsetzte, ihre eigene Struktur und einen Vermögensstamm aufzubauen, begann sie, 2005 damit förderungswürdige Vorhaben zu unterstützen. So reagierte sie sofort auf die Flutkatastrophe in Indonesien und sammelte Spenden zur Unterstützung der blinden und sehbehinderten Menschen in der dortigen Provinz Aceh. Als Hilfeleistungen übergab sie bis 2009 im Gesamtwert von annähernd 35.000 Euro:

· Punktschriftmaschinen für Blindenschulen und Rehabilitationseinrichtungen,

· Stipendien für blinde Waisenkinder,

· Gründungskapital zum Wiederaufbau einer beruflichen Existenz für blinde Masseure.

Ebenso gingen Spenden an die Opfer des Erdbebens in Haiti. Mit weiteren Hilfeleistungen kümmerte sich die Blindenstiftung Deutschland bislang um die Lebenssituation taubblinder Menschen durch die Förderung der Produktion der „kleinsten Tageszeitung Deutschlands“ für diesen Personenkreis. Sie unterstützte das Musical „Stärker als die Dunkelheit“, das blinde, sehbehinderte und sehende Jugendliche gemeinsam schrieben, komponierten und seither aufführen, und sie förderte das Projekt zur Vernetzung von Elternarbeit, mit dem eine Wissensdatenbank für Elternberatung aufgebaut wurde. Sie förderte aus Spenden die Offensive „Lebensmut“ zur Qualifizierung erblindeter Menschen zu ehrenamtlichen Mitarbeitern der Blinden- und Sehbehindertenselbsthilfe und sie unterstützt seit ihrem Start aus den Erträgen des „Lore und Edmund Schneider-Fonds“ die Initiative „DBSV-Inform“, die die auflagenstärkste Publikation zur Information blinder und sehbehinderter Menschen in Deutschland hervorgebracht hat.

Seit 2010 hat die Stiftung die Unterstützung gemeinsamer Aktivitäten von Kindern und Jugendlichen mit und ohne Sehbeeinträchtigung zu einem neuen Förderschwerpunkt entwickelt, für den sie den Schauspieler Götz Otto als Paten gewann. Seither konnte sie mit rund 50.000 Euro die Projekte „Akustik Kids“, „Zirkusleben“, „Talking Dots“, ein Jugendclub-Fest, ein Reit-Wochenende, eine Weiterbildung für Jugendvertreter, die Herausgabe von Tastbüchern, das Lernsystem der „Taststraße zur Blindenschrift“ und die internationale Musikwoche „musicted“ fördern. 

Zur Stärkung der Stiftungsaktivitäten ist auch jede noch so bescheidene Spende willkommen. Prinzip der Blindenstiftung Deutschland ist es dabei, dass sie keinen Verwaltungsapparat unterhält. Die Stiftung wird ehrenamtlich geführt. Zustiftungen und Spenden können auf diese Weise ungeschmälert den Stiftungszwecken zu Gute kommen.

Bankverbindung: 

Deutsche Bank 

IBAN: DE 05 1007 0000 0015 8030 01

BIC: DEUTDEBBXXX

19. Zusammenarbeit 

Dem DBSV gehörten im Berichtszeitraum 20 ordentliche Mitglieder an. Neben diesen Landesvereinen hatte der Verband 32 korporative Mitglieder. An sechs Gesellschaften mit beschränkter Haftung hielt er Beteiligungen. In den Organen von 25 weiteren Organisationen und Einrichtungen wirkte er gestaltend mit. 

19.1 Korporative Mitglieder

Dem DBSV gehörten 2015 als korporative Mitglieder an:

1. Arbeitsgemeinschaft der Einrichtungen für taubblinde Menschen

2. atz Hörmedien für Sehbehinderte und Blinde e. V.

3. Berufsförderungswerk Düren gGmbH

4. Berufsförderungswerk Halle (Saale) gGmbH

5. Berufsförderungswerk Mainz – Bildungsinstitut für Gesundheit und Soziales gGmbH

6. Berufsförderungswerk Würzburg gGmbH

7. Berufsverband der Rehabilitationslehrer/lehrerinnen für Blinde und Sehbehinderte e. V. (Orientierung & Mobilität /Lebenspraktische Fähigkeiten)

8. Blindenanstalt Nürnberg e. V., bbs nürnberg Bildungszentrum für Blinde und Sehbehinderte

9. Blindenhilfswerk Berlin e. V.

10. Blindeninstitutsstiftung Würzburg

11. Bund zur Förderung Sehbehinderter e. V.

12. Bundesverband staatlich anerkannter Blindenwerkstätten e. V.

13. Bundesvereinigung der Eltern blinder und sehbehinderter Kinder e. V.

14. Dachverband der evangelischen Blinden- und evangelischen Sehbehinderten-seelsorge (DeBeSS) als zuständiger Arbeitsbereich im GSBS e. V.

15. Deutsche Blindenstudienanstalt e. V.

16. Deutsche Zentralbücherei für Blinde zu Leipzig (DZB)

17. Deutscher Verein der Blinden- und Sehbehinderten in Studium und Beruf e. V.

18. Deutsches Katholisches Blindenwerk e. V.

19. Deutsches Taubblindenwerk gGmbH

20. Esperanto Blindenverband Deutschlands e. V.

21. Frankfurter Stiftung für Blinde und Sehbehinderte

22. Hamburger Blindenstiftung

23. Institut für Rehabilitation und Integration Sehgeschädigter (IRIS) e. V.

24. Interessengemeinschaft Sehgeschädigter Computernutzer e. V.

25. Leben mit Usher-Syndrom e. V. 

26. LWL-Berufsbildungswerk Soest - Förderzentrum für blinde und sehbehinderte Menschen

27. Mediengemeinschaft für blinde und sehbehinderte Menschen e. V. (MEDIBUS)

28. Nikolauspflege Stuttgart - Stiftung für blinde und sehbehinderte Menschen

29. Pro Retina Deutschland e. V., Selbsthilfevereinigung von Menschen mit Netzhautdegeneration

30. SFZ Förderzentrum gGmbH (Chemnitz)

31. Verband für Blinden- und Sehbehindertenpädagogik e. V.

32. Westdeutsche Blindenhörbücherei e. V.

Das 14. Plenum der korporativen Mitglieder des DBSV fand am 8. Oktober in Mannheim statt. Gesprächsthemen waren unter anderem: Konzepte, Erfahrungen und Initiativen zum Übergang Schule Beruf sowie zur beruflichen Teilhabe, die Positionierung zu einem Bundesteilhabegesetz und zur Zusammenführung von Jugendhilfe und Eingliederungshilfe, das Louis Braille Festival 2016 sowie die Finanzierung der Arbeit des DBSV nach 2016.

Darüber hinaus dokumentiert sich das Zusammenwirken des DBSV und der korporativen Mitglieder in der in diesem Bericht ausführlich beschriebenen Arbeit der gemeinsamen Fachgremien.

Die besonders enge Zusammenarbeit mit den vier weiteren Bundesverbänden der blinden und sehbehinderten Menschen in Deutschland - neben dem DBSV sind das der Bund der Kriegsblinden Deutschlands e. V. (BKD), der Deutsche Verein der Blinden und Sehbehinderten in Studium und Beruf e. V. (DVBS), die Pro Retina Deutschland e. V. (PRDV) und der Bund zur Förderung Sehbehinderter e. V. (BFS) dokumentierte sich auch 2015 in vielerlei Abstimmungsgesprächen, in der Arbeit ihrer gemeinsamen Fachausschüsse, in gemeinsamen Ständen auf Ausstellungen und Messen und in der inhaltlichen Abstimmung von Eingaben, Stellungnahmen und Resolutionen, die gemeinsame Belange berühren.

19.2 Beteiligungen, Mitgliedschaften und weitere Zusammenarbeit 

Der DBSV war im Berichtszeitraum Gesellschafter folgender Gesellschaften mit beschränkter Haftung:

1. Blista Brailletec, Marburg

2. Deutsches Taubblindenwerk (DTW), Hannover

3. Deutsche Hörfilm (DHG), Berlin

4. Berufsförderungswerk Mainz – Bildungsinstitut für Gesundheit & Soziales; Mainz 

5. Rechte behinderter Menschen (rbm), Marburg

6. Deutscher Hilfsmittelvertrieb, Hannover.

In den Organen der folgenden Organisationen und Einrichtungen wirkte der DBSV darüber hinaus gestaltend mit:

1. Deutsche Blindenstudienanstalt (Blista), Marburg

2. Studienzentrum für Sehgeschädigte der Universität Karlsruhe

3. Berufsförderungswerk Düren

4. LWL-Berufsbildungswerk Soest

5. Bundesverband staatlich anerkannter Blindenwerkstätten e. V., Berlin

6. Mediengemeinschaft für blinde und sehbehinderte Menschen (MEDIBUS), Marburg

7. Deutsches Komitee zur Verhütung von Blindheit, München

8. Europäische Blindenunion (EBU), Paris

9. Weltblindenunion (WBU), Toronto 
10. Blindenstiftung Deutschland, Berlin

11. Hans-Calwer-Stiftung, Rastatt

12. Deutscher Behindertenrat, Berlin

13. Bundeskompetenzzentrum Barrierefreiheit, Berlin

14. Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe, Düsseldorf

15. Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband (Gesamtverband), Berlin

16. Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen (BAGSO), Bonn

17. Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (BAR), Frankfurt/Main

18. Deutsches Institut für Normung, Berlin

19. Deutsche Vereinigung für Rehabilitation (DVfR), Heidelberg

20. Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge, Berlin

21. Bundesvereinigung Prävention und Gesundheitsförderung, Bonn

22. Gemeinsamer Bundesausschuss der Ärzte und Krankenkassen, Berlin

23. Nationale Koordinierungsstelle „Tourismus für alle“, Mainz

24. Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für Behinderte, Frankfurt/Main

25. Deutsche Behindertenhilfe/Aktion Mensch, Mainz.

Im Berichtszeitraum setzte der DBSV seine Mitarbeit in zahlreichen Zusammenschlüssen und Gremien, in die er seit seinem Umzug nach Berlin im Jahr 2004 eingetreten ist, fort. Im Arbeitsausschuss des Deutschen Behindertenrates (DBR) war er durch seinen Geschäftsführer, Andreas Bethke, vertreten. Er wirkte an der Ausarbeitung der zentralen behindertenpolitischen Positionen zu einem Bundesteilhabegesetz und zur Novellierung des Behindertengleichstellungsgesetzes mit und konnte erneut Dr. Heinz-Willi Bach als sehbehinderten Vertreter für den Wissenschaftlichen Beirat zur Erarbeitung des zweiten Teilhabeberichts der Bundesregierung benennen. DBSV-Rechtsreferentin Christiane Möller vertrat den DBR im Sachverständigenbeirat der Bundesagentur für Arbeit. Mit Dr. Michael Richter wirkte der DBSV in der DBR-Arbeitsgruppe zum Austausch über strategische Klageverfahren, mit Jessica Schröder in der Arbeitsgruppe Europa mit. In dem aus der Arbeit des Deutschen Behindertenrates hervorgegangenen Bundeskompetenzzentrum Barrierefreiheit hat DBSV-Geschäftsführer Andreas Bethke die Funktion des Vorstandsvorsitzenden inne. Darüber hinaus gehörte der DBSV-Geschäftsführer dem Ausschuss des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) zur Umsetzung der BRK an. Im Inklusionsbeirat der Behindertenbeauftragten der Bundesregierung vertrat er den Personenkreis der blinden und sehbehinderten Menschen. In Genf vertrat der DBSV die BRK-Allianz bei der Staatenprüfung vor dem UN-Behindertenrechtsausschuss mit. Auch in die Gremien des DPWV-Gesamtverbandes konnte der DBSV seine politischen Positionen einbringen. Im Mittelpunkt der Aktivitäten standen dabei das Bundesteilhabegesetz und die gesundheitspolitische Positionierung des Verbandes. Im Verbandsrat des DPWV war der DBSV durch seine Präsidentin, Renate Reymann, vertreten.

In der Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen (BAGSO) beteiligte sich der DBSV an der programmatischen Ausrichtung und an Tagungen. Sein Augenmerk lag dabei darauf, dem Thema „Sehen im Alter“ mehr Aufmerksamkeit zu verschaffen. So setzten DBSV und BAGSO ihr Engagement in dem von ihnen gemeinsam Initiierten Aktionsbündnis „Sehen im Alter“ fort und gewannen die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung als neuen Partner.

In der BAG Selbsthilfe ist der DBSV nicht mehr im Vorstand vertreten. Auf Arbeitsebene arbeitete der DBSV zu behinderungsübergreifenden politischen Stellungnahmen zu und beteiligte sich an der von der BAG koordinierten Patientenvertretung. Dabei wirkten die themenbezogenen Experten der Blinden- und Sehbehindertenselbsthilfe bei Bedarf in den Gremien des Gemeinsamen Bundesausschusses mit und beteiligten sich an Verfahren der frühen Nutzenbewertung von Arzneimitteln des IQWIG.

In die Initiativgruppe „Vision 2020“ schließlich, die aus einer Veranstaltung der Woche des Sehens 2005 hervorging, brachte er mit dem Bundesverband der Augenärzte Initiativen zur Umsetzung des gemeinsamen Positionspapiers für Aktivitäten in Deutschland ein und vertrat es in gesundheitspolitischen Gesprächen mit dem Ministerium und der Politik.

Weiterhin wirkte der DBSV an einer Vielzahl von Hintergrundgesprächen, Fachveranstaltungen, Präsentationen, Empfängen und weiteren Veranstaltungen mit. Als Gäste in den Räumen seiner Geschäftsstelle willkommen heißen konnte er unter anderem die zahlreichen Teilnehmer an Sitzungen von Verbänden und Bündnissen, wie dem Deutschen Behindertenrat, der Liga Selbstvertretung Deutschland oder dem Aktionsbündnis „Sehen im Alter“.

20. Unser Dank

Zum Abschluss möchten wir all jenen herzlich danken, die uns bei der Erfüllung unserer vielfältigen Aufgaben erstmals oder wieder einmal tatkräftig unterstützt haben. 

Viele unserer in diesem Bericht zusammengefassten Tätigkeiten werden nicht durch öffentliche Mittel finanziert, weil sie "laufende Kosten" verursachen, für die öffentliche Gelder nicht zur Verfügung stehen. Umso mehr danken wir all unseren Förderern und Spendern, die durch ihre finanzielle Hilfe unsere umfangreichen Aktivitäten ermöglichen. Für das Jahr 2015 danken wir namentlich den öffentlichen Institutionen, gesetzlichen Krankenkassen und ihren Verbänden, Stiftungen, Vereinen und Unternehmen, die unsere Selbsthilfearbeit mit 10.000 Euro und mehr unterstützt haben:

· Aktion Mensch 

· AOK – Die Gesundheitskasse

· Barmer GEK

· Bayer

· Bert Mettmann Stiftung

· BKK Dachverband

· Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS)

· Bundesministerium für Gesundheit (BMG)

· Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA)

· DAK-Gesundheit

· Europäische Kommission

· GKV-Gemeinschaftsförderung Selbsthilfe auf Bundesebene

· Herbert Funke-Stiftung

· Techniker Krankenkasse

· Novartis

· Pfizer Deutschland

Wir danken herzlich allen ehren- und hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Deutschen Blinden- und Sehbehindertenverbandes e. V., seiner Landesvereine und ihrer Untergliederungen sowie seiner korporativen Mitglieder für ihre Leistungen und ihr Engagement, das die Qualität unserer Hilfen und Angebote von Blinden für Blinde, von Sehbehinderten für Sehbehinderte, von Augenpatienten für Augenpatienten immer wieder verbessert und letztlich ausmacht. Ihr Einsatz ist das Fundament unserer Selbsthilfearbeit.
Der DBSV bedankt sich aber auch bei den Vertretern anderer Verbände und Institutionen, von Behörden und Ministerien für die vertrauensvolle und konstruktive Mitwirkung in vielen Sachfragen und für das Verständnis, das sie den berechtigten Interessen der blinden und sehbehinderten Bürgerinnen und Bürgern, der Augenpatientinnen und Augenpatienten unseres Landes entgegengebracht haben.

21. Hinweis zum Schluss 

Dieser Tätigkeitsbericht kann nur einen kleinen Einblick in die vielfältige Arbeit des Deutschen Blinden- und Sehbehindertenverbandes e. V. geben. All denjenigen, die sich regelmäßig und detailliert über unsere Tätigkeit informieren möchten, empfehlen wir die Lektüre unserer Verbandszeitschrift „Gegenwart" und des Online-Newsletters „dbsv-direkt“.
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